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Auszug aus der Niederschrift über die 

77. Sitzung des Stadtrates 
 

 
Sitzungsdatum: Donnerstag, den 10.04.2025 
Beginn: 16:00 Uhr 
Ende 19:00 Uhr 
Ort, Raum: Sitzungssaal des Alten Rathauses in Langenzenn, 

Prinzregentenplatz 1 
 
Zur Sitzung anwesend: 

Zweiter Bürgermeister 
Ell, Christian ab TOP 1 

Stadtratsmitglieder 
Ammon, Erich bis TOP 13 
Durlak, Manfred  
Erhart, Wolfgang bis TOP 15 
Franz, Irene  
Gawehn, Michael  
Jäger, Alfred  
Meyer, Evelyn  
Osswald, Birgit  
Plevka, Melanie  
Ritter, Margit  
Roscher, Klaus  
Ruf, Georg ab TOP 2 
Schlager, Anni  
Schramm, Alexander  
Schwämmlein, Gerd bis TOP 6 
Sieber, Christian bis TOP 13 
Ströbel, Marion bis TOP 13 
Ströbel, Rainer bis TOP 13 
Vogel, Markus  
Vogel, Oliver  
Weber, Thomas ab TOP 3.2; bis TOP 13 
Ziegler, Thomas ab TOP 3.1; bis TOP 16 

 
Abwesend / Entschuldigt: 

Erster Bürgermeister 
Habel, Jürgen  

Stadtratsmitglieder 
Schendzielorz-Kostopoulos, Jutta  

 

STADT LANGENZENN 
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Öffentlicher Teil 

2. Bekanntgabe der nicht öffentlichen Beschlüsse 
 
Sachverhalt: 
 
Der Stadtrat der Stadt Langenzenn gibt folgende, in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Be-
schlüsse öffentlich bekannt: 
 
52. Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses vom 13.03.2025 
 

1. Kläranlage Langenzenn; Austausch Hauptsteuereinheit für Schneckenpresse;  
hier: Auftragsvergabe 
(TOP N 8.1) 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt die Vergabe des Austausches 
der Hauptsteuereinheit der Schneckenpresse an die Firma Huber SE, Berching, ge-
mäß Angebot vom 26.02.2025 in Höhe von brutto 16.444,94 Euro. 

 
2. Feuerwehr Keidenzell – Errichtung eines Geräteraums;  

hier: Vergabe zur Lieferung und Montage einer Fertiggarage 
(TOP N 8.2) 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt die Vergabe der Lieferung und 
Montage für die Fertigteilgarage der Feuerwehr Keidenzell an die Firma Dahmit Ga-
ragen- und Fertigbau GmbH, Neumarkt / Opf., auf Grundlage des Angebots vom 
14.01.2025 in Höhe von brutto 17.740,52 Euro. 

 
3. Bebauungsplan Gewerbegebiet „GE II“;  

hier: Fortführung der städtebaulichen Quartiersstudie 
(TOP N 9.1) 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt die künftige städtebauliche 
Quartiersentwicklung (Wohnen + Gewerbe).  

 
Die Verwaltung wird mit der Fortführung der städtebaulichen Studie auf Grundlage 
des Honorarangebots von TB MARKERT Stadtplaner * Landschaftsarchitekt PartG 
mbB, Nürnberg vom 05.03.2025 (hier: Stufe 1) in Höhe von brutto 8.046,78 Euro be-
auftragt.  

 
Mit dem Investor ist ein städtebaulicher Vertrag zur Übernahme der Planungskosten 
abzuschließen.  

 
76. Sitzung des Stadtrates vom 19.03.2025 
 

4. Genehmigung der letzten Niederschrift 
(TOP N 13) 
 
Sitzung des      vom 
69. Sitzung des Stadtrates    04.12.2024 
70. Sitzung des Stadtrates    05.12.2024 
71. Sitzung des Stadtrates    16.12.2024 
72. Sitzung des Stadtrates     15.01.2025 

53. Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses vom 25.03.2025 
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5. Feuerwehr Keidenzell – Errichtung eines Geräteraums 
hier: Vergabe von Baumeisterarbeiten 
(TOP N 14.1) 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt die Vergabe der Baumeister-
arbeiten zur Errichtung des Geräteraums für die FFW Keidenzell an die Firma Bauun-
ternehmen Bernd Gumbrecht, Veitsbronn, auf Grundlage des Angebotes vom 
21.03.2025 in Höhe von vorläufig brutto 9.649,83 Euro. 

 
6. 28. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie Aufstellung des Bebauungsplanes 

Nr. 87 „Lagerplatz beim Weißen Stein“; 
hier: Vergabe der Planungsleistungen zur Erstellung einer schalltechnischen Unter-
suchung 
(TOP 15.1) 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt die Vergabe der Planungsleis-
tungen zur Erstellung einer schalltechnischen Untersuchung für den Bereich des Be-
bauungsplan Nr. 87 „Lagerplatz Beim Weißen Stein“ sowie der 28. Änderung des 
Flächennutzungsplanes an das Büro Möhler & Partner, Bamberg, in Höhe von brutto 
4.557,70 Euro.  

 
7. Genehmigung der letzten Niederschrift 

(TOP N 18) 
 
Sitzung des       vom 
49. Sitzung des Bau-; Umwelt- und Verkehrsausschuss 17.12.2024 
51. Sitzung des Bau-; Umwelt- und Verkehrsausschuss 25.02.2025 

 
32. Sitzung des Werkausschusses vom 27.03.2025 
 

8. Genehmigung der letzten Niederschrift 
(TOP N 8) 
 
Sitzung des      vom 
31. Sitzung des Werkausschusses   29.01.2025 

 
65. Sitzung des Hauptausschusses vom 27.03.2025 
 

9. Beschaffung von Möbeln für die Grundschule 
(TOP N 11) 
 
Der Hauptausschuss / Der Stadtrat beauftragt die Verwaltung mit der Beschaffung 
von Folgenden Möbeln für die Grundschule Langenzenn: 

 
- Schreibtische für Rektorat, Konrektorat und Sekretariat 
- Stühle für das Lehrerzimmer 
- Arbeitsplätze, Tisch, Sitzecke und Sessel für die Lehrerbibliothek 

 
Die Verwaltung wir ermächtigt, diese Anschaffungen in einem Rahmen bis zu 
42.000,00 € zu tätigen.  

 
10. Genehmigung der letzten Niederschrift 

(TOP N 15) 
 
Sitzung des    vom 
64. Hauptausschusses  27.02.2025 
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Beschluss: 
 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis.   
 

3. Bauleitplanung 
 

3.1. 21. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 80 "Westlich der Deberndorfer Straße" im Parallel-
verfahren; hier. Abwägung gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

 
Sachverhalt: 
 
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 09.03.2022 die Angelegenheit der 21. Änderung des 
Flächennutzungsplanes sowie die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 80 „Westlich der 
Deberndorfer Straße“ im Parallelverfahren an sich gezogen, soweit nicht die Befugnis / Zu-
ständigkeit ohnehin im Stadtrat liegt (§ 2 Abs. 2 Satz 2 der Geschäftsordnung des Stadtra-
tes). 
 
In der gleichen Sitzung des Stadtrates am 09.03.2022 wurde für die 21. Änderung des Flä-
chennutzungsplans mit integriertem Landschaftsplan sowie zur Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 80 „Westlich der Deberndofer Straße“ der Aufstellungsbeschluss gefasst.  
 
Der Aufstellungsbeschluss wurde am 01.04.2022 ortsüblich bekannt gemacht. In seiner Sit-
zung am 20.07.2023 beschloss der Stadtrat der Stadt Langenzenn die Änderung des Auf-
stellungs- und Änderungsbeschlusses dergestalt, dass der Geltungsbereich im Nordwesten 
erweitert wird.  Der geänderte Aufstellungsbeschluss wurde am 04.08.2023 ortsüblich be-
kannt gemacht. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit zu den Vorentwürfen nach § 3 Abs. 1 BauGB 
fand vom 04.12.2023 bis einschließlich 18.01.2024 statt. Es gingen von folgenden Personen 
Anregungen ein. 
 
- Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 1 
- Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 2 
- Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 3 
- Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 4 
- Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 5 
- Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 6 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 
Abs. 1 BauGB, sowie der Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB erfolgte mit Anschrei-
ben vom 04.12.2023, dabei wurde um Stellungnahme bis zum 18.01.2024 gebeten. 
 
Keine Anregungen bzw. keine Betroffenheit wurden in folgenden Stellungnahmen geltend 
gemacht: 
 

 Amt für Ländliche Entwicklung Mittelfranken 

 Landesjagdverband Bayern, Jägerschaft Fürth Stadt und Land e.V. 

 Gemeinde Großhabersdorf 

 Handwerkskammer für Mittelfranken 

 HBE Handelsverband Bayern e.V. 

 Infra Fürth GmbH 

 Markt Cadolzburg 

 Markt Emskirchen 

 PLEdoc GmbH, Netzverwaltung 
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 Regierung von Oberfranken - Bergamt Nordbayern 

 TenneT TSG GmbH, Bereich Leitungen 

 Gemeinde Hagenbüchach 

 Vodafone Kabel Deutschland GmbH - Geschäftsstelle Nürnberg 
 
Keine Stellungnahme ging im Beteiligungsverfahren ein von: 

 Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Neustadt a.d. Aisch 

 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Sachgebiet BQ 

 BDS Gewerbeverband Bayern e.V. 

 CSG GmbH 

 Fischereiverband Mittelfranken 

 Gemeinde Puschendorf 

 Kreisheimatpfleger 

 Kreisjugendring Fürth-Land 

 Landesbund für Vogel- und Naturschutz in Bayern e.V. 

 Markt Wilhermsdorf 

 Regierung von Mittelfranken - Fachberater Brand- u. Katastrophen-Schutz 

 Regierung von Mittelfranken - Luftamt Nordbayern 

 Staatliches Bauamt Nürnberg. Straßenbau 

 Stadtwerke Langenzenn 

 Verkehrsclub Deutschland, Landesverband Bayern e.V. 

 Verkehrsverbund Großraum Nürnberg GmbH 

 Verwaltungsgemeinschaft Veitsbronn/Seukendorf 
 
Hinweis: 
 
In der Regel gingen zur 21. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 80 „Westlich der Deberndorfer Straße“ gemeinsame Stellungnahmen 
ein, so dass eine gemeinsame Beratung und Abstimmung durchgeführt wird.  
 
Es wurden folgende Stellungnahmen mit Anregungen abgegeben: 
 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Fürth-Uffenheim 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten Fürth-Uffenheim nimmt zu 
oben aufgeführten Planungen wie folgt 
Stellung: 

  

Bereich Landwirtschaft 
Landwirtschaftliche Nutzflächen werden 
mit der Planung nicht betroffen. Dem-
gemäß bestehen aus landwirtschaftli-
cher Sicht keine grundsätzlichen Ein-
wände gegen die aktuelle Planung. 

 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis. 

 

Gemäß der vorliegenden Planung soll 
der natur- und artenschutzrechtliche 
Ausgleich innerhalb des Plangebietes 
erfolgen. Dabei wird naturschutzrecht-
lich eine deutliche Überkompensation 
von 4856 Wertpunkten erzielt (erforder-
lich 6862 WP, geschaffen werden 11718 
WP). 
Diese Überkompensation ist im Sinne 
einer sparsamen Verwendung von 

Der überschüssige Ausgleich entsteht 
vor dem Hintergrund der Erstellung der 
Herstellung des Eidechsenhabitats 
(CEF-Maßnahme) und der hierfür er-
forderlichen Flächengrößen. Es ist 
daher nicht möglich eine kleinere Flä-
che ohne Bildung des Überschusses 
für die Ausgleichsmaßnahmen festzu-
setzen. Da es sich bei der betreffenden 
Fläche um eine Fläche in Privateigen-
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Grund und Boden für andere Bauvorha-
ben als naturschutzrechtlicher Ausgleich 
anzurechnen. 

tum handelt, obliegt es dem Betriebs-
eigner, die überschüssigen Wertpunkte 
anrechnen zu lassen, sofern dies 
rechtlich möglich ist. 

Bereich Forsten 
An das o.g. Vorhaben grenzt im Westen 
und Süden Wald i.S.d. § 2 Bundeswald-
gesetz (BWaldG) i.V.m. Art. 2 Bayeri-
sches Waldgesetz (BayWaldG) an. 
Erfahrungsgemäß erreichen Waldbäu-
me im hiesigen Bereich Baumhöhen von 
25-30 m. Innerhalb dieser Baumfallzone 
besteht für bauliche Anlagen im Falle 
eines Umsturzes von Bäumen ein er-
höhtes Risiko für Menschen, Gebäude 
und Sachwerte. Der Abstand des Wal-
des zum Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans beträgt weniger als 30 m und 
liegt somit im Fallbereich des benach-
barten Waldbestandes. Für die Gebäu-
de und die sich darin aufhaltenden Men-
schen ist deshalb eine potenzielle Ge-
fährdung durch umstürzende Bäume 
und herabfallende Äste gegeben. Diese 
Gefährdung ergibt sich nicht nur daraus, 
dass umstürzende Bäume den Dach-
stuhl durchschlagen können, sondern 
insbesondere auch daraus, dass sie mit 
ihren Ästen durch das Dach oder die 
Fenster in Innenräume eindringen kön-
nen. Ein verstärkter Dachstuhl reicht 
somit zur Gefahrenabwehr nicht aus. 
Aufgrund der oben geschilderten Prob-
lematik bestehen aus forstlicher Sicht 
somit erhebliche Bedenken bezüglich 
der o.g. Planung. 
Wir bitten darum, unsere fachlichen 
Einwendungen bei der Abwägung an-
gemessen zu berücksichtigen. 

 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
Bei Einhaltung des geforderten Wald-
abstandes von 25-30 m würde der frei 
zu haltende Bereich im Süden und 
Südwesten des Plangebiets weiter 
vergrößert und die Bebaubarkeit des 
Grundstücks an dieser Stelle deutlich 
eingeschränkt werden. Waldbesitzer 
haben nach der Rechtsprechung des 
BayVGH grundsätzlich keinen An-
spruch auf Freihaltung des Baumwurf-
bereichs. Durch die Bebauung be-
nachbarter Grundstücke ist für den 
Eigentümer von Waldgrundstücken 
kein Eingriff in die bodenrechtlichen 
Nutzungsmöglichkeiten des Wald-
grundstücks verbunden. Vielmehr ob-
liegt diesen eine Verpflichtung, die 
Waldgrundstücke in einem verkehrssi-
cheren Zustand zu halten unabhängig 
davon, ob die benachbarten Grundstü-
cke bebaut sind (vgl. BayVGH, Urteil 
vom 26.04.2021, AZ 15 CS 21.1081 
mit weiteren Nachweisen auf die 
Rechtsprechung). Dennoch werden die 
Belange der Waldbesitzer im Rahmen 
der Abwägung berücksichtigt. Da je-
doch deren Haftungsrisiko und die An-
forderungen an die Verkehrssiche-
rungspflicht auch dann bestehen wür-
de, wenn die benachbarte Baugrenze 
versetzt werden würde, kann diesen 
Belangen im vorliegenden Fall kein 
Vorrang eingeräumt werden. Ebenso 
ist zu berücksichtigen, dass das be-
nachbarte Grundstück innerhalb des 
Plangebietes bereits bebaut ist. Die 
vorhandene Bebauung befindet sich in 
einem Abstand von nur 9 m zum Wald-
rand. Das Risiko, dass Bäume umfal-
len und die vorhandenen Gebäude im 
Plangebiet beschädigen, ist daher un-
abhängig von den geplanten Festset-
zungen des Bebauungsplans gegeben.  
Durch die Planung erfolgt daher weder 
der erstmalige Eintritt einer abstrakten 
Gefährdungssituation-, noch eine Ver-
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schärfung. An der Planung wird daher 
festgehalten. 

Forstfachliche Hinweise 
Erhöhte Aufwendungen für die an-
grenzenden Waldbesitzer 
Wir weisen darauf hin, dass sich durch 
die am Waldrand gelegene Bebauung 
für die angrenzenden Waldbesitzer dau-
erhaft erhebliche Mehrbelastungen er-
geben. Diese setzen sich wie folgt zu-
sammen:  
• Bewirtschaftungserschwernisse, u.a. 

in Form von erhöhten Sicherheitsauf-
wendungen bei grenznahen Baumfäl-
lungen, 

• regelmäßige Sicherheitsbegänge auf-
grund einer erhöhten Verkehrssiche-
rungspflicht 

• ein höheres Haftungsrisiko bei etwai-
gen Sach- oder Personenschäden. 

Durch eine dinglich gesicherte Haf-
tungsausschlusserklärung (§ 1018 Bür-
gerliches Gesetzbuch; Grunddienstbar-
keit) kann der jeweilig betroffene Wald-
besitzer nur hinsichtlich privatrechtlicher 
Schadensersatzforderungen von der 
Haftung freigestellt werden. Die Mög-
lichkeit strafrechtlicher Konsequenzen 
für den Waldbesitzer bleibt auch im Fal-
le einer Haftungsausschlusserklärung 
unberührt. 
Auf diese Mehrbelastungen sollten die 
angrenzenden Waldbesitzer vor Erlass 
des Genehmigungsbescheides hinge-
wiesen werden. 

 
Auf die zuvor zitierte Rechtsprechung 
wird verwiesen, eine Anpassung der 
Planung wird nicht für erforderlich er-
achtet. 

 

Feuergefahr 
Zum Schutz der angrenzenden Waldflä-
chen weisen wir darauf hin, dass offene 
Feuerstätten oder unverwahrtes Feuer 
(z. B. Lagerfeuer- oder Grillplätze) auf 
den Grundstücken, welche weniger als 
100 Meter Abstand zum Wald haben, 
gem. Art. 17 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
BayWaldG, erlaubnispflichtig sind. Die-
ser Hinweis sollte in die Baugenehmi-
gung aufgenommen werden. 

 
Kenntnisnahme. Im vorliegenden Ver-
fahren handelt es sich um die Aufstel-
lung eines Bebauungsplans bzw. um 
eine FNP-Änderung. Mögliche Bauge-
nehmigungen werden erst in nachge-
lagerten Verfahren erteilt. Ein entspre-
chender Hinweis wird aber in die Be-
gründung aufgenommen. 

 

Um Abdruck des Abwägungsergebnis 
unter Angabe des Aktenzeichens an 
poststelle@aelf-fu.bayern.de wird gebe-
ten. 

Das Ergebnis wird im Zuge der Ent-
wurfsbeteiligung mitgeteilt. 

 

 
Bayerischer Bauernverband, Geschäftsstelle Nürnberg 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

Aus landwirtschaftlicher Sicht nehmen 
wir hierzu wie folgt Stellung: 

 
 

 



77. Sitzung des Stadtrates vom 10.04.2025  Seite 8 von 135 

Gegen vorgenanntes Vorhaben werden 
unsererseits keine Äußerungen vorge-
bracht. 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis. 

Wir weisen rein vorsorglich darauf hin, 
dass sicherzustellen ist, dass während 
erforderlicher Erschließungsmaßnah-
men und auch hinterher die Zufahrten 
zu den angrenzenden landwirtschaftli-
chen Grundstücken uneingeschränkt 
möglich sein müssen. Gleiches gilt für 
Entwässerungseinrichtungen (Draina-
gen, Vorfluter) und die Flurwege. 

Kenntnisnahme. Die vorliegende Pla-
nung sieht lediglich die planungsrecht-
liche Sicherung einer bestehenden 
Zufahrt als künftige öffentliche Ver-
kehrsflächenflächen vor. Weitere Er-
schließungsmaßnahmen sind nicht 
vorgesehen. An den Bestandswegen 
erfolgen ansonsten keine Änderungen. 

 

Hinsichtlich einer Randbegrünung wei-
sen wir auf die Bestimmungen gem. 
§ 47f Bayerisches AGBGB hin. 

Kenntnisnahme. Der Bebauungsplan 
hat lediglich die Pflanzmaßnahmen 
bzw. Bestandsgehölze festgesetzt, die 
schon Auflagen aus Baugenehmigun-
gen dargestellt haben. Gerade im Nor-
den und im Westen des Plangebietes 
werden keine Gehölze festgesetzt, die 
den Regelungen des Gesetzes zur 
Ausführung des Bürgerlichen Gesetz-
buchs (AGBGB) entgegensehen wür-
den. Diese Regelungen gelten darüber 
hinaus unabhängig von den Festset-
zungen des Bebauungsplans. 

 

 
 
Bund Naturschutz e.V., Kreisgruppe Fürth-Land und Ortsgruppe Langenzenn 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

Es ist sicherzustellen, dass Ausgleichs-
maßnahmen aus früheren Genehmi-
gungen nicht zerstört oder in ihrer Wir-
kung beeinträchtigt werden. Ebenso 
dürfen diese Flächen nur dann noch-
mals als Ausgleich für die jetzige Ge-
nehmigung mit herangezogen werden, 
wenn durch zusätzliche Maßnahmen 
eine höhere Wertigkeit erreicht werden 
kann. Sollte eine künftige betriebliche 
Nutzung der bestehenden Ausgleichs-
flächen unabdingbar sein, so sind diese 
1:1 in ihrer ökologischen Wirkung wieder 
herzustellen. 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis. 
Entgegen der Annahme in der Stel-
lungnahme ist keineswegs vorgese-
hen, bereits vorhandene Ausgleichs-
flächen weiteren Eingriffen zuzuord-
nen. Die vorhandenen Ausgleichsflä-
chen werden soweit es die Planung 
erlaubt über geeignete Festsetzungen 
gesichert (Ausgleichsfläche AF 1) und 
für die neu vorbereiteten Eingriffe wer-
den neue Ausgleichsmaßnahmen 
(Ausgleichsfläche AF 2) festgesetzt. 

 

Die im nördlichen Bereich gelagerten 
Oberbodenhaufwerke werden mittlerwei-
le von diversen Wildbienenarten als 
Nistrevier genutzt. Diese stehen nach 
BArtSchV Anlage 1 unter besonderem 
Schutz. Nach § 44 (1) 3 BNatSchG ist 
es verboten, "Fortpflanzungs- oder Ru-
hestätten der wild lebenden Tiere der 
besonders geschützten Arten aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen 
oder zu zerstören". Somit ist die be-
schriebene Entfernung der Haufwerke 

Viele Wildbienenarten sind in der Bun-
desartenschutzverordnung BArtSchV 
geschützt, nicht aber z.B. europarecht-
lich geschützt. Für diese Arten liegt 
nach § 44 Abs. 5 S. 5 BNatSchG bei 
Handlungen zur Durchführung eines 
Vorhabens kein Verstoß gegen die 
artenschutzrechtlichen Zugriffs-, Be-
sitz- und Vermarktungsverbote vor. 
Die Erhaltung von Haufwerken zur 
Gestaltung der Fläche als CEF-
Maßnahme kann daher bei der Umset-
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nicht zulässig. Sie sind zu erhalten und 
in das dort vorgesehene Eidechsenhabi-
tat zu integrieren. 

zung geprüft werden, ist aber nicht 
zwingend geboten. Ein Teil der Hauf-
werke würde auch im Bereich der ge-
planten Erweiterung der Sonderbauflä-
che liegen. 

Wir gehen davon aus, dass die Einwen-
dungen geprüft und entsprechend be-
rücksichtigt werden. Bitte lassen Sie uns 
einen Protokollauszug des Beschluss-
buches über die Behandlung der Stel-
lungnahme zukommen. 

Kenntnisnahme. Die Anregungen wer-
den wie oben aufgeführt behandelt. 
Das Ergebnis der Abwägung wird zu 
gegebener Zeit mitgeteilt. 

 

 
Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH, T NL Süd PTI 13 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

Die Telekom Deutschland GmbH (nach-
folgend Telekom genannt) - als Netzei-
gentümerin und Nutzungsberechtigte 
i.S.v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deut-
sche Telekom Technik GmbH beauftragt 
und bevollmächtigt, alle Rechte und 
Pflichten der Wegesicherung wahrzu-
nehmen sowie alle Planverfahren Dritter 
entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnah-
men abzugeben. Zu der o.g. Planung 
nehmen wir wie folgt Stellung: 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis.  

Im Planbereich befinden sich Telekom-
munikationslinien der Telekom, die aus 
beigefügtem Plan ersichtlich sind. 
Der Bestand und der Betrieb der vor-
handenen TK-Linien müssen weiterhin 
gewährleistet bleiben. 
Wir bitten, die Verkehrswege so an die 
vorhandenen umfangreichen Telekom-
munikationslinien der Telekom anzu-
passen, dass diese Telekommunikati-
onslinien nicht verändert oder verlegt 
werden müssen. 

Die eingetragenen Leitungen liegen mit 
Ausnahme des Hausanschlusses in 
vorgesehenen öffentlichen Verkehrs-
wegen. An diesen sind im Rahmen 
dieser Planung keine Änderungen vor-
gesehen. 

 

Diese Stellungnahme gilt sinngemäß 
auch für die Änderung des Flächennut-
zungsplanes. 

Kenntnisnahme.  

Bei Planungsänderung bitten wir um 
erneute Beteiligung. 

Eine erneute Beteiligung erfolgt zum 
Entwurf (§ 3 Abs. 2 BauGB) hin. 

 

 
IHK Nürnberg für Mittelfranken 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

Nach Prüfung der Unterlagen und Rück-
sprache mit unserem zuständigen IHK-
Gremium dürfen wir Ihnen mitteilen, 
dass seitens der IHK Nürnberg für Mit-
telfranken in ihrer Rolle als Vertreterin 
der gesamtwirtschaftlichen Interessen 
grundsätzlich keine Einwände gegen die 
o.g. Planung bestehen. 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis.  
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Durch die Ausweisung der Fläche als 
Sondergebiet mit Zweckbestimmung 
„Biogas/Kompostierung“ sind derzeit 
keine nachteiligen Auswirkungen für die 
Wirtschaft zu erwarten. Zielkonflikte mit 
anderen Nutzungen sind aus heutiger 
Sicht nicht erkennbar. 
Die IHK Nürnberg für Mittelfranken tritt 
kraft ihres gesetzlichen Auftrags für wirt-
schaftsfreundliche Standortbedingungen 
ein. Die nachhaltige Nutzung von er-
neuerbaren Energien gewinnt im Zuge 
der eingeleiteten Energiewende zuneh-
mend an Bedeutung. Sowohl für die 
Versorgungssicherheit wie auch für die 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen. 
Erneuerbare Energien zu erschließen 
und zu nutzen sind Grundsätze des 
Landesentwicklungsprogramm (LEP). 
Neben der Bedeutung für die Wirtschaft 
sind sie elementar für die Lebensqualität 
der Bevölkerung. Die geplante Biogas-
anlage kann einen Beitrag zur sicheren 
Energieversorgung vor Ort und zur regi-
onalen Wertschöpfung leisten. 
Wir danken Ihnen für die Beteiligung. 
Gerne stehen wir Ihnen für wirtschafts-
relevante Gespräche in diesem Zusam-
menhang zur Verfügung. 

 
 
Landratsamt Fürth, Sachgebiet 44 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

Bebauungsplan Nr. 80 „Westlich der  
Deberndorfer Straße“ 

  

1. Abteilung 1 - SG 13 - Abfallwirtschaft: 
Mit den eingereichten Planunterlagen 
besteht grundsätzlich Einverständnis. 
Eine Abholung der Abfallsammelbehäl-
ter kann bei Bereitstellung an der De-
berndorfer Straße gewährleistet werden 

 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis. 

 

2. Abteilung 4- SG 41 AB 412- Wasser-
recht/Bodenschutz/Altlasten: 
Zu den im vorbezeichneten Bauleitplan-
verfahren vorgelegten Unterlagen wird 
seitens des Arbeitsbereichs 412 Was-
serrecht und Bodenschutz wie folgt Stel-
lung genommen: 
Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg ist 
- insbesondere hinsichtlich des Prob-
lemkreises „Verringerte Grundwasser-
neubildung“- noch zu hören und dessen 
Stellungnahme ist zu beachten. 

 
 
Kenntnisnahme. Das Wasserwirt-
schaftsamt wurde ebenfalls beteiligt 
und deren Stellungnahme in die Ab-
wägung eingestellt. 

 

Hinsichtlich des Problemkreises „Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen 

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme 
wurde ebenfalls in die Abwägung ein-
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(Sickersäften) im Umgriff des B-Plan-
Gebiets“ und der Schmutzwassersamm-
lung vor Ort bzw. des fachgerechten 
Abtransports des gesammelten 
Schmutzwassers ist die Fachkundige 
Stelle für Wasserwirtschaft lm Hause 
noch zu hören und deren Stellungnah-
me ist zu beachten. 

gestellt. 

3. Abteilung 4 - SG 42 - Immissions-
schutz Technik: 
Die Ausführungen zum Immissions-
schutz fehlen derzeit, sollen aber laut 
Begründung im Verfahren noch ergänzt 
werden. Es wird darauf hingewiesen, 
dass eine Emissionskontingentierung zu 
erstellen ist. 
Weiterhin sind die schalltechnischen 
Auswirkungen des Lieferverkehrs auf 
die benachbarten Gemeinden im Sinne 
einer gerechten Abwägung zu quantifi-
zieren (Hinweis: Die Auswirkungen des 
Lieferverkehrs auf die Gemeinden wa-
ren bzw. sind nicht Prüfungsgegenstand 
im Genehmigungsverfahren). 

 
 
Kenntnisnahme. Das erforderliche 
Schallgutachten wurde zum Entwurf 
hin erstellt und in die Planung ein-
gearbeitet. Es erfolgt nun eine 
Emissionskontingentierung nach 
DIN 45691. 

 

4. Abteilung 4 - SG 42 - Naturschutz 
Technik: 
Die Vermeidungsmaßnahmen V1-5 so-
wie die CEF-Maßnahmen CEF1-2 aus 
dem Kapitel M (Seite 41 ff.) sind einzu-
halten. 

 
Kenntnisnahme. Die in der saP aufge-
führten Vermeidungs- und CEF-
Maßnahmen sind grundsätzlich zu 
beachten bzw. umzusetzen. 

 

Bei der Vermeidungsmaßnahmen „V 5 
Vermeidung der Attraktion von nachtak-
tiven Insekten an Lichtquellen" ist noch 
folgendes zu ergänzen: 
Die Außenbeleuchtung sollte aus-
schließlich mit abgeschirmtem, zielge-
richtetem Gehäuse und insektenfreund-
licher Beleuchtung (LED-warm-weiß, 
max. 2.700 K) installiert und betrieben 
werden. Außerdem sollte von andau-
ernder nächtlicher Beleuchtung von Ob-
jekten oder Wänden abgesehen werden. 

Es ist bereits eine Festsetzung zur 
insektenfreundlichen Außenbeleuch-
tung enthalten, die u.a. auch ein Ab-
strahlen in die Umgebung nicht erlaubt. 
Diese Festsetzung enthält zudem be-
reits Spezifikationen bezüglich der zu-
lässigen Wellenlänge und der korrelier-
ten Farbtemperatur der eingesetzten 
Leuchtmittel. Eine Anpassung oder 
Ergänzung dieser Festsetzung wird 
nicht für notwendig erachtet. 

 

5. Abteilung 4 - SG 45 (Kreisbaumeis-
ter): 
Es wird empfohlen, in Punkt 2 der Be-
gründung (Ziele der Raumordnung) auf 
das in Punkt 3.3 des Landesentwick-
lungsprogramms Bayern erörterte An-
bindegebot und die dort genannten 
Ausnahmemöglichkeiten einzugehen. 

 
Die Anregung wird aufgegriffen und 
die Begründung um Ausführungen 
zum Anbindegebot ergänzt. 

 

Es wird empfohlen als Bezugspunkte für 
die im Textteil unter § 2 Nr. 2 getroffe-
nen Höhenfestsetzungen Höhenpunkte 
in müNN anzugeben. 

Der Höhenbezug auf die angrenzende 
Kreisstraße wird für sinnvoll erachtet, 
da sie weitgehend dem natürlichen 
Gelände folgt und damit eine sinnvolle 
Höhenabstufung auch für das Plange-
biet ergibt. Dem Betreiber bleibt es 
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damit offen, wie er sein Betriebsgelän-
de höhentechnisch gliedert. Bei einer 
strikten Maßgabe über Höhenangaben 
über Normalhöhennull werden diese fix 
für einen bestimmten Teil des Plange-
biets festgesetzt. Betriebliche Umstruk-
turierungen werden damit nur über 
Gebühr eingeengt. Der Anregung wird 
daher nicht entsprochen. 

6. Kreisbrandinspektion des Landkreises 
Fürth: 
Das beigefügte Merkblatt ist zu beach-
ten: 
Merkblatt Bebauungspläne Gewerbe-
gebiet 
Bei der Aufstellung, Änderung oder Er-
weiterung von Bebauungsplänen sind 
für den durch die Gemeinde sicherzu-
stellenden Brandschutz - gemäß Art. 1 
des Bayer. Feuerwehrgesetzes (Punkte 
Art. 1 BayFwG: abwehrender Brand-
schutz, Technischer Hilfsdienst, Bereit-
stellung von Löschwasserversorgungs-
anlagen bereitstellen und unterhalten, 
Vorbeugender Brandschutz) - grund-
sätzlich folgende, allgemeine Belange 
des abwehrenden Brandschutzes 
(Durchführung wirksamer Löscharbeiten 
und Rettung von Personen) zu überprü-
fen und durchzuführen: 
Das Hydrantennetz ist nach den Techni-
schen Regeln des Deutschen Vereins 
des Gas- und Wasserfaches e.V. 
(DVGW) - Arbeitsblätter W 331 (letzte 
Änderung November 2006) und W 405 
(letzte Änderung 2008) - auszubauen 
oder anzupassen. Zur Bemessung der 
Löschwassermenge gem. DVWG 405W 
ist aus Sicht der Feuerwehr immer von 
einer mittleren Brandausbreitung auszu-
gehen, womit sich ein Löschwasserbe-
darf von 96 m³/h bzw. 192 m³/h über 2 
Stunden ergibt. 
Die Abstände von Hydranten auf Leitun-
gen in Ortsnetzen, die auch der Lösch-
wasserversorgung (Grundschutz) die-
nen, dürfen 150 m nicht übersteigen 
Dabei sind die Hydranten außerhalb der 
Fahrbahn anzuordnen. 
Bezüglich der Löschwasserrückhaltung 
sind die für den Gewässerschutz zu-
ständigen Stellen (insbesondere Was-
serwirtschaftsamt Nürnberg bzw.- Fach-
kundige Stelle für Wasserwirtschaft am 
Landratsamt Fürth) zur Festlegung der 
eventuell notwendigen Löschwasser-

 
 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis. 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Angaben in der Begründung zur 
Löschwasserversorgung werden 
ergänzt. An der Deberndorfer Straße 
existiert im Südosten des Plangebietes 
ein Oberflurhydrant, der den geforder-
ten Löschwasserbedarf von mind. 
96 m³/h über zwei Stunden bei ausrei-
chendem Wasserdruck gewährleisten 
kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Bis auf die ebenfalls 
schon bestehende Zufahrt werden 
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rückhaltemenge einzuschalten.  
Die öffentlichen Verkehrsflächen sind so 
anzulegen, dass sie hinsichtlich der 
Fahrbahnbreite, Kurvenkrümmungsradi-
en usw. mit den Fahrzeugen der Feuer-
wehr jederzeit und unbehindert befahren 
werden können (Hinweis: Planung nach 
RASt 2006). Die Tragfähigkeit muss für 
Fahrzeuge bis 16 t zulässige Gesamt-
masse bzw. mind. 10 t Achslast ausge-
legt sein. Hierzu wird ergänzend als 
Planungshilfe auf die Technische Bau-
bestimmung “Richtlinie über Flächen für 
die Feuerwehr" Fassung Juli 2007 hin-
gewiesen. 
Es muss insbesondere gewährleistet 
(Art. 5 Abs. 1 Satz 4 BayBO) sein, dass 
Gebäude ganz oder mit Teilen in einem 
Abstand von höchstens 50 m von den 
öffentlichen Verkehrsflächen erreichbar 
sind. Bei mehr als 50 m muss auf Pri-
vatgrundstücken eine Feuerwehrzufahrt 
gemäß den Richtlinien über Flächen für 
die Feuerwehr erstellt werden. 
Bei Sackgassen ist darauf zu achten, 
dass die sog. „Wendehammer" (ent-
sprechend den Müllfahrzeugen) auch für 
Feuerwehrfahrzeuge benutzbar sind. 
Zur ungehinderten Benutzung ist ein 
Wendeplatzdurchmesser von mindes-
tens 21 m erforderlich DIN EN 1846-2 
(Feuerwehrfahrzeuge - Allgemeine An-
forderungen), welcher durch Verkehrs-
beschränkungen (Halteverbote) freizu-
halten ist. Notwendige Parkflächen soll-
ten außerhalb des Wendekreises ange-
legt werden. 
Weiterhin müssen freistehende sowie 
aneinandergebaute lndustriebauten mit 
einer Grundfläche von insgesamt mehr 
als 5.000 m² eine für Feuerwehrfahr-
zeuge befahrbare Umfahrt haben 
(MIndBauRL). 
Aus Aufenthaltsräumen von nicht zu 
ebener Erde liegenden Geschossen, 
gemäß Art. 31 der BayBO, muss die 
Rettung von Personen über zwei vonei-
nander unabhängige Rettungswege 
gewährleistet sein. Bei baulichen Anla-
gen ohne besondere Art und Nutzung 
und einer Bauhöhe unterhalb der Hoch-
hausgrenze kann der 2. Rettungsweg 
auch über Leitern der Feuerwehr si-
chergestellt werden, wenn die Feuer-
wehr über das erforderliche Hubret-
tungsgerät verfügt. 

über den Bestand hinaus keine neuen 
Verkehrsflächen festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme und Weitergabe der 
Hinweise an den Betreiber. Diese be-
ziehen sich hier im Wesentlichen be-
reits auf die Vorhabenebene. 
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Bis zur Oberkante der Brüstung von 
zum Anleitern bestimmter Fenster oder 
Stellen bis 8 m, senkrecht ab Gelände-
oberkante gemessen, sind dies tragbare 
Leitern der Feuerwehr. Oberhalb von 8 
m ist ein genormtes Hubrettungsfahr-
zeug der Feuerwehr notwendig. 
Bei Aufenthaltsräumen im Dachgeschoß 
dürfen die notwendigen Fenster max. 1 
m von der Traufkante des Daches ent-
fernt sein. 
Die Mindestabstände von Gebäuden 
und Verkehrswegen zu Hochspan-
nungs-Freileitungen, gemäß der Be-
messen nach EN 50341, um Gefähr-
dungen und Brandgefahr auszuschlie-
ßen, sind zwingend einzuhalten. 
- Feste Dächer (Neigung > 15°) mind. 3 
m 
- Feste Dächer (Neigung <= 15°) mind. 
5 m 
- Verkehrsanlagen mind. 6 m 
Die genauen Abstände sind beim zu-
ständigen Energieversorgungsträger zu 
erfragen. 
Bei der Zulässigkeit von Sonderbauten, 
Industrie- und Gewerbebetrieben oder 
anderer besonderer Einrichtungen mit 
erhöhter bzw. besonderer Gefahrenlage 
(biologisch, chemisch, radioaktiv), ist die 
Brandschutzdienststelle zur Überprü-
fung der notwendigen Schutz- und 
Messausrüstung zu beteiligen. 
Die zuständige Feuerwehr ist im Be-
darfsfall entsprechend auf die Gefahren-
lage durch den Betreiber zu unterweisen 
und mit notwendiger Schutzausrüstung 
auszustatten. Die Koordination und Ab-
stimmung erfolgt mit der Brandschutz-
dienststelle des Landkreises 
Fürth. 

1. SG 42 - Fachkundige Stelle für Was-
serwirtschaft - im Nachgang zur 1. LRA-
Stellungnahme vom 18.01.2024: 
Biogas- und Kompostieranlagen sind 
Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen gemäß § 62 WHG. 
Zu den wassergefährdenden Stoffen 
zählen in vorliegenden Fall: Bioabfälle‚ 
Grünschnitt und entstehende Sicker-
wässer, Gärsubstrate etc. Die kompos-
tierbaren Abfälle sind feste Gemische im 
Sinne des § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 
AwSV. 

 
 
 
Kenntnisnahme. 

 

Stoffeinstufung (unvollständig, be-
schränkt sich auf die Hauptkomponen-
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ten: 
- Behandelter Bioabfall der einen Rotte-

grad >3 aufweist, gilt als nicht wasser-
gefährdend eingestuft (nwg) 

- Kompostierbare Bioabfälle mit einem 
Rottegrad bis 3 sind als allgemein 
wassergefährdend eingestuft (awg) 

- Anfallendes Sickerwasser von Kom-
postieranlagen ist der WGK 1 zuzu-
ordnen 

- Gärsubstrat ist als allgemein wasser-
gefährdend eingestuft (awg) 

Bezüglich der Abwasserbeseitigung wird 
auf das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg 
als zuständige Fachbehörde verwiesen. 

Kenntnisnahme. Entsprechende Aus-
führungen hierzu waren bereits im 
Umweltbericht enthalten und werden 
noch in der Begründung ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
Das Wasserwirtschaftsamt wurde 
ebenfalls beteiligt und deren Stellung-
nahme in die Abwägung eingestellt. 

21. Änderung des FNP   

1. Abteilung 4 - SG 41 AB 412- Wasser-
recht/Bodenschutz/Altlasten: 
Zu den in vorbezeichnetem Bauleitplan-
verfahren vorgelegten Unterlagen nimmt 
der Arbeitsbereich 412 Wasserrecht und 
Bodenschutz wie folgt Stellung: 
Auf unsere Stellungnahme zu Bauamts-
Az. 443-61OZ-O-1572-2023 vom 
18.01.24 wird verwiesen. 

 
 
Kenntnisnahme. Bei der genannten 
Stellungnahme handelt es sich um die 
Stellungnahme zum Vorentwurf des 
Bebauungsplans Nr. 80 „Westlich der 
Deberndorfer Straße“ (siehe oben), der 
in die Abwägung eingestellt wurde. 

 

1. SG 42 - Fachkundige Stelle für Was-
serwirtschaft - im Nachgang zur 1. LRA-
Stellungnahme vom 18.01.2024: 
Auf die Stellungnahme der Fachkundi-
gen Stelle für Wasserwirtschaft vom 
17.04.2024 zum Bebauungsplan Nr. 80 
(im Parallelverfahren) „Westlich der De-
berndorfer Straße - OT Keidenzell“ Ak-
tenzeichen: AZ: 443- 
6102-0-1572-2023 wird verwiesen 

 
 
 
Kenntnisnahme. Diese Stellungnahme 
zum Bebauungsplan wurde ebenfalls 
in die Abwägung eingestellt. 

 

 
 
N-ERGIE Netz GmbH, Abt. Netzmanagement 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

In der Anlage erhalten Sie einen Be-
standsplan der N-ERGIE Netz GmbH 
und der von uns gegebenenfalls im 
Rahmen einer Betriebsführung mitbe-
treuten Versorgungsanlagen im oben 
genannten Bereich. 
Der Bestandsplan enthält Anlagen der 
N-ERGIE Netz GmbH und besitzt nur 
informellen Charakter. 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
Bei der dargestellten Leitung handelt 
es sich um die bereits nachrichtlich in 
den Planteil übernommenen 20 kV-
Erdleitung, die in ihrem Verlauf im We-
sentlichen bereits stimmte. Die ge-
naue Lage der Leitung wird an den 
übermittelten Verlauf angepasst. 

 

Zusätzlich zu den auf dem überlassenen 
Plan bekannt gegebenen Anlagen kön-
nen sich vor Ort weitere im Eigentum 
Dritter stehende Anlagen - insbesondere 

Kenntnisnahme.   
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Kabel, Rohre oder Leitungen zum An-
schluss von Erneuerbaren Energieanla-
gen - befinden, für die wir nicht zustän-
dig sind. Über diese können wir keine 
Auskunft geben und diese sind deshalb 
auch nicht im Planwerk dokumentiert. 
Hierfür ist der jeweilige Anlagenbetreiber 
zuständig. 

Netzerneuerungen oder Neuverlegun-
gen sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
vorgesehen. 

Kenntnisnahme.  

Zwischen einer Bebauung und der vor-
handenen 20 kV-Kabeltrasse ist ein Ab-
stand von 1,00 m einzuhalten. 

Im Bereich der Verkehrsflächen, sowie 
der Anbauverbotszone ist die Einhal-
tung des Abstands sichergestellt. Für 
den Bereich innerhalb des Baufens-
ters wird ein Hinweis zur Einhaltung 
des Abstands in die Planung aufge-
nommen. Eine Einschränkung der 
überbaubaren Grundstücksfläche 
(Baufenster) soll nicht erfolgen, da hier 
grundsätzlich auch eine Verlegung der 
20 kV-Leitung in Frage käme. 

 

Zwischen geplanten Baumstandorten 
und Versorgungsleitungen, ist nach dem 
DVGW Regelwerk, Arbeitsblatt GW 125 
„Baumpflanzungen im Bereich unterirdi-
scher Versorgungsleitungen“ ein Ab-
stand von 2,50 m einzuhalten. Wir bitten 
Sie, dies bei Ihrem Planungsvorhaben 
zu berücksichtigen. 

Zum Abstand von Baumpflanzungen 
zu Leitungen wurde bereits eine ent-
sprechende Festsetzung getroffen. 

 

Zur 21. Änderung des Flächennut-
zungsplanes bestehen keine Einwände 
oder Hinweise unseres Unternehmens. 

Kenntnisnahme.  

Wir bitten Sie die oben genannten Punk-
te in den Erläuterungsbericht mit aufzu-
nehmen und zu veranlassen, dass wir 
bei allen öffentlichen und privaten Pla-
nungen und Bauvorhaben wie z.B. Stra-
ßen- und Kanalbauarbeiten, Baumpflan-
zungen etc. rechtzeitig in den Verfah-
rensablauf eingebunden werden. 

Die Anmerkungen werden wie oben 
aufgeführt behandelt, ansonsten 
Kenntnisnahme. 

 

 
 
Planungsverband Region Nürnberg 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

Es wurde festgestellt, dass das o.g. 
Vorhaben der Stadt Langenzenn den 
Grundsätzen 6.2.3.1 sowie 6.2.3.2 des 
Regionalplans der Region Nürnberg 
(RP7) entspricht, demgemäß einer be-
darfsgerechten und umweltschonenden 
Nutzung von Biomasse zur Energiege-
winnung in allen Teilen der Region be-
sondere Bedeutung zukommt. Dabei gilt 
es insbesondere regional erzeugte Res-

Der Stadtrat nimmt Kenntnis.  
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sourcen sinnvoll zu nutzen. Es ist von 
besonderer Bedeutung, die im Rahmen 
der Gewinnung elektrischer Energie 
durch Biomassenutzung entstehende 
Wärmeenergie, einer sinnvollen, mög-
lichst dezentralen Nutzung zuzuführen. 

Hinsichtlich der Lage des Vorhabens in 
Bezug auf Ziel 3.3 des Landesentwick-
lungsprogramms Bayern (LEP) wird auf 
die diesbezügliche Stellungnahme der 
Höheren Landesplanungsbehörde der 
Regierung von Mittelfranken vom 
11.01.2024 verwiesen, der sich aus re-
gionalplanerischer Sicht inhaltlich ange-
schlossen wird. 

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme 
der Höheren Landesplanung vom 
11.01.2024 wurde ebenfalls in die Ab-
wägung eingestellt. 

 

Bezüglich des unmittelbar angrenzen-
den landschaftlichen Vorbehaltsgebiets 
(vgl. RP (7) 7.1.3.1 (G)) sowie der vor-
gesehenen Ausgleichs- und Eingrü-
nungsmaßnahmen ist zudem eine inten-
sive Abstimmung mit den naturschutz-
fachlichen Stellen angezeigt. 

Kenntnisnahme. Sowohl die Regierung 
von Mittelfranken als auch das Land-
ratsamt (Untere Naturschutzbehörde) 
wurden beteiligt und die Stellungnah-
men in die Abwägung eingestellt. 

 

Eine Behandlung im Planungsaus-
schuss ist nicht erforderlich. 

Kenntnisnahme.  

 
 
Regierung von Mittelfranken - Höhere Landesplanungsbehörde  
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

Bebauungsplan Nr. 80 „Westlich der  
Deberndorfer Straße“ 

  

die Regierung von Mittelfranken nimmt 
als höhere Landesplanungsbehörde 
anhand der von ihr in dieser Eigen-
schaft ausschließlich zu vertretende 
überörtlich raumbedeutsamen Belange 
der Raumordnung und der Landespla-
nung zu o.a. Entwurf wie folgt Stellung: 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis.  

Südlich des Ortsteils Keidenzell der 
Stadt Langenzenn soll mit der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 80 
„Westlich Deberndorfer Straße“ die 
Erweiterung des bestehenden Kom-
postierungs- und Biogasbetriebes er-
möglicht werden. Geplant ist die Fest-
setzung eines ca. 3,6 ha umfassenden 
sonstiges Sondergebiet nach § 11 
BauNVO mit der Zweckbestimmung 
„Biogas/Kompostierung“. Darin sollen 
folgende Nutzungen zulässig sein:  
- Gebäude, die der Nut-

zung und Verwertung von organi-
schen Abfällen zur Herstellung von 
Kompost und seiner Folgeprodukte 
dienen, insbesondere auch Gebäude 
zur Unterbringung von Technik zur 
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Gewinnung von Biogas und deren 
Umwandlung in Wärmeenergie und 
Strom  

- der Zweckbestimmung 
dienende Geschäfts-, Büro- und 
Verwaltungsgebäude 

- zugehörige Neben- und 
Außenanlagen. 

Ein Bebauungsplan ist am Standort 
bislang nicht rechtskräftig. Im Parallel-
verfahren wird der wirksame Flächen-
nutzungsplan der für einen südlichen 
Teilbereich bislang Ver- und Entsor-
gungsfläche darstellt, entsprechend 
geändert. 

Einschlägige Erfordernisse der 
Raumordnung und Landesplanung 

  

LEP 3.3 Vermeidung von Zersiedelung 
– Anbindegebot 
(Z) Neue Siedlungsflächen sind mög-
lichst in Anbindung an geeignete Sied-
lungseinheiten auszuweisen. (…) 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis.  

LEP 6.2.5 Bioenergie  
(G) Die Potenziale der Bioenergie sol-
len nachhaltig genutzt werden.  
(G) Auf eine nachhaltige, umweltver-
trägliche Erzeugung nachwachsender 
Energierohstoffe soll in allen Landes-
teilen hingewirkt werden. Das Zusam-
menwirken mit dem Freiraumschutz 
soll besonders berücksichtigt werden. 

  

RP 7 6.2.3 Biomasse 
(G) Der bedarfsgerechten und umwelt-
schonenden Nutzung von Biomasse 
zur Energiegewinnung kommt in allen 
Teilen der Region besondere Bedeu-
tung zu. Dabei gilt es insbesondere 
regional erzeugte Ressourcen sinnvoll 
zu nutzen.  
(G) Es ist von besonderer Bedeutung, 
die im Rahmen der Gewinnung elektri-
scher Energie durch Biomassenutzung 
entstehende Wärmeenergie, einer 
sinnvollen, möglichst dezentralen Nut-
zung zuzuführen. 

  

Bewertung aus landesplanerischer 
Sicht 
Der Standort der Planung liegt mehr 
als 500 m südlich des Ortsteils Kei-
denzell in Nachbarschaft zu einem 
landwirtschaftlichen, im Außenbereich 
privilegierten (Gartenbau-) Betrieb. Der 
Bereich ist deutlich vom eigentlichen 
Siedlungsgebiet des Ortsteils abge-
setzt und im wirksamen Flächennut-
zungsplan ist bislang nur für den südli-

 
Kenntnisnahme. Es handelt sich hier 
um einen Standort, der in seinen An-
fängen von einem Betrieb mit privile-
gierter Nutzung etabliert wurde. Auf-
grund der Nutzungen ist aus immissi-
onsschutzrechtlichen Gründen auch 
ein Abstand zum bewohnten Sied-
lungsbereich sinnvoll und erforderlich. 
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chen Teil eine Ver- und Entsorgungs-
fläche dargestellt. Im Bestand ist die 
Firma [Anmerkung: Name entfernt] 
ansässig, die dort nach den vorliegen-
den Informationen gewerblich Kom-
poste und Gärprodukte herstellt und 
vertreibt. 

Bei der vorliegenden Planung ist als 
Art der baulichen Nutzung ein Sonder-
gebiet mit der Zweckbestimmung „Bio-
gas / Kompostierung“ vorgesehen, 
gleichzeitig jedoch im Planblatt auch 
die Zweckbestimmung „Bioenergie-
zentrum“ angegeben. Dies ist zu-
nächst aufzulösen. 

Die Angabe der Zweckbestimmung 
in der Legende wird entsprechend 
der textlichen Festsetzung in „Bio-
gas / Kompostierung“ korrigiert. 

 

Darüber hinaus sollen nach § 1 Abs. 2 
der Satzung des Bebauungsplans ne-
ben den Gebäuden, die der Nutzung 
und Verwertung von organischen Ab-
fällen zur Herstellung von Kompost 
und seiner Folgeprodukte dienen 
(insb. Biogasanlage), auch der Zweck-
bestimmung dienende Geschäfts-, 
Büro- und Verwaltungsgebäude sowie 
sonstige zugehörige Neben- und Au-
ßenanlagen, zulässig sein.  
Gemäß Ziel 3.3 LEP Vermeidung von 
Zersiedelung – Anbindegebot sind 
neue Siedlungsflächen möglichst in 
Anbindung an geeignete Siedlungs-
einheiten auszuweisen. Nach der Be-
gründung zu diesem Ziel sind Bio-
masseanlagen jedoch keine Sied-
lungsflächen im Sinne dieses Ziels. 
Eine relevante Frage bei dieser Sach-
lage ist, ob es sich bei der Planung 
bzw. dem vorgesehenen Standort um 
eine Biomasseanlage i.S.d. Ziels 3.3 
LEP Bayern oder um einen allgemei-
nen, anzubindenden gewerblichen 
Betrieb zur Kompostherstellung han-
delt.  
Aus hiesiger Sicht kann grundsätzlich 
eine Bewertung als eine Biomassean-
lage erfolgen, jedoch um einen Konflikt 
mit dem Ziel 3.3 LEP zweifelsfrei aus-
zuschließen wird empfohlen, die 
Zweckbestimmung des geplanten 
Sondergebiets konkret als „Biomasse-
anlage“ zu fassen und in der Begrün-
dung zur vorliegenden Bauleitplanung 
genauere Erläuterungen zur entspre-
chenden Betriebsausrichtung zu er-
gänzen. 

Kenntnisnahme. In der Begründung 
werden Angaben zum Anbindegebot 
ergänzt. Das Ziel 3.3 ermöglicht auch 
Ausnahmen vom Anbindegebot, wenn 
„von Anlagen, die im Rahmen von pro-
duzierenden Gewerbebetrieben errich-
tet und betrieben werden sollen, 
schädliche Umwelteinwirkungen, ins-
besondere durch Luftverunreinigungen 
oder Lärm einschließlich Verkehrslärm, 
auf dem Wohnen dienende Gebiete 
ausgehen würden“. In der Begründung 
des LEP hierzu wird weiter ausgeführt, 
dass dies auch gegeben ist, „wenn 
eine nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
genehmigungsbedürftige Anlage in 
angebundener Lage nach den immis-
sionsschutzrechtlichen Vorschriften 
nicht genehmigungsfähig wäre. Damit 
sind die ca. 160 Arten von Anlagen der 
Vierten Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (4. BIm-
SchV) erfasst.“  
Im Hinblick auf das Anbindegebot ist 
es aus h.E. daher gar nicht relevant, 
ob es sich ausschließlich um eine Bi-
omasseanlage i.S.d. Ziels 3.3 des LEP 
handelt oder eben doch um einen ge-
werblichen Betrieb zur Kompostierung 
und Biogaserzeugung. In der Vergan-
genheit wurden immissionsschutz-
rechtliche Genehmigungen für Anlagen 
im Plangebiet u.a. nach Ziffer 1.2.2.2, 
Ziffer 8.5.2 und Ziffer 8.6.2.2 des An-
hangs 1 der 4. BImSchV genehmigt, 
womit die Ausnahmevoraussetzungen 
gegeben sind. Um auch weiterhin für 
alle Anlagen im Bestand eine Zuläs-
sigkeit zu haben, wird daher von einer 
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einschränkenden Zweckbestimmung 
„nur“ mit „Biomasseanlage“ abgese-
hen. 
Darüber hinaus ist zu beachten, dass 
das Anbindegebot für die Neuansied-
lung gilt. Das Betriebsgelände besteht 
allerdings seit längerer Zeit mit ent-
sprechenden behördlichen Genehmi-
gungen. 

Ansonsten entspricht die Planung den 
Grundsätzen 6.2.5 LEP Bayern sowie 
6.2.3 RP 7 nachdem die Potenziale 
und die Nutzung der Bioenergie nach-
haltig und sinnvoll genutzt werden sol-
len. 

Kenntnisnahme.   

Hinsichtlich des Freiraumschutzes und 
der vorgesehenen Ausgleichs- und 
Eingrünungsmaßnahmen ist jedoch 
eine intensive Abstimmung mit den 
Fachstellen für Naturschutz, auch vor 
dem Hintergrund des südlich angren-
zenden landschaftlichen Vorbehalts-
gebietes angezeigt. 

Kenntnisnahme. Die untere Natur-
schutzbehörde des Landratsamts Fürth 
wurde ebenfalls beteiligt. Es handelt 
sich hier ja bereits um einen bestehen-
den Betrieb. 

 

Einwendungen aus landesplanerischer 
Sicht werden bei Beachtung der o.g. 
Hinweise nicht erhoben. 
 

Kenntnisnahme. Die Hinweise werden 
wie oben aufgeführt, behandelt. 

 

21. Änderung des FNP   
Die Regierung von Mittelfranken nimmt 
als höhere Landesplanungsbehörde 
anhand der von ihr in dieser Eigen-
schaft ausschließlich zu vertretende 
überörtlich raumbedeutsamen Belange 
der Raumordnung und der Landespla-
nung zu o.a. Entwurf wie folgt Stellung: 
Südlich des Ortsteils Keidenzell der 
Stadt Langenzenn soll mit der 
21. Änderung des Flächennutzungs-
planes und der Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 80 „Westlich De-
berndofer Straße“ die Erweiterung des 
bestehenden Kompostierungs- und 
Biogasbetriebes ermöglicht werden. 
Geplant ist die Ausweisung eines ca. 
3,6 ha umfassenden Sondergebietes 
mit der Zweckbestimmung Bio-
gas/Kompostierung. Die Fläche ist 
bislang als Ver- und Entsorgungsflä-
che ausgewiesen. Ein Bebauungsplan 
ist am Standort bislang nicht rechts-
kräftig. 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis.  

Einschlägige Erfordernisse der 
Raumordnung und Landesplanung  

  

LEP 3.3 Vermeidung von Zersiedelung 
– Anbindegebot 
(Z) Neue Siedlungsflächen sind mög-

Der Stadtrat nimmt Kenntnis.  
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lichst in Anbindung an geeignete Sied-
lungseinheiten auszuweisen. (…) 
LEP 6.2.5 Bioenergie  
(G) Die Potenziale der Bioenergie sol-
len nachhaltig genutzt werden.  
(G) Auf eine nachhaltige, umweltver-
trägliche Erzeugung nachwachsender 
Energierohstoffe soll in allen Landes-
teilen hingewirkt werden. Das Zusam-
menwirken mit dem Freiraumschutz 
soll besonders berücksichtigt werden. 

  

RP 7 6.2.3 Biomasse  
(G) Der bedarfsgerechten und umwelt-
schonenden Nutzung von Biomasse 
zur Energiegewinnung kommt in allen 
Teilen der Region besondere Bedeu-
tung zu. Dabei gilt es insbesondere 
regional erzeugte Ressourcen sinnvoll 
zu nutzen. 
(G) Es ist von besonderer Bedeutung, 
die im Rahmen der Gewinnung elektri-
scher Energie durch Biomassenutzung 
entstehende Wärmeenergie, einer 
sinnvollen, möglichst dezentralen Nut-
zung zuzuführen. 

  

Bewertung aus landesplanerischer 
Sicht 
Der Standort der Planung liegt mehr 
als 500 m südlich des Ortsteils Kei-
denzell in Nachbarschaft zu einem 
landwirtschaftlichen, im Außenbereich 
privilegierten (Gartenbau-)Betrieb. Der 
Bereich ist deutlich vom eigentlich 
Siedlungsgebiet des Ortsteils abge-
setzt und im wirksamen Flächennut-
zungsplan ist bislang nur für den südli-
chen Teil eine Ver- und Entsorgungs-
fläche dargestellt. Im Bestand ist die 
Firma [Anmerkung: Name entfernt] 
ansässig die dort nach den vorliegen-
den Informationen gewerblich Kom-
poste und Gärprodukte herstellt und 
vertreibt. 
Bei der vorliegenden Planung ist als 
Art der baulichen Nutzung ein Sonder-
gebiet mit der Zweckbestimmung „Bio-
gas / Kompostierung“ vorgesehen. 
Darüber hinaus sollen nach § 1 Abs. 2 
der Satzung des Bebauungsplans ne-
ben den Gebäuden, die der Nutzung 
und Verwertung von organischen Ab-
fällen zur Herstellung von Kompost 
und seiner Folgeprodukte dienen 
(insb. Biogasanlage), auch der Zweck-
bestimmung dienende Geschäfts-, 
Büro- und Verwaltungsgebäude sowie 

 
Kenntnisnahme. In der Begründung 
werden Angaben zum Anbindegebot 
ergänzt. Das Ziel 3.3 ermöglicht auch 
Ausnahmen vom Anbindegebot, die 
hier gegeben sind. Es wird auf die Aus-
führungen in der Abwägung zum Be-
bauungsplan verwiesen.  
Um auch weiterhin für alle Anlagen im 
Bestand eine Zulässigkeit zu haben, 
wird daher von einer einschränkenden 
Zweckbestimmung „nur“ mit „Bio-
masseanlage“ abgesehen. 
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sonstige zugehörige Neben- und Au-
ßenanlagen, zulässig sein.  
Gemäß Ziel 3.3 LEP Vermeidung von 
Zersiedelung – Anbindegebot sind 
neue Siedlungsflächen möglichst in 
Anbindung an geeignete Siedlungs-
einheiten auszuweisen. Nach der Be-
gründung zu diesem Ziel sind Bio-
masseanlagen jedoch keine Sied-
lungsflächen im Sinne dieses Ziels.  
Eine relevante Frage bei dieser Sach-
lage ist, ob es sich bei der Planung 
bzw. dem vorgesehenen Standort um 
eine Biomasseanlage i.S.d. Ziels 3.3 
LEP Bayern oder um einen allgemei-
nen, anzubindenden gewerblichen 
Betrieb zur Kompostherstellung han-
delt.  
Aus hiesiger Sicht kann grundsätzlich 
eine Bewertung als eine Biomassean-
lage erfolgen, jedoch um einen Konflikt 
mit dem Ziel 3.3 LEP zweifelsfrei aus-
zuschließen wird empfohlen, die 
Zweckbestimmung des geplanten 
Sondergebiets konkret als „Biomasse-
anlage“ zu fassen und in der Begrün-
dung zur vorliegenden Bauleitplanung 
genauere Erläuterungen zur entspre-
chenden Betriebsausrichtung zu er-
gänzen. 

Ansonsten entspricht die Planung den 
Grundsätzen 6.2.5 LEP Bayern sowie 
6.2.3 RP 7 nachdem die Potenziale 
und die Nutzung der Bioenergie nach-
haltig und sinnvoll genutzt werden sol-
len. 

Kenntnisnahme.  

Hinsichtlich des Freiraumschutzes und 
der vorgesehenen Ausgleichs- und 
Eingrünungsmaßnahmen ist jedoch 
eine intensive Abstimmung mit den 
Fachstellen für Naturschutz, auch vor 
dem Hintergrund des südlich angren-
zenden landschaftlichen Vorbehalts-
gebietes angezeigt. 

Kenntnisnahme. Die untere Natur-
schutzbehörde des Landratsamts Fürth 
wurde ebenfalls beteiligt. Es handelt 
sich hier ja bereits um einen bestehen-
den Betrieb. 

 

Einwendungen aus landesplanerischer 
Sicht werden bei Beachtung der o.g. 
Hinweise nicht erhoben. 

Kenntnisnahme. Die Hinweise werden 
wie oben aufgeführt, behandelt. 

 

 
 
Regierung von Mittelfranken – Gewerbeaufsichtsamt 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

Gegen die Änderung der Flächenplan-
nutzung des o.g. Bebauungsplanes 
bestehen für den Aufgabenbereich der 
Regierung von Mittelfranken – Gewer-

Der Stadtrat nimmt Kenntnis.  
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beaufsichtsamt - keine Bedenken. 
Aus den Unterlagen zu dem Bauleit-
planverfahren sind zum Zeitpunkt der 
Antragstellung keine offensichtlichen 
Mängel hinsichtlich des baulichen Ar-
beitsschutzes erkennbar. Für das Ein-
richten und Betreiben als Arbeitsstätte 
sind die Vorgaben der Arbeitsstätten-
verordnung und der entsprechenden 
technischen Regeln für Arbeitsstätten 
anzuwenden. 
Nachträgliche Änderungen in der Nut-
zung entbinden den Betreiber der Ar-
beitsstätte nicht, die sich ändernden 
Rahmenbedingungen anhand einer 
Gefährdungsbeurteilung nach § 5 Ar-
beitsschutzgesetz (ArbSchG) i.V. mit § 
3 Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) 
zu bewerten und geeignete Schutz-
maßnahmen unter Berücksichtigung 
der für das Arbeitsstättenrecht veröf-
fentlichten technischen Regeln festzu-
legen. 

 
 
Wasserwirtschaftsamt Nürnberg 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

Bebauungsplan Nr. 80 „Westlich der De-
berndorfer Straße“ 

  

Allgemein 
Vor Baubeginn sollte durch geeignete Unter-
grunderkundungen abgeklärt werden, wie hoch 
das Grundwasser ansteht. 
Permanente Grundwasserabsenkungen können 
grundsätzlich nicht befürwortet werden. 
Sollten hohe Grundwasserstände angetroffen 
werden, müssen die Keller als wasserdichte 
Wannen ausgebildet werden. 
Die vorübergehende Absenkung bzw. die Ent-
nahme (Bauwasserhaltung) während der Bau-
arbeiten stellt einen Benutzungstatbestand 
nach § 9 WHG dar und bedarf einer wasser-
rechtlichen Erlaubnis nach Art. 70 BayWG. 

 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis. 
Der Hinweis wird an die Anla-
genbetreiber weitergegeben. 

 

Bodenschutz 
Hinweis: Der bisherige § 12 BBodSchV wurde 
mit in Kraft treten der neuen BBodSchV am 
01.08.2023 durch die §§ 6 bis 8 der neuen 
BBodSchV ersetzt. 

 
Der Hinweis auf dem Plan-
blatt wird entsprechend 
angepasst. 

 

Wasserversorgung 
Angaben zu der Versorgung mit Trinkwasser 
fehlen. Die ordnungsgemäße Wasserversor-
gung ist über die öffentliche Trinkwasserversor-
gungsanlage sicherzustellen. 

 
Das Plangebiet ist über das 
Leitungsnetz des Zweckver-
bands zur Wasserversorgung 
Dillenberggruppe an das 
Trinkwassernetz angeschlos-
sen. Die Angaben in der 
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Begründung werden er-
gänzt. 

Abwasserbeseitigung 
Laut Begründung soll das bestehende Versicke-
rungs-/Regenrückhaltebecken im Nordwesten 
des Plangebiets erhalten bleiben. Das anfallen-
de Oberflächenwasser soll nach Möglichkeit auf 
dem Grundstück zurückgehalten und als 
Brauchwasser genutzt werden. Bezüglich der 
Entwässerung (Schmutz- und Niederschlags-
wasser) wurden keine genaueren Angaben ge-
macht. 

 
Hinsichtlich der Entwässerung 
des Plangebiets von 
Schmutz- und Nieder-
schlagswasser ist, wie auch 
im Bestand, vorgesehen, das 
unbelastete Niederschlags-
wasser in das vorhandene 
Versickerungsbecken einzu-
leiten. Das Schmutzwasser 
soll, wie bisher auch auf dem 
Grundstück gesammelt und 
zur Reinigung abtransportiert 
werden. Ein Anschluss an das 
Kanalnetz der Stadt Langen-
zenn ist nicht vorgesehen. Die 
Angaben hierzu sind bereits 
in Kap. 6 der Begründung 
enthalten. Zudem ist das 
Plangebiet in der Planzeich-
nung bereits mit der Umgren-
zung „Bauflächen, für die eine 
zentrale Abwasserbeseitigung 
nicht vorgesehen ist“ verse-
hen. 

 

Bezüglich der Erschließungsplanung sehen wir 
uns veranlasst, auf folgendes hinzuweisen: 
Nach § 55 WHG zu den Grundsätzen der Ab-
wasserbeseitigung soll das Niederschlagswas-
ser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt 
oder über eine Kanalisation ohne Vermischung 
mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet 
werden, soweit dem weder wasserrechtliche 
noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften 
noch wasserwirtschaftliche Belange entgegen-
stehen. Bei einer Entwässerung im Trennsys-
tem ist eine (ortsnahe) Versickerung vorrangig 
umzusetzen. Nur wenn diese nachweislich nicht 
möglich ist und die wasserwirtschaftlichen und 
wasserrechtlichen Anforderungen eingehalten 
werden, kann einer Einleitung von Nieder-
schlagswasser im Trennsystem in ein Oberflä-
chengewässer zugestimmt werden. 
Grundsätzlich ist für eine Versickerung von ge-
sammeltem Niederschlagswasser eine wasser-
rechtliche Erlaubnis erforderlich. Hierauf kann 
gegebenenfalls verzichtet werden, wenn die 
Voraussetzungen der erlaubnisfreien Benut-
zung im Sinne der NWFreiV (Niederschlags-
wasserfreistellungsverordnung) mit TRENGW 
oder TRENOG (Technische Regeln zum schad-
losen Einleiten von gesammeltem Nieder-
schlagswasser in das Grundwasser/ oberirdi-
sche Gewässer) erfüllt sind. 

Kenntnisnahme und Weiter-
gabe der Hinweise an den 
Anlagenbetreiber. Das Ober-
flächenwasser, das auf dem 
Betriebsgelände anfällt, wird 
gesammelt und in ein Versi-
ckerungsbecken im Nordwes-
ten eingeleitet. Dieses hat 
einen Not-Überlauf in die 
Straßenentwässerung der 
Deberndorfer Straße. 
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Der Betreiber der Kanalisation hat den ord-
nungsgemäßen Betrieb entsprechend den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik si-
cherzustellen. Auf das Merkblatt 4.3/3 des Bay-
erischen Landesamtes für Umwelt und dessen 
Empfehlungen zur Bemessung von Misch- und 
Regenwasserkanälen u.a. als mögliche Vorsor-
ge für Auswirkungen des Klimawandels wird 
hierbei verwiesen. 
Eine ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung ist 
durch den Betreiber der Abwasseranlage si-
cherzustellen. 

Hinweis: 
Bei Versickerungs-/Regenrückhaltebecken 
handelt es sich um Bauwerke der Regenwas-
serbewirtschaftung (DWA-Regelwerk A166). 
Um einen sicheren und dauerhaften Betrieb der 
Abwasseranlage entsprechend den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik sicherzustel-
len sind Regenrückhaltebecken so zu planen, 
errichten und betreiben, dass die Funktion des 
„technischen Bauwerks“ in qualitativer und 
quantitativer Hinsicht dauerhaft erhalten bleibt. 

 
Kenntnisnahme und Weiter-
gabe des Hinweises an den 
Anlagenbetreiber. 

 

Gewässer/Hochwasser/Starkregenereignisse 
Bei der Planung ist zu beachten, dass der na-
türliche Abfluss wild abfließenden Wassers auf 
ein tiefer liegendes Grundstück nicht zum Nach-
teil eines höher liegenden Grundstücks behin-
dert werden darf. Des Weiteren darf der natürli-
che Abfluss wild abfließenden Wassers nicht 
zum Nachteil eines tiefer liegenden Grund-
stücks verstärkt oder erheblich beeinträchtigt 
werden. 

 
 
Kenntnisnahme und Weiter-
gabe des Hinweises an den 
Anlagenbetreiber. Aufgrund 
des teilweisen Umgangs mit 
wassergefährdenden Stoffen 
ist ein ungeregelter Abfluss 
aus bestimmten Bereichen 
des Plangebietes ohnehin zu 
unterbinden. 

 

21. Änderung FNP   

Wasserversorgung 
Die Versorgung mit Trinkwasser ist über den 
Anschluss an die öffentliche Wasserversor-
gungsanlage sicherzustellen. 

 
Das Plangebiet ist über das 
Leitungsnetz des Zweckver-
bands zur Wasserversorgung 
Dillenberggruppe an das 
Trinkwassernetz angeschlos-
sen. 

 

Abwasserbeseitigung 
Nach § 55 WHG zu den Grundsätzen der Ab-
wasserbeseitigung soll das Niederschlagswas-
ser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt 
oder über eine Kanalisation ohne Vermischung 
mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet 
werden, soweit dem weder wasserrechtliche 
noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften 
noch wasserwirtschaftliche Belange entgegen-
stehen. Bei einer Entwässerung im Trennsys-
tem ist eine (ortsnahe) Versickerung vorrangig 
umzusetzen. Nur wenn diese nachweislich nicht 
möglich ist und die wasserwirtschaftlichen und 
wasserrechtlichen Anforderungen eingehalten 

 
Kenntnisnahme. Das Ober-
flächenwasser, das auf dem 
Betriebsgelände anfällt, wird 
gesammelt und in ein Versi-
ckerungsbecken im Nordwes-
ten eingeleitet. Dieses hat 
einen Not-Überlauf in die 
Straßenentwässerung der 
Deberndorfer Straße. Es 
handelt sich hier um geneh-
migte Entwässerungseinrich-
tungen. 
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werden, kann einer Einleitung von Nieder-
schlagswasser im Trennsystem in ein Oberflä-
chengewässer zugestimmt werden. 

Gewässer/Hochwasser/Starkregenereignisse 
Bei der Planung ist zu beachten, dass der na-
türliche Abfluss wild abfließenden Wassers auf 
ein tiefer liegendes Grundstück nicht zum Nach-
teil eines höher liegenden Grundstücks behin-
dert werden darf. Des Weiteren darf der natürli-
che Abfluss wild abfließenden Wassers nicht 
zum Nachteil eines tiefer liegenden Grund-
stücks verstärkt oder erheblich beeinträchtigt 
werden. 

 
Kenntnisnahme und Weiter-
gabe des Hinweises an den 
Anlagenbetreiber. Aufgrund 
des teilweisen Umgangs mit 
wassergefährdenden Stoffen 
ist ein ungeregelter Abfluss 
aus bestimmten Bereichen 
des Plangebietes ohnehin zu 
unterbinden. 

 

 
Zweckverband zur Wasserversorgung Dillenberggruppe 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

Von der Änderung des FNP werden 
keine Anlagen der WV Dillenberggrup-
pe berührt. Eine zusätzliche Erschlie-
ßung des Gebietes mit weiteren Haus-
anschlüssen ist von Seiten der WV 
Dillenberggruppe nicht genehmigungs-
fähig. 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis. In den bei-
gefügten Plänen ist eine Leitung, die in 
der Deberndorfer Straße liegt sowie ein 
Hausanschluss im südlichen Bereich des 
Plangebiets eingetragen, die sich jedoch 
außerhalb des Änderungsbereiches be-
findet. 

 

Hinweise zur Löschwasserauskunft: 
Rechtsrahmen der Löschwasser-
vorhaltung 
Der Brandschutz ist eine öffentlich-
rechtliche Amtspflicht der Gemeinde. 
Die öffentliche 
(Trink)Wasserversorgung als Aufgabe 
der Daseinsvorsorge wird durch diese 
gesetzliche Aufgabenzuweisung nicht 
berührt, sondern ist von der Lösch-
wasservorhaltung strikt zu trennen. 
Wasserversorgungsunternehmen jed-
weder Rechtsform (mit Ausnahme 
kommunaler Regiebetriebe) sind daher 
gesetzlich nicht verpflichtet, die erfor-
derliche Löschwasservorhaltung ganz 
oder teilweise über das öffentliche 
Netz sicherzustellen. 
Der Zweckverband zur Wasserversor-
gung Dillenberggruppe ist somit au-
ßerhalb dieser Verpflichtung. 
Die Zuständigkeit der Wasserversor-
gungsunternehmen für die Löschwas-
servorhaltung kann nur durch eine 
Aufgabenzuweisung in der Zweckver-
bandssatzung begründet werden. Eine 
solche Aufgabenzuweisung liegt in den 
Satzungen des Zweckverbandes zur 
Wasserversorgung Dillenberggruppe 
nicht vor. 
Der Zweckverband Dillenberggruppe 
stellt „traditionell“ im Versorgungsge-

 
 
 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis. Die Anga-
ben in der Begründung zur Lösch-
wasserversorgung werden ergänzt. 
An der Deberndorfer Straße existiert 
bereits ein Oberflurhydrant, der den ge-
forderten Löschwasserbedarf für das 
Plangebiet von mind. 96 m³/h über zwei 
Stunden hinweg bei ausreichendem 
Wasserdruck gewährleisten kann. 
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biet Löschwasser über das öffentliche 
Netz unentgeltlich zur Verfügung. 
Dennoch bleibt die Kommune weiter-
hin gesetzlich verpflichtet, für eine 
„umfassende“ Löschwasservorhaltung 
zu sorgen. 
Die Löschwasserentnahme aus dem 
öffentlichen Netz ist nur eine der in 
Betracht kommenden Möglichkeiten, 
die nachrangig neben den anderen 
Entnahmemöglichkeiten (Fließgewäs-
ser, Teiche, Brunnen, Zisternen, etc.) 
in Anspruch zu nehmen ist. 
Das öffentliche Wasserversorgungs-
netz dient primär der Trinkwasserver-
sorgung der Bevölkerung, die insoweit 
einen Anspruch auf Anschluss und 
Versorgung gegenüber dem Zweck-
verband hat. 
Bei der angemessenen Löschwasser-
versorgung ist darauf zu achten, dass 
der Versorgungsdruck an der ungüns-
tigsten Stelle nicht unter 1,5 bar ab-
sinkt. (DVGW Arbeitsblatt W 405). Bei 
der Löschwasserentnahme sind Siche-
rungseinrichtungen (Systemtrenner) zu 
verwenden, um ein Rücksaugen in die 
Wasserleitung zu verhindern (DVGW 
Arbeitsblatt W 405-B1). Die Entnahme 
der angegebenen Menge über 2 Stun-
den ist möglich. 

 
 
Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit: 
 
Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 1 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

Zu Ihrer Begründung zum Vorentwurf 
vom 10.11.2023 nehme ich wie folgt 
Stellung. Unter C kann ich nicht hin-
nehmen dass die Vorgeschriebenen 
Ausgleichsflächen nicht eingehalten 
wurden bzw. nicht ausgeführt wurden. 
Von der 21. Änderung des Flächen-
nutzungsplan 2011. Das mit Ihnen 
geführte Telefonat zwecks Gestaltung 
von Siedlungsrändern muss ich Ihnen 
mitteilen, dass ich auf diese ausgewie-
sene Fläche 14 Obstbäume nach Vor-
gaben des Landratsamtes gepflanzt 
habe, wurde auch vom Landratsamt 
([Anmerkung: Name entfernt] abge-
nommen.) Leider wurden diese Obst-
bäume von der Firma [Anmerkung: 
Name entfernt.] entfernt. Ich bitte Sie 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis. 
Für das Bauleitplanverfahren ist die be-
stehende Situation zum Zeitpunkt der 
Aufstellung des Bauleitplans relevant. 
Ob Maßnahmen in der Vergangenheit 
durchgeführt und aufgrund einer Über-
planung wieder beseitigt wurden, spielt 
daher keine Rolle. Es wird aber in den 
Begründungen zur FNP-Änderung 
und des Bebauungsplanes jeweils der 
Hinweis, dass diese Maßnahmen 
nicht umgesetzt worden wären, ge-
strichen. 
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diesen Satz in Ihren Vorentwurf zu 
streichen. 
Sollten Sie diesbezüglich noch Rück-
fragen haben setzen Sie sich mit den 
LRA Fürth bzw. mit den damaligen Ing. 
A&U in Augsburg in Verbindung. 

Ich bitte um schriftliche Antwort. Kenntnisnahme. Das Ergebnis der Ab-
wägung wird zu gegebener Zeit mitge-
teilt. 

 

 
Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 2 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

Meine Stellungnahme bezieht sich auf 
den Punkt 4 Schutzgut, Klima/ Luft des 
Bebauungsplanes Nr. 80 Deberndorfer 
Str. 
Hier beschreibt Ihr Planungsbüro in 
Abschnitt 2 genau die Thematik an der 
wir, Bewohner der Mitte Keidenzells, 
schon seit Jahren extrem leiden. 
Wie auch Wetterkundige bestätigen ist 
es ein ganz normaler Vorgang das bei 
Abkühlung die Luft vom Dillenberg 
(Biogasanlage) ins Dorf zieht. 
Das bedeutet für uns eine extreme 
Verminderung der Lebensqualität und 
zudem eine nicht unerhebliche Ge-
sundheitsgefährdung. 
Besonders im Sommer, da man 
abends die aufgeheizten Räume nicht 
durchlüften kann bzw. sich entschei-
den muss ob man am Gestank oder an 
der Hitze erstickt. 
Leider nimmt sich niemand ernsthaft 
dieser Problematik an. 
Stattdessen wird uns ständig gesagt, 
wir hätten keine Profinasen und wür-
den uns daher die Kopfschmerzen 
bedingt durch den extremen Gestank 
nur einbilden usw. usw. 
Um das Gegenteil zu beweisen wur-
den bereits sämtlich Verantwortliche 
wie Betreiber, LRA Immissionsschutz 
(die uns im Übrigen bei einem Ge-
spräch mit Herrn [Anmerkung: Name 
entfernt] sogar zusicherten einmal zu 
kommen) eingeladen im Sommer, 
wenn es kühler wird bei mir im Garten 
einen Drink zu nehmen. 
Leider fand jeder geladene Gast eine 
Ausrede um nicht kommen zu müssen. 
Warum wohl? 
Stattdessen muss ich jetzt erneut von 
Ihrem Planungsbüro lesen, das wieder 
der extreme Gestank verniedlicht wird. 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis. 
 
In Bezug auf die Geruchsimmissionen 
sind die zum Zeitpunkt der Erteilung der 
jeweiligen Genehmigung geltenden ge-
setzlichen Regelungen, z.B. TA Luft, 
Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL), 
Bundesimmissionsschutzgesetz, einzu-
halten. Diese öffentlich-rechtlichen Vor-
gaben, die Grundlage für eine Genehmi-
gung darstellen, stellen sicher, dass kei-
ne unzumutbaren Belästigungen entste-
hen Selbst bei Einhaltung gesetzlicher 
Vorgaben kann es bei bestimmten Wet-
terlagen zu Geruchseinwirkungen kom-
men, die über dem Üblichen liegen, je-
doch nach der Wertung des Gesetzge-
bers hinzunehmen sind. In den immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahren wurde anhand der Fachgesetze 
geprüft, ob unzumutbare Geruchsimmis-
sionen durch die Anlagen entstehen 
können. Da dies jedoch nicht der Fall 
war, konnten die Genehmigungen erteilt 
werden.  
 
Betriebsinterne Prüfungen haben bisher 
auch keine Anhaltspunkte ergeben, dass 
die Maßgaben (z.B. Jahresgeruchshäu-
figkeiten der TA Luft) nicht eingehalten 
werden könnten. 
 
Der Bebauungsplan gibt bezüglich der 
Geruchsentwicklung keine weiteren 
Maßgaben vor, da hierfür aufgrund der 
Einhaltung der Grenzwerte keine Grund-
lage besteht. Dieses Vorgehen stellt 
auch keine unzulässige Konfliktverlage-
rung auf die Vorhabenebene dar, da die 
nächstgelegene schutzbedürftige Wohn-
bebauung sich erst in einer Entfernung 
von mind. 500 m befindet. Die beste-
hende Anlage unterliegt auch der 
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Auch hier würde ich gerne eine Einla-
dung für den Sommer aussprechen. 
Und danach noch einmal die Frage 
stellen wie man auf so eine Einschät-
zung kommt! 

Nr. 5.4.8.5 der Technischen Anleitung 
Luft (TA Luft). Die dort geforderten Min-
destabstände für neue Anlagen mit 
300 m zu Wohnbebauung werden auch 
mit den erweiterten Bauflächen eingehal-
ten. Zudem gilt nach der TA Luft zukünf-
tig ein Einhausungserfordernis bei der 
Bioabfallverwertung, d.h. dass der An-
nahme- und Aufbereitungsbereich bei 
Anlagen der vorliegenden Größenord-
nung, sowie die Rotte bis zum Abschluss 
der hygienisierenden und biologisch sta-
bilisierenden Behandlung zwingend ge-
schlossen zu betreiben ist, was mögli-
chen gasförmigen oder Geruchs-
Emissionen vorbeugt, auch wenn diese 
Regelung ggf. nur für Neugenehmigun-
gen greift. Diese Angaben sind bereits 
im Umweltbericht enthalten, werden 
aber nun auch in die Begründung in-
tegriert. Allein durch die Abstände ist 
daher der immissionsschutzrechtliche 
Trennungsgrundsatz gewahrt, weitere 
Auflagen können erforderlichenfalls auf 
Ebene der Genehmigung von Einzelvor-
haben getroffen werden. 

 
Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 3 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

Vorweg. Die Ausfahrt ist für den flie-
ßenden Verkehr kommend von De-
berndorf schlecht einsehbar. Fahrzeu-
ge die von der [Anmerkung: Betreiber-
name entfernt] in den fließenden Ver-
kehr einbiegen sind sehr spät zu se-
hen. 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis. Die einge-
schränkte Sicht aufgrund des südlich 
des Plangebiets vorhandenen Waldes ist 
der Stadt Langenzenn bekannt. 
Nach den Richtlinien für die Anlage von 
Landstraßen (RAL) beträgt die Länge 
des Schenkels des freizuhaltenden 
Sichtdreiecks in der Tat 200 m für die 
Anfahrtsicht (Kapitel 6.6.3 RAL). Im vor-
liegenden Fall ist erst bei ca. 160 m eine 
Sicht auf die bzw. von der Einmündung 
auf den fließenden Verkehr gegeben. 
Ungeachtet dessen gilt gem. § 1 StVO 
der Grundsatz der ständigen Vorsicht 
und gegenseitigen Rücksichtnahme. 
Auch ohne das Betriebsgelände müssen 
aus Richtung Deberndorf kommende 
Verkehrsteilnehmer ihre Geschwindigkeit 
so bemessen, dass sie z.B. in die Kreis-
straße einfahrende land- und forstwirt-
schaftliche Fahrzeuge, querende Wan-
derer oder allgemein langsam fahrende 
Fahrzeuge rechtzeitig erkennen und 
abbremsen können. Bisher hat sich die-
ser Bereich auch nicht als Unfallschwer-
punkt dargestellt. 
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Darüber hinaus gäbe es die Möglichkeit 
durch verkehrsrechtliche Maßnahmen 
u.a. die Geschwindigkeit auf der Kreis-
straße auf 70 km/h zu reduzieren, da 
dann ein ausreichend großes Sichtdrei-
eck gewährleistet wäre. Diese Regelun-
gen sind aber nicht auf Ebene des Be-
bauungsplans möglich. 

§ 8 Stellplätze festlegen wegen Be-
pflanzung. 

Eine räumliche Festlegung der Stellplät-
ze aufgrund der geforderten Eingrünung, 
wird als nicht erforderlich erachtet, da 
die Eingrünung unabhängig von der spä-
teren Lage der Stellplätze auszuführen 
ist. 

 

5. Anlagen wurden teils nach Bun-
desimmissionsschutz genehmigt. Wo 
und welche Genehmigung? 

Die Angabe in der Begründung bezieht 
sich grundsätzlich auf die vorhandenen 
Anlagen im Plangebiet. Die Genehmi-
gungen wurden jeweils von der zustän-
digen Genehmigungsbehörde erteilt. 
Neben baurechtlichen Genehmigungen 
wurden auch immissionsschutzrechtliche 
Genehmigungen erteilt. Im Hinblick auf 
das Bauleitplanverfahren ist die jeweilige 
Verfahrensart der Genehmigung aber 
nicht relevant und wird daher auch nicht 
in der Begründung angeführt. 

 

6. Die Einfahrt wie oben erwähnt es 
gab auch schon ein Unfall. 

Einmündungen sind grundsätzlich unfall-
trächtiger als die freie Strecke. Es wird 
hier auf die oben gemachten Ausführun-
gen zur Ausfahrt verwiesen. 

 

10. Örtliche Bauvorschriften:  
Bei Folienwechsel der Gärblasen land-
schaftseinfügend anordnen in grün. 

Hinsichtlich der Gestaltung der Wetter-
schutzmembrane gelten die allgemeinen 
Anforderungen von Art. 8 BayBO: „Bau-
liche Anlagen müssen nach Form, Maß-
stab, Verhältnis der Baumassen und 
Bauteile zueinander, Werkstoff und Far-
be so gestaltet sein, dass sie nicht ver-
unstaltet wirken. Bauliche Anlagen dür-
fen das Straßen-, Orts- und Land-
schaftsbild nicht verunstalten.“ Bezüglich 
der Farbgebung gibt es dabei unter-
schiedliche Sichtweisen, so ist eine grü-
ne Farbe vor dem Wald als Hintergrund 
positiv zu sehen. In Blickrichtung freier 
Himmel bzw. Horizont wirken helle Far-
ben dagegen weniger als Fremdkörper 
als z.B. eine grüne Farbgebung. Auf eine 
Festsetzung der Farbgestaltung der 
Membrane wird daher verzichtet, zumal 
man dann auch konkrete Vorgaben für 
Gebäudefassaden und die Dacheinde-
ckung machen müsste. 
Der Anregung wird daher nicht entspro-
chen. 

 

III Umwelt 
A Einsicht in die TA Luft Genehmigung 

Genehmigungsunterlagen sind zunächst 
nicht zur Einsichtnahme bestimmt, da in 
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und öffentlich machen.  ihnen datenschutzrelevante Betriebsab-
läufe dargestellt sein können. Es bleibt 
dem Anreger aber unbenommen im 
Rahmen der Regelungen des Umweltin-
formationsgesetzes (UIG) bei der infor-
mationspflichtigen Stelle (hier: Landrats-
amt Fürth als Genehmigungsbehörde) 
einen Antrag auf Einsicht in gewünsch-
ten Unterlagen zu stellen. 
Die TA Luft ist dagegen grundsätzlich 
öffentlich zugänglich, z.B. über Portale 
des Bundesministeriums für Justiz. 

Geruchsbelästigung nach BImsch. Es kann nicht nachvollzogen werden, 
was mit dieser Aussage gemeint ist. 
Eventuell ist sie als Begründung für eine 
Einsichtnahme in die Genehmigungsun-
terlagen bezüglich der TA Luft zu wer-
ten. 
In Begründung und Umweltbericht zum 
Bebauungsplan wird aber darauf verwie-
sen, dass hinsichtlich der Geruchsemis-
sionen die Regelungen der TA Luft bzw. 
der Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL) 
einschlägig sind, die eben den früheren 
Genehmigungen (zum jeweiligen Gel-
tungsstand) zugrunde lagen. 

 

Wie hoch ist das Verkehrsaufkommen 
in Keidenzell Fürther Ecke Deberndor-
fer Straße da der Bereich eng und un-
einsichtig ist. 

Gemäß den Angaben des Bayerischen 
Straßeninformationssystems BAYSIS 
der Landesbaudirektion Bayern, liegt die 
tägliche Verkehrsstärke (DTV) auf der 
FÜ 16 (Fürther Straße) bei 597 Fahr-
zeugen (Zählstelle allerdings zwischen 
Roßendorf und Stinzendorf) und auf der 
FÜ 24 (Deberndorfer Straße bei 1.029 
Fahrzeugen auf der Deberndorfer Stra-
ße. Eigene Zählungen der Stadt Lan-
genzenn im Jahr 2023 führten zu gering-
fügig höheren Verkehrszahlen von einer 
DTV im Schnitt von 1.165 Fahrzeugen. 
Die Anzahl an Fahrzeugen ist jedoch 
nicht alleine ausschlaggebend für die 
Leistungsfähigkeit eines Knotenpunktes. 
Im Übrigen wurde eine verkehrsrechtli-
che Anordnung an dieser Stelle für ein 
Durchfahrverbot für Fahrzeuge und Züge 
mit mehr als 12 m Länge in Richtung 
Deberndorf durch Beschluss des VG 
Ansbach vom 28.07.2021 aufgehoben. 

 

 
 
Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 4 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

Verbrennungsanlage für organische 
Abfälle 
In § 1 Art der baulichen Nutzung ist die 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis. 
Die Ansicht in der Stellungnahme wird 
nicht geteilt. In § 1 Abs. 2 der textlichen 
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Formulierung Anlagen zur thermischen 
Verwertung von Abfallarten, die nicht in 
Absatz 2 aufgeführt sind missverständ-
lich. Der Nebensatz bezieht sich ent-
weder auf Abfallarten, oder auf die An-
lagen zur thermischen Verwertung. 
Weder Kompostierung noch Biogasan-
lage fallen unter den Begriff thermische 
Verwertung. Derzeit gibt es also keine 
thermische Verwertung von Abfall. Be-
zieht sich der Nebensatz auf die Abfall-
arten, dann könnten organische Abfälle 
(z.B. Material aus der Landschaftspfle-
ge und Land- und Forstwirtschaft, Bio-
masse: Dies kann organische Abfälle 
wie Pflanzenreste, Gartenabfälle und 
Lebensmittelreste umfassen.) in einer 
thermischen Anlage verwertet werden. 
Das bedeutet: Man erlaubt eine Ver-
brennungsanlage für organische Abfäl-
le, aber vielleicht auch eine für Hack-
schnitzel. Dies wird auch innerhalb der 
Begründung erwähnt. Art der baulichen 
Nutzung: Klarstellend wird festgesetzt, 
dass Anlagen zur thermischen Verwer-
tung von Abfallarten, die nicht in Absatz 
2 der Festsetzung aufgeführt sind, un-
zulässig sind, um so eine Erhöhung 
des Verkehrsaufkommens durch die 
Anlieferung dieser Energieträger zu 
vermeiden. 
Das kann man natürlich auch anders 
sehen. Es darf aber sicher kein Platz 
für Interpretationen bleiben. Wäre es 
nicht einfacher nur aufzuzählen was 
erlaubt ist? Alles andere ist damit aus-
geschlossen, oder etwa nicht? Oder 
vielleicht einfach: Die thermische Ver-
wertung von Abfällen ist nicht zulässig.  
 
Die Anlage bleibt eine öffentliche Ab-
fallverwertungsanlage und nicht einfach 
eine Anlage zur Erzeugung von Biogas 
und Kompost. Wieso soll sich hier 
durch Aufstellung eines BP etwas än-
dern? 

Festsetzungen sind alle zulässigen Nut-
zungen abschließend genannt. In die-
sem Zusammenhang werden hier als 
einzige Abfallart die organischen Abfälle 
aufgeführt. In Abs. 3 wird ergänzend 
und klarstellend eine Festsetzung er-
gänzt, dass eine thermische Verwertung 
von anderen Abfallarten unzulässig ist, 
wie dies in der Stellungnahme aus der 
Begründung auch zitiert wird. Aus Sicht 
der Stadt Langenzenn wird so eine 
Klarstellung der Zulässigkeit erreicht 
und gerade kein Raum für Interpretatio-
nen geschaffen. Die Festsetzung in Abs. 
3 darf aber eben nicht isoliert gelesen, 
sondern immer mit den zuvor getroffe-
nen Festsetzungen in Abs. 2 gesehen 
werden. Es erfolgt aber ohnehin eine 
Neufassung der Festsetzung in § 1 
Abs. 2 und 3 um mehr Klarheit zu 
schaffen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ansicht wird nur zum Teil mitgetra-
gen. Es handelt sich um eine Anlage, 
die organische Abfälle zu Kompost ver-
arbeitet und damit sowohl um eine Ab-
fallverwertungs- aber eben auch um 
eine Kompostieranlage, wie dies in § 1 
Abs. 2 der textlichen Festsetzung auch 
festgesetzt ist. Zudem ist es keine Anla-
ge der öffentlichen Hand, sondern eine 
Anlage eines gewerblichen Betreibers, 
der im Auftrag des Landkreises auch die 
anfallenden Bioabfälle kompostiert. 

Gebäudehöhe   
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Wo steht geschrieben, dass 15 Meter 
Gebäudehöhe zwingend erforderlich 
sind? In anderen Kommunen in Bayern, 
werden für vergleichbare Bebauungs-
pläne maximal 8,5 - 14 Meter vorgese-
hen. Es handelt sich nicht um ein all-
gemeines Gewerbegebiet, sondern um 
ein Sonderbaugebiet mit entsprechen-
der Zweckbestimmung. Wegen der 
exponierten Lage an einer Steigung 
und dem dadurch bedingten Gefälle auf 
dem Betriebsgelände sollte auch die 
Höhe von baulichen Anlagen entspre-
chend begrenzt werden. Die Gasspei-
cher genießen dabei Bestandsschutz. 
Die Gasspeicher dürften Sonderbauten 
sein, falls dafür extra Höhen angesetzt 
werden müssen, dann sollte man das 
tun. Neue Bauten sollten in der Höhe 
(unter 15 m) begrenzt werden, beson-
ders im höherliegenden Bereich der 
Anlage direkt am Waldrand. Siehe auch 
§ 16 Abs. 3 (2) BauNVO: … die Zahl 
der Vollgeschosse oder die Höhe bauli-
cher Anlagen, wenn ohne ihre Festset-
zung öffentliche Belange, insbesondere 
das Orts- und Landschaftsbild, beein-
trächtigt werden können. Und weiter 
unter Abs. 4 … die Höhe baulicher An-
lagen können auch als zwingend fest-
gesetzt werden. Gebäude selbst kön-
nen dann auf eine bereits jetzt beste-
hende Höhe, oder etwas mehr festge-
setzt werden. Dadurch wird das Land-
schaftsbild nicht weiter wesentlich ne-
gativ beeinflusst. Wäre es nicht sinn-
voll, besonders die erhöht liegenden 
Baufenster separat zu betrachten und 
Höhen festzulegen? Gerade im Bereich 
der Gärrestelager ist mit einer erneuten 
Bebauung zu rechnen. Dies stellt einen 
nicht unerheblichen Eingriff ins Land-
schaftsbild dar, der in der Planung 
(Eingrünung) nicht berücksichtigt wird. 
Es können neue Gärrestebehälter ge-
baut werden, deren Höhe sich am 
höchsten Gärrestebehälter orientiert. 
Das ist sicher nicht erstrebenswert. 

Der Argumentation kann nicht gefolgt 
werden. Ein pauschales Heranziehen 
von Höhenfestsetzungen aus anderen 
Gemeinden wird hier nicht als zielfüh-
rend erachtet. Vielmehr ist jede Pla-
nungssituation in jeder Kommune indivi-
duell zu betrachten, wie dies im vorlie-
genden Fall auch gehandhabt wurde. 
Aus diesem Grund wurde eine Festset-
zung zur Höhe von Gebäuden gewählt, 
die je nach Lage innerhalb des Plange-
biets zu bestimmen ist, sich am Gelän-
deverlauf der benachbarten Kreisstraße 
orientiert und damit der topographischen 
Situation am Hang Rechnung trägt.  
Durch die Festsetzung wird zudem 
erstmals im gesamten Plangebiet eine 
maximale Höhe festgelegt. Die Höhe 
von 15 m wurde zunächst so gewählt 
um sowohl den Belangen des Schutzes 
des Landschaftsbildes, als auch des 
Betriebes gleichermaßen Rechnung zu 
tragen. Da in der Tat einige Bestands-
bauten aktuell bereits Gesamthöhen von 
15 m überschreiten, wird zum Entwurf 
hin sogar eine zulässige Gebäudehö-
he von 18 m über Bezugspunkt fest-
gesetzt. Unter Berücksichtigung der 
örtlichen Lage werden gerade vor dem 
Hintergrund, dass im Süden eine ein-
grünende Waldkulisse an einem Hang 
vorhanden ist, Höhen von 18 m auch 
noch als verträglich angesehen. Damit 
kann den betrieblichen Anforderungen 
besser Rechnung getragen werden, ein 
ausreichender Schutz des Landschafts-
bildes bleibt aber gewahrt. 

Höhen von baulichen Anlagen 
In §2 Maße der baulichen Nutzung: 
ausnahmsweise Überschreitungen der 
festgesetzten Höhen baulicher Anlagen 
für Bauteile mit einer Grundfläche von 
insgesamt höchstens 20% der zulässi-
gen Grundfläche zugelassen werden. 
Wo wird die Höhe baulicher Anlagen 

Als Gebäude sind selbständig benutzba-
re, überdeckte bauliche Anlagen, die 
von Menschen betreten werden können, 
definiert. (Art. 2 Abs. 2 BayBO) Dem-
nach ist jedes Gebäude auch eine bau-
liche Anlage, für die die Festsetzung zur 
zulässigen Gebäudeoberkante bzw. der 
zulässigen Überschreitung gilt. 
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festgesetzt? Es werden nur die Höhen 
für Gebäude festgesetzt! Was ist mit 
Sonderbauten wie Gasspeicher? 

Die Einstufung von Gebäuden in die 
verschiedenen Gebäudeklassen (Art. 2 
Abs. 3 BayBO) erfolgt unabhängig von 
der Einstufung eines Gebäudes als 
Sonderbau (Art. 2 Abs. 4 BayBO). Die 
Festsetzung zur maximalen Gebäude-
höhe gilt demnach für Gebäude und 
Sonderbauten gleichermaßen. Sonder-
bauten sind hier nicht mit „besonderen 
Gebäuden“ zu verwechseln. 
Aufgrund der generellen Anhebung 
der zulässigen Höhe der Gebäude auf 
18 m über Bezugspunkt erfolgt aber 
eine Anpassung der Ausnahme auf 
nur noch 10% der zulässigen Grund-
fläche. Damit bleiben besondere Anla-
gen oder Anlageteile, die aus techni-
schen Gründen diese Höhe aufweisen 
müssen (z.B. Abluftanlagen) möglich. 

Es wird nur auf die Stellplatzverord-
nung hingewiesen. Ob genügend Stell-
plätze vorhanden sind und vor allem, 
wo diese sich befinden wird in der Pla-
nung nicht erfasst. Stellplätze und de-
ren Situierung müssen aber nachge-
wiesen werden und das in ausreichen-
der Anzahl. Bisher ist zu beobachten, 
dass Fahrzeuge von Mitarbeitern ne-
ben der Betriebszufahrt parken und 
dazu Teile des landwirtschaftlichen 
Weges beanspruchen – mal mehr, mal 
weniger. Auch wird auf dem inzwischen 
befestigten Lagerplatz im Westen des 
Betriebsgeländes geparkt. Beides sieht 
man auf den aktuellen Luftbildaufnah-
men wie im Bayernatlas (Aufnahme 
vom 25.05.2023. 
https://geoportal.bayern.de/bayernatlas/ 
?lang=de&topic=ba&bgLayer=atkis 
&catalogNodes=11&E=628855.92&N 
=5479977.77&zoom=14&layers 
=luftbild_parz 

Der Stellplatznachweis erfolgt grund-
sätzlich erst auf Vorhabenebene und ist 
nicht im Bebauungsplan zu führen. Dar-
über hinaus muss der Stellplatznach-
weis für künftige, noch nicht bekannte 
Änderungen und Erweiterungen der 
Anlage auch in der Zukunft noch den 
entsprechenden Anforderungen genü-
gen, eine festgezurrte Festlegung auf 
die jetzige Situation würde dem nicht 
gerecht werden. Auf eine Festlegung 
von Anzahl und Lage von Stellplätzen 
wird daher verzichtet.  
Der Teil des Flurstücks Nr. 680 (Gmkg. 
Keidenzell), der nicht als öffentliche 
Verkehrsfläche festgesetzt ist, ist aus-
schließlich für den land- und forstwirt-
schaftlichen Verkehr vorgesehen. Der 
Betreiber hat eigenverantwortlich Sorge 
dafür zu tragen, dass Mitarbeiter, aber 
auch der Lieferverkehr nur auf dafür 
vorgesehenen Flächen parkt. 

 

FÜ 24 Deberndorfer Straße: 
Die Deberndorfer Straße ist von der 
Ausfahrt der Kompostier- und Biogas-
anlage (untergeordneten Straße) unzu-
reichend einsehbar. Bei einer Ge-
schwindigkeit von 100 km/h ist eine 
Sichtachse von 200 m gefordert (auf 
der untergeordneten Straße in 15 m 
Entfernung zum Straßenrand der über-
geordneten Straße), dies ist weder in 
Richtung Süden noch in Richtung Nor-
den möglich. Ob hier ein Stoppschild 
und Stopplinie ausreichend ist, oder 
weitere Maßnahmen ergriffen werden 

 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis. Die einge-
schränkte Sicht aufgrund des südlich 
des Plangebiets vorhandenen Waldes 
ist der Stadt Langenzenn bekannt. 
Nach den Richtlinien für die Anlage von 
Landstraßen (RAL) beträgt die Länge 
des Schenkels des freizuhaltenden 
Sichtdreiecks in der Tat 200 m für die 
Anfahrtsicht (Kapitel 6.6.3 RAL). Im vor-
liegenden Fall ist erst bei ca. 160 m eine 
Sicht auf die bzw. von der Einmündung 
auf den fließenden Verkehr gegeben. 
Ungeachtet dessen gilt gem. § 1 StVO 

 

https://geoportal.bayern.de/bayernatlas/
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müssen, sollte geprüft werden. 
Als einzige Betriebszufahrt wird die 
aktuelle, ungenügende Zufahrt vorge-
sehen. Ein Baufenster für Gebäude auf 
diese Fläche zu legen ist wohl unzuläs-
sig, da kann sicher geklagt werden. 
Seitens der [Anmerkung: Name ent-
fernt] wird noch eine zweite Zufahrt 
genutzt. Fast am Ende des Feldweges 
im Süden der Anlage befindet sich eine 
zusätzliche Zufahrt, die bisher auch 
genutzt wird. Was ist damit? Der Ge-
werbebetrieb nutzt regelmäßig den 
Feldweg. 

der Grundsatz der ständigen Vorsicht 
und gegenseitigen Rücksichtnahme. 
Auch ohne das Betriebsgelände müssen 
aus Richtung Deberndorf kommende 
Verkehrsteilnehmer ihre Geschwindig-
keit so bemessen, dass sie z.B. in die 
Kreisstraße einfahrende land- und 
forstwirtschaftliche Fahrzeuge, queren-
de Wanderer oder allgemein langsam 
fahrende Fahrzeuge rechtzeitig erken-
nen und abbremsen können. Bisher hat 
sich dieser Bereich auch nicht als Un-
fallschwerpunkt dargestellt. 
Darüber hinaus gäbe es die Möglichkeit 
durch verkehrsrechtliche Maßnahmen 
u.a. die Geschwindigkeit auf der Kreis-
straße auf 70 km/h zu reduzieren, da 
dann ein ausreichend großes Sichtdrei-
eck gewährleistet wäre. Diese Regelun-
gen sind aber nicht auf Ebene des Be-
bauungsplans möglich. 
Bei den in der Stellungnahme beschrie-
benen Sichtfeldern handelt es sich im 
Übrigen um die sog. Annäherungssicht 
einer untergeordneten auf eine überge-
ordnete Straße. Da im vorliegenden Fall 
die Zufahrt zum Betriebsgelände nur 
unwesentlich weiter als 15 m von der 
übergeordneten Straße entfernt liegt 
und mit einer entsprechend geringen 
Fahrtgeschwindigkeit zu rechnen ist, ist 
die Freihaltung einer Annäherungssicht 
hier nicht zielführend bzw. gar nicht 
mehr möglich, weshalb in der Plan-
zeichnung hinweislich die Sichtfelder 
der sog. Anfahrsicht eingetragen wur-
den. Diese werden nach Norden hin 
eingehalten, nach Süden hin jedoch 
nicht (siehe oben). 

Farbgebung von Gebäuden und bauli-
chen Anlagen: 
Besonders auffällig, störend und das 
Landschaftsbild beeinträchtigend sind 
die Gärrestebehälter mit Gasspeicher. 
Im Biogashandbuch des LfU ist klarge-
stellt, dass eine farbliche Anpassung 
durch die BayBO gefordert wird. Eine 
farbliche Anpassung, überhaupt eine 
Farbe wurde seitens der Genehmi-
gungsbehörde nicht festgesetzt. Hier 
sollte in der Planung die Farbgebung 
an das natürliche Umfeld (den Wald am 
Dillenberg) festgesetzt werden. Ob die-
se Festsetzung nun sofort greift, oder 
zu einem späteren Zeitpunkt – bei Er-
neuerung der Abdeckung der Gasspei-

 
 
Die Regelungsmöglichkeiten eines Be-
bauungsplans sind hinsichtlich der farb-
lichen Gestaltung von baulichen Anla-
gen begrenzt. Die Vorgabe einer sehr 
eng gefassten, farblichen Gestaltungs-
vorgabe, wie in der Stellungnahme ge-
fordert, ist nicht möglich und wäre daher 
unwirksam, was im Ergebnis zur Folge 
hätte, dass gar keine Regelung hinsicht-
lich der farblichen Gestaltung greifen 
würde. 
Die Forderung einer Änderung der farb-
lichen Gestaltung von bereits vorhande-
nen Anlagen ist nicht möglich. 
Wie in der Stellungnahme richtig aufge-
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cher – kann ich nicht beurteilen. Dem 
Landschaftsbild ist diese einfache 
Maßnahme für alle Bauwerke (auch 
den Abdeckungen der Gärrestela-
ger/Gasspeicher) jedenfalls zuträglich 
und sollte so im BP auch festgeschrie-
ben werden. 
Biogashandbuch Bayern, Kap. 2.2.1. 
Baurecht, Stand Juni 2021 
2.2.1.3.4. Baugestaltung (Art. 8 BayBO) 
Auch im Hinblick auf Biogasanlagen ist 
zu beachten, dass diese nach Form, 
Maßstab, Verhältnis der Baumassen 
und Bauteile zueinander, Werkstoff und 
Farbe nicht verunstaltend wirken (Art. 8 
Satz 1 BayBO). Sie sind mit ihrer Um-
gebung derart in Einklang zu bringen, 
dass sie das Straßen-, Orts- oder 
Landschaftsbild nicht verunstalten (Art. 
8 Satz 2 BayBO). Negativbeispiel: Gär-
restelager sind an der Straße entlang 
aufgereiht, es ist also nicht nur die 
Farbgebung. 

führt stellt das Biogashandbuch Bayern 
einen Leitfaden die Anforderungen an 
die Errichtung von Biogasanlagen dar. 
Bezüglich der Farbgebung gibt es dabei 
unterschiedliche Sichtweisen, so ist eine 
grüne Farbe vor dem Wald als Hinter-
grund positiv zu sehen. In Blickrichtung 
freier Himmel bzw. Horizont wirken helle 
Farben dagegen weniger als Fremdkör-
per als z.B. eine grüne Farbgebung.  
Auf eine Festsetzung der Farbgestal-
tung wird daher verzichtet, zumal man 
dann auch konkrete Vorgaben für Ge-
bäudefassaden und die Dacheinde-
ckung machen müsste. 

Gestaltung von Fassaden 
§ 5 (3) und § 8 (7) sind widersprüchlich. 
Und wenn Klinker im Außenbereich, 
dann in welcher Farbe? Das sollte man 
überdenken. 

 
Ein Widerspruch in den beiden genann-
ten Festsetzungen kann nicht erkannt 
werden. § 5 Abs. 3 regelt die Fassaden-
gestaltung und § 8 Abs. 7 die Fassa-
denbegrünung. Beide Festsetzungen 
sind für die jeweils angegebene Situati-
on zu beachten. 
Weshalb eine Festlegung der Farbge-
staltung von Klinkern über die der ge-
deckten Farbtöne hinaus erforderlich 
sein soll, wird in der Stellungnahme 
nicht aufgeführt und kann nicht nach-
vollzogen werden, zumal hier auch auf 
regionstypische Klinker abgestellt wird. 

 

Fehlende TA-Luft und TA-Lärm: 
Wie kann beurteilt werden, ob die für 
den Eingriff geplanten Maßnahmen 
ausreichend sind solange keine ent-
sprechenden Unterlagen vorliegen. Die 
Genehmigungsbehörde hat bisher kei-
ne Unterlagen beigebracht, die bele-
gen, dass eine unzumutbare Geruchs-
belästigung an den Immissionsorten 
nicht vorliegt. Die Stadt Langenzenn 
hat entsprechende Unterlagen an-
scheinend ebenfalls nicht. Deshalb 
muss die TA-Luft geprüft und im Ver-
fahren der Öffentlichkeit vorgelegt wer-
den. 
Auf Seite 30 der Begründung wird spe-
kuliert: Da die Anlage auch immissi-
onsschutzrechtlich genehmigt wurde, 

Hier werden in der Stellungnahme ver-
schiedene Aspekte, die es zu trennen 
gilt, vermischt. Die Umweltprüfung, die 
im Rahmen der Bauleitplanung durchge-
führt und im Umweltbericht dokumentiert 
wird, beurteilt die Auswirkungen des 
Bebauungsplans auf die einzelnen 
Schutzgüter. Zu diesen Schutzgütern 
zählt auch der Mensch und seine Ge-
sundheit sowie Klima/Luft. Die Aussage 
im Umweltbericht ist zwar eine Annah-
me, aber keine Spekulation. In immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigungs-
verfahren wird zwingend geprüft, ob 
unzumutbare Immissionen durch den 
Anlagenbetrieb auf relevante Immissi-
onsorte einwirken. Die Einhaltung ent-
sprechender Grenzwerte ist Vorausset-
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ist davon auszugehen, dass zum Zeit-
punkt der Genehmigungserteilung der 
Nachweis der Einhaltung der jeweils 
gültigen Richt- und Grenzwerte geführt 
wurde, so dass auf die nächstgelege-
nen schutzwürdigen Immissionsorte in 
Keidenzell keine nachteiligen Auswir-
kungen im Bestand vorliegen. Dies 
schließt allerdings nicht aus, dass es im 
Rahmen der zulässigen Emissionen 
z.B. bei bestimmten Wetterlagen (Süd-
wind, Inversionslagen) dennoch zu 
wahrnehmbaren Einflüssen in der Orts-
lage kommt. Hier muss auch noch die 
Tallage von Keidenzell berücksichtigt 
werden, ebenso die abfließende Kaltluft 
(aus Richtung des Plangebiets), die zur 
Verschlimmerung der Belästigung führt. 

zung für die Erteilung der Anlagenge-
nehmigung. Die öffentlich-rechtlichen 
Vorgaben, die Grundlage für eine Ge-
nehmigung sind, stellen somit sicher, 
dass keine unzumutbaren Belästigun-
gen entstehen, daher muss auch nicht 
davon ausgegangen werden, dass sol-
che vorliegen. Es kann allerdings sein, 
dass im Zuge des Prüfverfahrens von 
vornherein eine Irrelevanz festgestellt 
und daher keine gutachterliche Überprü-
fung erforderlich war. Dies ist immer 
auch vor dem Hintergrund des jeweils 
gültigen Gesetzesstandes und des da-
maligen Stands der Technik zu sehen. 
Da gerade Geruchsimmissionen sehr 
stark von der eingesetzten Technik und 
den jeweiligen Verfahren abhängen, 
kann auf Ebene des Bebauungsplans 
hier noch keine vertiefte Prüfung statt-
finden und es erfolgten daher diesbe-
züglich auch keinerlei Festsetzungen. 
Da vorausgesetzt werden darf, dass 
Vorhaben, die immissionsschutzrecht-
lich genehmigt werden müssen, im Ge-
nehmigungsverfahren auch entspre-
chend geprüft werden, ist dies keine 
unzulässige Konfliktverlagerung auf die 
Vorhabenebene, sondern schlicht der 
Tatsache geschuldet, dass im Bebau-
ungsplan nur die allgemeine Art der 
baulichen Nutzung festgesetzt wird, 
nicht aber der Einsatz konkreter Anla-
gentechnik.  
Betriebsinterne Prüfungen haben bisher 
auch keine Anhaltspunkte ergeben, 
dass die Maßgaben (z.B. Jahresge-
ruchshäufigkeiten der TA Luft) nicht 
eingehalten werden könnten. 
Ergänzend sei erwähnt, dass eine Ver-
schärfung der geltenden rechtlichen 
Grundlagen in der Zukunft, auch für 
Bestandsanlagen gelten können und 
diese dann entsprechend der neuen 
Vorgaben nachzurüsten sind. 
Bezüglich der Tallage von Keidenzell ist 
zu sagen, dass Talauen grundsätzlich 
als lokale Luftleitbahnen dienen. Kei-
denzell hat keine Kessellage, die zu 
einem Luftanstau in größerem Maße 
führt, auch wenn es lokale Barrieren in 
der Aue in Form der vorhandenen Be-
bauung gibt. Bezüglich des Luftabflus-
ses wird auch auf die Ausführungen 
unten verwiesen. 
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Auf Seite 26 der Begründung wird fest-
gestellt: Die Kalt- und Frischluft fließt 
nach Norden zum Kirchfarrnbach und 
dann entlang der Bachaue in Richtung 
Osten ab. Damit die Kaltluft abfließt 
bedarf es eines Gefälles über 2%. Ein 
entsprechend starkes Gefälle weist hier 
weder der Kirchfarrnbach noch der 
Farrnbach auf. Von der Brücke am Rei-
chenbacher Weg bis zur Deberndorfer 
Straße gibt es ein Gefälle von 0,63 %. 
Ein starker Abfluss ist nicht zu erwar-
ten, da in der Deberndorfer Straße die 
Bebauung den möglichen Abfluss zu-
sätzlich behindert. Das Farrnbachtal 
bildet eine Rinne, dort sammelt sich die 
Kaltluft aus Süden und weniger aus 
Norden und verbleibt erstmal dort. 

Die Ansicht in der Stellungnahme wird 
nicht geteilt. Es ist richtig, dass die 
Farrnbachaue mit seinen beiden Zuflüs-
sen kein großes Gefälle aufweist, aber 
der Kaltluftabfluss ergibt sich ja auch 
auszufließenden Kaltluftmassen allge-
mein. So ist das Gefälle vom Dillenberg 
her (und dies nicht nur aus Richtung des 
Plangebiets) aber deutlich höher. Über-
haupt setzt ein Kaltluftabfluss bereits bei 
Gefällen von nur etwa 0,5° ein, da sich 
die Kaltluft allein aufgrund der Schwer-
kraft dem Gefälle folgend in Bewegung 
setzt. Für nennenswerte Kaltluftabflüsse 
werden allerdings größere Neigungen 
von wenigstens 1° bis 2° (entsprechend 
etwa 1% bis 3% Gefälle) erforderlich 
(vgl. VDI 3787 Blatt 5 „Umweltmeteoro-
logie - Lokale Kaltluft“. 
Darüber hinaus kann Kalt- bzw. Frisch-
luft auch durch Windbewegungen trans-
portiert werden. Hier ist das Farrnbach-
tal aufgrund seiner West-Ost-
Ausrichtung als gut durchlüftet zu be-
zeichnen. 

 

Der Kaltluftabfluss und dessen Auswir-
kung auf die Geruchsausbreitung wird 
auf Seite 30 gar nicht er-
wähnt/berücksichtigt. Warum? 

Der Aussage muss widersprochen wer-
den. Im entsprechenden Absatz des 
Umweltberichts wird darauf hingewie-
sen, dass bei bestimmen Wetterlagen 
(z.B. Südwind) wahrnehmbare Einflüsse 
möglich sind. Es ist dabei nicht zwin-
gend relevant, warum es zu Geruchs-
einwirkungen kommt, da es sich hier 
nicht um dauerhafte Zustände handelt, 
sondern um sog. „seltene Ereignisse“. 

 

Auch auf Seite 30 der Begründung wird 
behauptet: Weitere Emissionsquellen 
im näheren Umfeld sind nicht bekannt. 
Das kann nicht nachvollzogen werden, 
da es sehr wohl andere Emissionsquel-
len gibt. Hier sind zu nennen: Pferde-
haltung in Klaushof, Ödenhof, Witting-
hof und Keidenzell. Weitere relevante 
Tierhaltungen (z.B. Ödenhof) sind 
ebenfalls zu prüfen. Ob es weitere ge-
werbliche Betriebe gibt, die Emissionen 
verursachen, muss ebenfalls geprüft 
werden (Werkstätten, gewerbliche Hei-
zungsanlagen, Biogasanlagen, etc.). 

Wie in der Stellungnahme richtig zitiert 
wird, bezieht sich die Aussage auf das 
nähere Umfeld des Plangebiets. Das 
schließt selbstverständlich nicht aus, 
dass in weiterer Entfernung Tierhaltung 
betrieben wird, bei der es örtlich auch zu 
Geruchseinwirkungen kommen kann. 
Die aufgezählten Stellen befinden sich 
jedoch entweder über 1 km vom Plan-
gebiet bzw. der Ortslage von Keidenzell 
entfernt oder sind aufgrund ihrer Lage 
(z.B. abseits der Hauptwindrichtung) 
nicht mehr für die gegenständliche Pla-
nung relevant. Zur Klarstellung wird 
aber in Kap. D.8 des Umweltberichts 
daher eingefügt, dass keine „relevan-
ten“ Emissionsquellen bekannt sind. 
Darüber hinaus wären relevante Vorbe-
lastungen im Rahmen eines Genehmi-
gungsverfahrens jeweils neu zu ermit-
teln und zu berücksichtigen. 
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Als zu berücksichtigender Immissions-
ort wurden seitens des LRA Fürth auch 
die Büroräume der Gärtnerei [Anm.: 
Name entfernt] genannt, die Sozial-
räume für Arbeitnehmer wurden nicht 
erwähnt. Hier muss geprüft werden, ob 
die Aussage des LRA Fürth zutrifft und 
entsprechend in der TA-Luft berück-
sichtigt werden oder nicht. In der Be-
gründung ist auch nur die Rede von 
Wohnbebauung. Die TA-Luft gilt auch 
für die Belastung von (Gewerbe-) Be-
trieben. 

Da die Genehmigungen für die Erweite-
rung des Betriebsareals im Plangebiet in 
Richtung Norden nach dem Bau der 
Gärtnerei im Jahr 2010 stattfanden, ist 
davon auszugehen, dass alle relevanten 
Immissionsorte in den Genehmigungs-
verfahren geprüft wurden. 
Im neu erstellten schallschutztechni-
schen Gutachten wurden ein Immissi-
onsort auf dem Gärtnereigelände be-
rücksichtigt. 

 

Seite 47 der Begründung: Es liegen 
keine detaillierten Messungen zu Luft-
belastungen im Umfeld vor, die aber für 
die sachgerechte Erstellung dieses 
Umweltberichtes nicht erforderlich sind. 
Wodurch wird begründet, dass eine 
detaillierte Messung der Luftbelastung 
für diesen Umweltbericht nicht erforder-
lich ist? Auswirkungen, auch auf den 
Menschen, sind zu berücksichtigen. 

Die Prüfungstiefe des Umweltberichtes 
ist immer auch abhängig von den jewei-
ligen Gegebenheiten. Das Stadtgebiet 
von Langenzenn zählt hierbei allgemein 
nicht zu Gebieten mit besonders hohen 
Luftbelastungen, so dass hier zunächst 
keine spezifischen Untersuchungen 
angezeigt waren. Nichtsdestotrotz gibt 
es natürlich lokal in unterschiedlichem 
Maße stärkere Luftbelastungen (z.B. 
Stickoxide und Feinstaub entlang der 
Bundesstraße 8, Geruchsimmissionen 
im Umfeld größerer Stallhaltungen etc.). 
Aufgrund der guten Durchlüftungssitua-
tion im Stadtgebiet werden aber auch 
hier keine relevanten Konzentrationen 
erreicht, die vertiefte Prüfungen anzei-
gen würden. 
In Bezug auf Luftverunreinigungen 
durch Anlagen im Plangebiet wurden 
wiederum die bei der Erteilung der je-
weiligen Genehmigungen die Vorgaben 
der geltenden gesetzlichen Regelungen 
– TA Luft, Geruchsimmissions-
Richtlinie, Bundesimmissionsschutzge-
setz – geprüft. Diese öffentlich-
rechtlichen Vorgaben, die Grundlage für 
eine Genehmigung sind, stellen sicher, 
dass keine unzumutbaren Belästigun-
gen entstehen, daher muss auch nicht 
davon ausgegangen werden, dass sol-
che hier in relevantem Maße vorliegen. 

 

Fehlen der Stadt Langenzenn entspre-
chende Unterlagen zur Geruchsaus-
breitung, so können diese bei der Ge-
nehmigungsbehörde angefordert wer-
den. Ohne entsprechende Unterlagen 
konnte nicht genehmigt werden, wes-
halb diese Unterlagen vorliegen müs-
sen. Der Betreiber der Anlage ist ver-
pflichtet entsprechende Nachweise zu 
erbringen, dass von seinem Betrieb 

Hier bekräftigt die Stellungnahme, im 
Widerspruch zur oben getätigten Aus-
sage des Anregers, die Ansicht der 
Stadt Langenzenn, dass über die ent-
sprechenden Genehmigungsverfahren 
der Anlagen, der Nachweis erbracht 
wurde, dass keine unzumutbaren Beläs-
tigungen vorherrschen dürfen. 
Es ist auch nicht Aufgabe eines Bauleit-
planverfahrens erteilte Genehmigungen 
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keine Belästigung oder Gefährdung für 
„Nachbarn“ ausgeht. Auch von ihm 
können Unterlagen zur TA-Luft gefor-
dert werden, da er öffentliche Aufgaben 
übernimmt, die Verwertung von Abfall, 
ist er sogar verpflichtet, entsprechende 
Unterlagen auf Verlangen zugänglich 
zu machen 

zu prüfen. Die Veröffentlichung von voll-
ständigen Genehmigungsunterlagen, 
wie in der Stellungnahme gefordert, ist 
es ebenfalls nicht. Es bleibt dem Anre-
ger aber unbenommen im Rahmen der 
Regelungen des Umweltinformationsge-
setzes (UIG) bei der informationspflich-
tigen Stelle (hier: Landratsamt Fürth als 
Genehmigungsbehörde) einen Antrag 
auf Einsicht in gewünschten Unterlagen 
zu stellen. 

Es ist auch zu lesen: Zudem gilt nach 
der TA Luft zukünftig ein Einhausungs-
erfordernis bei der Bioabfallverwertung, 
d.h. dass der Annahme- und Aufberei-
tungsbereich bei Anlagen der vorlie-
genden Größenordnung, sowie die Rot-
te bis zum Abschluss der hygienisie-
renden und biologisch stabilisierenden 
Behandlung zwingend geschlossen zu 
betreiben ist, was möglichen gasförmi-
gen oder Geruchs-Emissionen vor-
beugt. Dies gilt i.d.R. allerdings nur für 
neue Genehmigungsverfahren. 
Altanlagen sind nicht ausgenommen, 
diese Behauptung ist definitiv falsch. 
Für Altanlagen gilt das Gebot der Ein-
hausung ab 01.12.2026. Allerdings hat 
die Genehmigungsbehörde einen Er-
messensspielraum. Im FNP und in der 
Begründung wird das auch entspre-
chend einmal so einmal so gesehen. 

Bei dieser Aussage wird in der Stellung-
nahme nicht berücksichtigt, dass sich 
die Aussagen in Begründung und Um-
weltbericht grundsätzlich auf den Zeit-
punkt dieses Verfahrens beziehen. Vom 
jetzigen Stand ausgesehen, sind neue 
Anlagen eingehaust zu errichten bzw. 
zu betreiben, bestehende jedoch noch 
nicht. Die Formulierungen in den Be-
gründungen und den Umweltberich-
ten werden auf Verständlichkeit und 
Eindeutigkeit geprüft und ggf. ange-
passt. 

 

Das Schutzgut Mensch umfasst auch 
die Gesundheit, hier müssen Immissio-
nen überprüft werden. 

Zur Erforderlichkeit der Prüfung von 
Immissionen siehe Ausführungen oben. 
Im Bebauungsplan kann z.B. keine kon-
krete Anlagentechnik festgesetzt wer-
den, dies ist Auflagen im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens auf Vorha-
benebene vorbehalten. 
Hinsichtlich des Schallimmissionsschut-
zes wurde eine schallschutztechnische 
Untersuchung unter Berücksichtigung 
der gegebenen Vorbelastungen durch-
geführt und die Ergebnisse in die Pla-
nung eingearbeitet. In diesem Rahmen 
werden auch die Vorgaben der TA 
Lärm, soweit diese hier relevant sind, 
betrachtet. Zunächst ist hier die 
DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ 
relevant. Als Ergebnis des Schallgut-
achtens wird nun eine Emissionskon-
tingentierung festgesetzt. Die Anga-
ben hierzu in Begründung und Um-
weltbericht werden ergänzt. 

 

Landschaftsbild: 
Bei der Betrachtung des Landschafts-

 
Wie in der Stellungnahme selbst ange-
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bildes hat sich das Planungsbüro ja 
bereits im Zuge der Planung Gewächs-
haus [Anmerkung: Name entfernt] fest-
gelegt. Eine Änderung der Sichtweise 
kommt deshalb für das Planungsbüro 
gar nicht in Betracht. 

führt, wird sowohl im vorliegenden Ver-
fahren, als auch bei anderen Verfahren, 
die Bewertung des Landschaftsbildes 
anhand der gleichen Maßstäbe durch-
geführt. Das mit der Bauleitplanung be-
auftragte Planungsbüro hat für die Stadt 
Langenzenn lediglich eine Vorstudie zu 
einer möglichen „Konzentrationsflä-
chenplanung großflächige Unterglaskul-
turen“ gemacht und war nicht mit Vor-
habenplanungen für ein Gewächshaus 
betraut. In der Vorstudie wurde auf Be-
wertungen des Landschaftsbildes, die 
im Rahmen des Landschaftsplanes im 
Jahre 2010/11 erstellt wurden, zurück-
gegriffen. An diesen Bewertungen wur-
de festgehalten. 

Das Landschaftsbild wird durch die 
nicht ausgeführten Eingrünungs- und 
Kompensationsmaßnahmen stark ge-
prägt. Ebenso durch die fehlende 
Farbvorgabe durch die Genehmi-
gungsbehörde. Als Wirkraum wird im 
BP nur der unmittelbare Raum um das 
Plangebiet berücksichtigt. Es muss 
aber der gesamte Wirkraum, also auch 
aus z.B. Burggrafenhof, FÜ 11, FÜ 16 
oder Meiersberg betrachte werden um 
das Landschaftsbild zu bewerten. Es 
handelt sich hier auch nicht um ein nur 
wenig strukturiertes Gebiet. Die Anlage 
verschwindet vom Süden und in Teilen 
vom Westen durch den Wald am Dil-
lenberg. Weiter im Westen finden sich 
neben einer Weiherkette mit hohem 
ökologischen Wert für den Laubfrosch, 
ein langgestreckter Gehölzsaum. Im 
Nordwesten unterhalb der Gärtnerei 
[Anmerkung: Name entfernt] eine Ge-
hölzfläche, die das Landschaftsbild 
erheblich aufwertet. Noch weiter im 
Norden sind Streuobstbestände, Wald, 
Hecken und ein Schilfgürtel. Dass man 
hier das Landschaftsbild nur aus Rich-
tung Hammerschmiede betrachtet, ist 
mir zu einseitig. Von einem geringen 
Wert des Landschaftsbildes gehe ich 
hier eher nicht aus. Deshalb sollte bei 
den zu treffenden Maßnahmen mehr 
Wert und Augenmerk auf eine tatsäch-
liche Eingrünung der Anlage gelegt 
werden. Eine Streuobstwiese mit einer 
Höhe von maximal 8 Metern kann Bau-
ten die erheblich höher sind und zudem 
höher liegen (8 m Höhenunterschied 
auf dem Plangebiet), nicht eingrünen. 

Zur Bewertung des Landschaftsbildes 
wurden neben der Bewertung der Krite-
rien Eigenart, Naturnähe, Vielfalt, Erho-
lungseignung und visuelle Störungen 
der Landschaftsplan der Stadt Langen-
zenn sowie der Fachbeitrag zur Land-
schaftsrahmenplanung Bayern heran-
gezogen. Die Bedeutung des Untersu-
chungsgebietes für das Schutzgut 
Landschaft wurde resultierend dabei 
insgesamt als mittel eingestuft, nicht wie 
in der Stellungnahme aufgeführt als 
gering bewertet. 
Eine Ausweitung auf weiter entfernte 
Orte wie z.B. Burggrafenhof oder Mei-
ersberg, die über 2-3 km entfernt liegen 
ist dabei gerade aufgrund der großen 
Entfernungen nicht mehr zielführend. 
Die zukünftigen Anlagen werden sich 
dem Gesamtbild voraussichtlich auch 
unter- bzw. einordnen, da hier das Ge-
wächshaus vorgelagert vorhanden ist 
und zudem im Norden und Westen eine 
Eingrünung festgesetzt wurde. Hinzu 
kommen die Wald- und Gehölzflächen 
sowie Hecken im Umkreis der Anlage, 
die dazu beitragen, dass die optische 
Fernwirkung nur marginal verändert 
wird. Erheblich nachteilige Auswirkun-
gen auf das Landschaftsbild sind daher 
nicht zu erwarten. 
Dass dabei lediglich eine Bewertung 
aus Richtung Hammerschmiede erfolgte 
ist nicht richtig. Im Umweltbericht ist 
lediglich ein Foto aus Richtung Ham-
merschmiede auf das Plangebiet abge-
bildet, um den aktuellen Zustand zu 
zeigen. Eine Aufnahme aus Süden vom 
Dillenberg aus, hätte hier wenig Auf-
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Hierzu bedarf es weitere Maßnahmen, 
besonders im Hinblick auf die Gärreste-
lager/Gasspeicher. Der Betreiber wird 
durch die Nichtausführung von Kom-
pensation- und Eingrünungsmaßnah-
men belohnt, da dadurch das Land-
schaftsbild erheblich negativ beeinflusst 
wird. 

schluss gegeben. 

Ausgleichflächen/AF1: 
Die Angabe 3.088 m² für die Aus-
gleichsfläche/Streuobstwiese ist falsch, 
es sind nur 3.000 m² (die Streuobstwie-
se ist nur Teil der 3.000m²). Die Streu-
obstwiese selbst wird im BP aber auch 
mit 3.261 m² angegeben. In der Plan-
zeichnung und im FNP sind sogar nur 
ca. 2.500 m² eingezeichnet/erwähnt. 
Der Stadt liegen doch die entsprechen-
den Unterlagen vor, da dürfte es keine 
Schwierigkeit sein, die Größe einer 
Ausgleichsfläche zu erfassen. Im Bay-
ernatlas und FIS Natur Online sind die-
se Angaben abzurufen. Hier ist auch 
die genaue Lage der Ausgleichsflächen 
dargestellt und der Anlass dokumen-
tiert. Die „Eingrünung“ an der Nord-
Ostseite ist ein Teil der Kompensati-
onsmaßnahme aus dem Jahr 2014. 
Nach den Angaben der Behörde gilt 
diese Ausgleichsmaßnahme nur für die 
Baugenehmigung vom 13.11. 2014. 
Die Ausgleichsfläche am Havariewall 
(ebenfalls im Bayernatlas und FIS Na-
tur dargestellt) mit 1.750 m² wird der 
Baumaßnahme vom 10.11.2005 zuge-
schrieben. Gefordert waren für diese 
Maßnahme (Genehmigung 10.11.2005) 
ca. 2.600 m² und gepflanzt waren 
nachweislich 14 Obstbäume. Im 
Ökoflächenkataster sind aber nur 1.750 
m² eingetragen. Zudem ist eine Zu-
sammenfassung von Ausgleichsflächen 
laut LfU nicht zulässig, da man einer 
Ausgleichsfläche die jeweilige Maß-
nahme zuordnen können muss. Einer 
Genehmigungsbehörde sollte dieser 
Sachverhalt geläufig sein. Die Aus-
gleichsfläche von 3.000 m² kann jeden-
falls nicht für alle bisher angefallenen 
Baumaßnahmen (seit 1992) ausrei-
chen. Eine Überprüfung der bisher ge-
forderten Ausgleichs- und Eingrü-
nungsmaßnahmen ist unerlässlich, da 
entsprechende Maßnahmen solange 
erhalten sein müssen, wie der Eingriff 
wirkt. Deshalb kann die Stadt mit ihrer 

 
Die verschiedenen Flächenangaben des 
Anregers bezüglich der Streuobstwiese 
sind nur zum Teil nachvollziehbar. Eine 
Maßentnahme aus dem analogen aus-
liegenden Plan oder der im Internet ver-
öffentlichten PDF-Datei ist für eine ver-
bindliche Flächenangabe jedenfalls 
nicht geeignet. 
Zu der Ausgleichsfläche AF1 zählt näm-
lich auch die durch die Umrandung um-
schlossene Fläche und das sind 
3.088 m². Abweichungen von den „ur-
sprünglich“ im Genehmigungsverfahren 
2014 ermittelten 3.000 m² können auch 
auf die Änderung des Bezugssystems 
von Gauß-Krüger auf UTM geschuldet 
sein. Die Angabe von 3.261 m² bezieht 
sich dagegen auf die bei der Bestand-
serfassung ermittelte Größe der Obst-
wiese (vgl. Plan im Anhang der Begrün-
dung mit dem BNT B431). Aus dem 
Anhang ist im Übrigen sehr deutlich 
erkennbar, dass diese Obstwiese teil-
weise in der festgesetzten Fläche AF1 
liegt, teilweise in dem Bereich mit fest-
gesetztem Pflanzgebot im Bebauungs-
plan. 
Die vom Anreger zitierten Angaben aus 
dem Ökoflächenkataster entsprechen im 
Übrigen nicht mehr alle dem aktuellen 
Stand der Genehmigungslage und sind 
aus diesem Grund für die Heranziehung 
als Beurteilungsgrundlage nicht geeig-
net. Die im Norden festgesetzte Aus-
gleichsfläche AF1, die im Frühjahr 2023 
umgesetzt wurde, stellt, wie auch in 
Kap. D.12 der Begründung zum Bebau-
ungsplan dargestellt, eine im Rahmen 
eines früheren immissionsschutzrechtli-
chen Verfahrens festgesetzte Aus-
gleichsfläche dar, die so in den Bebau-
ungsplan übernommen wurde.  
Es erfolgt hier daher, nicht wie vom An-
reger dargestellt, eine bloße Zusam-
menfassung von Ausgleichsflächen, 
sondern dies geschieht auf der Grund-
lage des letzten Genehmigungsbe-
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Planung nicht alle, auch die nicht aus-
geführten Ausgleichmaßnahmen, pau-
schal mit 3.088 m² (mit 3.000, mit 2.500 
oder mit 3.261 m², das ist ja nicht klar) 
„abwickeln“. Das wäre ein Verstoß ge-
gen das Gebot der Kompensation. 
 
 
 
Die Kompensationsflächen aus frühe-
ren Genehmigungen wurden allerdings 
nicht ins Ökoflächenkataster (ab 1998) 
eingetragen. Einer Klärung bedarf 
auch, ob Maßnahmen vor 1998 nicht 
auch ins Ökoflächenkataster eingetra-
gen werden müssten. Das ist aber si-
cher nicht Aufgabe der Stadt Langen-
zenn. Die Kompensation für die Bau-
maßnahme (Genehmigung 13.11.2014) 
war bereits 2015 abgeschlossen, also 
hätte die Anpflanzung 2016 erfolgen 
müssen. Ein Malus für sieben Jahre 
fehlt hier komplett. Die Ausgleichsmaß-
nahme für die Baumaßnahme 2005 war 
2011 nachweislich (in Teilen) ausge-
führt. Die Aussage, dem sein nicht so, 
ist falsch. Allerdings wurde die Pflan-
zung vom Betreiber entfernt und die 
geforderten Pflegemaßnahmen nicht 
durchgeführt. Seit mindestens 2014 
war eine Folie (Versiegelung) auf dem 
Havariewall, diese Folie liegt noch heu-
te auf der Westseite, auch dafür müss-
te es eine Ausgleichsmaßnahme ge-
ben. 

scheides zu diesen Flächen. Grundsätz-
lich ist eben auch eine Überplanung von 
Ausgleichsflächen möglich, wenn dies in 
der Eingriffsregelung ausreichend be-
rücksichtigt wird. 
 
Aufgabe der Stadt Langenzenn ist es 
lediglich eigene oder im Rahmen von 
Bauleitplänen festgesetzte Ausgleichs-
flächen zu melden. Von Seiten der Stadt 
ist auch vorgesehen, nach Abschluss 
dieses Bauleitplanverfahrens die dann 
aktuellen Stände an das Ökoflächenka-
taster zu melden. Alles weitere ist weder 
Aufgabe der Stadt, noch des Bauleit-
planverfahrens. Die früheren Aus-
gleichsmaßnahmen sind mit dem letzten 
Genehmigungsbescheid überplant wor-
den. Für das Bauleitplanverfahren ist die 
bestehende Situation zum Zeitpunkt der 
Aufstellung des Bauleitplans relevant. 
Ob Maßnahmen in der Vergangenheit 
durchgeführt und aufgrund einer Über-
planung wieder beseitigt wurden, spielt 
daher keine Rolle. Es wird aber in den 
Begründungen zur FNP-Änderung 
und des Bebauungsplanes jeweils 
der Hinweis, dass diese Maßnahmen 
nicht umgesetzt worden wären, ge-
strichen. 

Anrechnung von Bestandsbäumen: 
Es gibt auf dem Gelände keine erhal-
tenswerten Bestandsbäume, die nicht 
aufgrund einer Kompensations- oder 
Eingrünungsmaßnahme gepflanzt wur-
den, entsprechend kann hier auch kei-
ne Anrechnung dieser erfolgen. Die 
zwei Bäume in Nähe des Regenrück-
haltebeckens sind Teil der Ausgleichs-
maßnahme für die Genehmigung 2014. 

 
Diese Festsetzung bezieht sich allge-
mein auf die Durchgrünungsmaßnah-
men im Bereich der Bauflächen und ist 
auch in die Zukunft gerichtet, d.h. dort 
könnten in einigen Jahren auch erhal-
tenswerte Bestandsbäume stehen, die 
es derzeit noch gar nicht gibt. Für die 
festgesetzten Ausgleichsflächen greift 
diese Festsetzung – wie richtig vom 
Anreger erkannt – nicht, weshalb diese 
Bäume auch nicht auf die Durchgrü-
nungsmaßnahmen angerechnet werden 
können. 

 

Die sieben Bäume im Bereich der „Ein-
grünung“ sind nicht erfasst. Warum? 
Diese Bäume sind zum gleichen Zeit-
punkt wie die beiden Bäume am Re-
genrückhaltebecken gepflanzt worden. 
(Diese zwei Bäume sind Teil der Kom-
pensation der Genehmigung 

Im Bereich der festgesetzten Flächen 
zum Anpflanzen von Bäumen und 
Sträuchern ist eine einzelne Festset-
zung von Bäumen nicht erforderlich. Es 
handelt sich hierbei um eine flächenhaf-
te Festsetzung, die nicht weniger Wir-
kung erzielt, als eine symbolhafte Ein-
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13.11.2014, aber wohl verkehrt ge-
pflanzt.) Sie müssen im BP und FNP 
ergänzt und gesichert werden. Zwei 
Bäume im Eingangsbereich sind ver-
mutlich geforderte Eingrü-
nung/Ausgleich aus früheren Jahren. 
Die dürfen anscheinend auch ersatzlos 
beseitigt werden. Das geht gar nicht. 

zelfestsetzung. Zudem werden durch 
diese Festsetzung die Auflagen des 
letzten Genehmigungsbescheides nicht 
außer Kraft gesetzt. 
Ein Entfall von Bestandsbäumen ist 
grundsätzlich möglich, wenn auf dem 
Betriebsgelände Umplanungen stattfin-
den und alle grünordnerischen Festset-
zungen eingehalten werden. Durch die 
in der Stellungnahme zitierte Festset-
zung sollen solche Entnahmen aber auf 
Vorhabenebene möglichst verhindert 
werden, denn es ist über die Festset-
zungen ja ein Mindestmaß an Pflanzun-
gen erforderlich, das auch über die Er-
haltung von Bestandsbäumen erreicht 
werden kann. 
Eine Festsetzung von Bäumen im Flä-
chennutzungsplan ist im Übrigen gar 
nicht möglich, da dieser keine Festset-
zungen im Sinne eines Bebauungspla-
nes trifft und es entspräche auch nicht 
der Maßstabsebene und dem Detaillie-
rungsgrad dieses Planwerks. 

Abstände für zu pflanzende Bäume 
Für die Pflanzung von Bäumen wird 
keine Auflage gemacht, die Abstände 
zu Gebäuden und zu anderen Bäumen 
sollten festlegt werden. 

 
Diese Ansicht wird nicht geteilt, auf-
grund der verschiedenen Wuchsformen 
von Bäumen wäre eine pauschale Ab-
standsforderung nicht zielführend, wes-
halb auf eine derartige Festsetzung ver-
zichtet wird. Manchmal will man ja be-
wusst auch Bäume in Gruppen pflan-
zen, die dann enger stehen und einen 
gemeinsamen Kronenraum bilden. Hier 
kann daher auf die Vorhabenebene ab-
gestellt werden. 

 

Einfriedungen 
Die Höhe von Einfriedungen wird nicht 
vorgeschrieben. Die Höhe kann sich 
dann der Betreiber aussuchen, oder er 
hält sich an Vorschriften aus vergange-
nen Genehmigungen. Im Bereich der 
festgesetzten Verkehrsflächen (land-
wirtschaftlicher Weg im Süden) sollten 
auch genauere Vorschriften zur Farb-
gebung gemacht werden. Gedeckte 
Farben reicht nicht aus. 

 
Wie in der Stellungnahme richtig er-
kannt wird, wird auf eine maximale, mi-
nimale oder zwingende Festsetzung der 
Höhe von Einfriedungen im Bebauungs-
plan verzichtet, da diese den Regelun-
gen zu Errichtung und Betrieb von Bio-
gasanlagen – weder jetzt noch zukünf-
tig – widersprechen darf. Da Einfriedun-
gen nach Art. 57 BayBO nur bis 2 m 
Höhe verfahrensfrei sind, würden höhe-
re Einfriedungen auch einer Baugeneh-
migung bedürfen. 

 

Zeichnerische Darstellung und Be-
schreibung in FNP und BP sind in Tei-
len unterschiedlich, sie widersprechen 
sich sogar. Vergleiche: Umgrenzung 
der Bauflächen, für die eine zentrale 
Abwasserbeseitigung nicht vorgesehen 
ist (§ 5 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 4 

Unterschiede zwischen den Darstellun-
gen der 21. FNP-Änderung und den 
Festsetzungen des Bebauungsplans 
sind keineswegs widersprüchlich, son-
dern vielmehr den unterschiedlichen 
Maßstabsebenen und einhergehend 
den Detaillierungsgraden der beiden 
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BauGB), Eingrünung Planwerke geschuldet. 
 

 
Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 5 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

Einwendungen und Anmerkungen zum 
Bebauungsplan Nr. 80 (im Folgenden 
BP 80 genannt) „Westlich der Debern-
dorfer Straße“ – Öffentliche Auslegung 
der Stadt Langenzenn vom 04.12.2023 
bis 18.01. 2024 (Verfasserin [Anmer-
kung: Name entfernt]) 
Es ist mir dabei wichtig, den auszuarbei-
tenden BP 80 als Chance zu sehen und 
zu nutzen, um eine positive Entwicklung 
in Gang zu setzen mit positiven Auswir-
kungen auf die psychische und physi-
sche Gesundheit der nahe des Plange-
biets lebenden Bürgerinnen und Bürger. 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis.  

I. Eingrünung/Kompensation  
1. Hier ist zunächst einmal der Unter-
schied zwischen Eingrünung und Kom-
pensation/ Ausgleichsmaßnahme her-
vorzuheben: 
Der Begriff „Eingrünung“ bezeichnet 
jede Art von grünordnerischen Maß-
nahmen, die dazu dienen, die Auswir-
kungen eines Eingriffs auf das Land-
schafts-, Orts- und Straßenbild zu mini-
mieren. Mit der Eingrünung wird der 
Eingriff/die (Bau-)Maßnahme nach au-
ßen hin abgeschirmt (oder wenigstens 
der Versuch unternommen). Eine Ein-
grünung kann, muss aber nicht zwin-
gend verlangt werden.  
Die „Kompensation“ eines Eingriffs hin-
gegen ist zwingend (BayKompV, Bay-
NatSchG) erforderlich. Mit der Kompen-
sation soll ein Ausgleich geschaffen 
werden (deshalb auch die Bezeichnung 
Ausgleichsmaßnahme) für den Verlust 
oder die nicht vermeidbare Beeinträchti-
gung von Schutzgütern wie Pflanzen, 
Tiere, Boden und andere. Beeinträchti-
gungen des Landschaftsbildes sind 
ebenfalls zu kompensieren.  
Es besteht die Möglichkeit, eine Eingrü-
nung mit der Kompensation zu „ver-
rechnen“; speziell in Bayern wird das 
gern so gehandhabt. Dabei wird ver-
sucht, mittels eines Teils der Kompensa-
tionsmaßnahmen eine Eingrünung zu 
erzielen, um möglichst auf weitere, über 
die Kompensation hinausgehende, 
platz- und kostenintensive Maßnahmen 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis von den 
Ausführungen. Für die Wirkung der 
Eingrünung ist es unerheblich, ob die 
Pflanzungen lediglich als Eingrünung 
oder auch als Kompensations-
maßnahme vorgesehen wurde. 
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verzichten zu können. 
Wenn nun – wie in den vorliegenden 
Unterlagen zum BP 80 (II. Begründung, 
C Plankonzept, D Festsetzungen des 
Bebauungsplans Punkt 9. Grünordnung, 
III. Umweltbericht, E Auswirkungen des 
Vorhabens Punkt 8. Schutzgut Mensch 
und Punkt 9. Schutzgut Landschaft) – 
Kompensationsmaßnahmen als Eingrü-
nung bezeichnet werden, muss man von 
bewusster Irreführung oder mangelnder 
Kompetenz des Verfassers/der Verfas-
serin ausgehen. Eine Eingrünung, die 
das Betriebsgelände optisch nach au-
ßen abschirmen könnte, ist im BP 80 
gar nicht festgesetzt, lediglich Aus-
gleichsmaßnahmen (neu und alt) sind 
festgelegt sowie Maßnahmen zur Be-
grünung von Dächern, Stellplätzen und 
ggf. Wegen. Inwieweit solche Begrü-
nungsmaßnahmen im Sondergebiet X3 
überhaupt zum Tragen kommen kön-
nen, steht in den Sternen.  
Die Unterlagen zum BP 80 sind hinsicht-
lich der Formulierungen jedenfalls so zu 
ändern, dass Kompensationsmaßnah-
men auch als solche benannt und nicht 
mehr als Eingrünung bezeichnet wer-
den, und das durchgängig. 
 

 
 
 
 
Von der Anregerin wurde selbst vorge-
tragen, dass der Begriff „Eingrünung“ 
jede Art von grünordnerischen Maß-
nahmen bezeichnet, die dazu dienen, 
die Auswirkungen eines Eingriffs auf 
das Landschafts-, Orts- und Straßen-
bild zu minimieren. Mit der Eingrünung 
wird der Eingriff/die (Bau-) Maßnahme 
nach außen hin abgeschirmt (oder we-
nigstens der Versuch unternommen). 
Um ebenso eine grünordnerische 
Maßnahme handelt es sich hier, unab-
hängig davon ob sie auch als Kompen-
sation fungiert oder nicht. Darüber hin-
aus ist auf der östlichen Seite der Bau-
fläche auf der gesamten Länge eine 
Fläche zum Anpflanzen von Bäumen 
und Sträuchern festgesetzt, die entge-
gen der Sichtweise der Anregerin, sehr 
wohl eine wirksame Eingrünung fest-
setzt. 
 
 
 
Eine Änderung der Formulierungen in 
den Planunterlagen, ist wie oben aus-
geführt, nicht erforderlich. 
 

2. Die Ausgleichsmaßnahme AF1 für 
einen zurückliegenden Eingriff (Erweite-
rung Gärresteendlager) auf dem Be-
triebsgelände der AGK ist im vorliegen-
den Plan zum BP 80 nicht korrekt er-
fasst: Die Ausgleichsmaßnahme um-
fasst laut Ökoflächenkataster nicht nur 
das nördliche Ende des Betriebsgelän-
des, sondern erstreckt sich im Nordos-
ten des Geländes bis zur Grenze des 
Flst. Nr. 678/1. Diese Fläche wird auch 
in den textlichen Darstellungen unter II. 
Begründung, B Planerische Grundlagen, 
1. Städtebauliche Situation und derzeiti-
ge Nutzungen angegeben: „[…] Im Nor-
den und Nordosten wurden Ausgleichs-
maßnahmen (Gehölzpflanzungen) aus 
früheren Genehmigungen umgesetzt.“ 
 
 
 
 
 
 

Die von der Anregerin zitierten Anga-
ben aus dem Ökoflächenkataster ent-
sprechen nicht mehr alle dem Stand 
der Genehmigungslage und sind aus 
diesem Grund für die Heranziehung als 
Beurteilungsgrundlage nicht geeignet. 
Die im Norden festgesetzte Ausgleichs-
fläche AF1, die im Frühjahr 2023 um-
gesetzt wurde, stellt, wie auch in Kap. 
D.12 der Begründung zum Bebau-
ungsplan dargestellt, eine im Rahmen 
eines früheren immissionsschutzrecht-
lichen Verfahrens festgesetzte Aus-
gleichsfläche dar, die so in den Bebau-
ungsplan übernommen wurde. Die Ein-
grünung im Osten ist in den Planunter-
lagen zur Genehmigung von 2014 le-
diglich als Gestaltungsmaßnahme an-
geführt, nicht aber als Ausgleichsflä-
che. Die Kenntnis des Unterschiedes 
zwischen bloßen eingrünenden Maß-
nahmen und der zwingend erforderli-
chen Kompensation können bei der 
Anregerin ja vorausgesetzt werden 
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2. Die Ausgleichsmaßnahme AF1 für 
einen zurückliegenden Eingriff (Erweite-
rung Gärresteendlager) auf dem Be-
triebsgelände der AGK ist im vorliegen-
den Plan zum BP 80 nicht korrekt er-
fasst: Die Ausgleichsmaßnahme um-
fasst laut Ökoflächenkataster nicht nur 
das nördliche Ende des Betriebsgelän-
des, sondern erstreckt sich im Nordos-
ten des Geländes bis zur Grenze des 
Flst. Nr. 678/1. Diese Fläche wird auch 
in den textlichen Darstellungen unter II. 
Begründung, B Planerische Grundlagen, 
1. Städtebauliche Situation und derzeiti-
ge Nutzungen angegeben: „[…] Im Nor-
den und Nordosten wurden Ausgleichs-
maßnahmen (Gehölzpflanzungen) aus 
früheren Genehmigungen umgesetzt.“ 

(siehe deren Ausführungen in ihrer 
Stellungnahme). Klarstellend wird in 
der Begründung zum BP daher unter 
Kap. B.1 ergänzt, dass es sich um 
„Gestaltungs- und Ausgleichsmaß-
nahmen“ handelt. 
 
Im Bereich der festgesetzten Flächen 
zum Anpflanzen von Bäumen und 
Sträuchern ist eine einzelne Festset-
zung von Bäumen nicht erforderlich. Es 
handelt sich hierbei um eine flächen-
hafte Festsetzung, die nicht weniger 
Wirkung erzielt, als eine symbolhafte 
Einzelfestsetzung. 
Die Angabe der von der Anregerin vor-
getragenen Anzahl der im Osten zu 
pflanzenden 9 Bäume kann im Übrigen 
aus den vorliegenden, alten Genehmi-
gungsunterlagen nicht nachvollzogen 
werden. Bei den beiden Bäume im 
Westen, die im BP zur Erhaltung fest-
gesetzt sind, handelt es sich ebenfalls 
um Gestaltungsmaßnahmen, die zu-
künftig in einer Ausgleichsfläche liegen 
werden. 

Diese Ausgleichsmaßnahme (Lage, 
Größe etc.) ist im Ökoflächenkataster 
eingetragen und kann jederzeit im Bay-
ernAtlas abgerufen werden. Die Größe 
dieser Ausgleichsfläche beträgt laut 
Ökoflächenkataster 3.000 m². Weshalb 
im BP 80 – fast durchgängig – von 
3.088 m² die Rede ist, ist nicht nachvoll-
ziehbar. In Tabelle 2 auf Seite 39 – Er-
mittlung des Kompensationsbedarfs – ist 
die Ausgleichsmaßnahme dagegen mit 
3.261 m² angegeben (B431). Im Plan 
zum BP 80 bemisst sich die als AF1 
erfasste Ausgleichsfläche schließlich 
lediglich auf ca. 2.500 m². Und genau 
diese Fläche mit ca. 2.500 m² bleibt un-
term Strich hängen und ist in den Zeich-
nerischen Festsetzungen sowie im neu-
en Flächennutzungsplan eingetragen. 
Das müssen Sie mir erklären. 
 
 
 
 
 
 
Es ist nicht Aufgabe der Bürgerinnen 
und Bürger bei einer öffentlichen Ausle-
gung Rechenfehler und dergleichen 
festzustellen und aufzudecken. Das ist 

Die hier zitierten Angaben aus dem 
Ökoflächenkataster entsprechen nicht 
mehr dem aktuellen Stand (siehe 
oben). Abweichungen von den „ur-
sprünglich“ im Genehmigungsverfahren 
2014 ermittelten 3.000 m² können auch 
auf die Änderung des Bezugssystems 
von Gauß-Krüger auf UTM geschuldet 
sein. Die Angabe von 3.261 m² bezieht 
sich dagegen auf die bei der Bestand-
serfassung ermittelte Größe der Obst-
wiese (vgl. Plan im Anhang der Be-
gründung mit dem BNT B431). Aus 
dem Anhang ist im Übrigen sehr deut-
lich erkennbar, dass diese Obstwiese 
teilweise in der festgesetzten Fläche 
AF1 liegt, teilweise in dem Bereich mit 
festgesetztem Pflanzgebot im Bebau-
ungsplan. 
Die von der Anregerin genannten 
2.500 m² können dagegen von dieser 
Seite nicht nachvollzogen werden. Ge-
gebenenfalls wurden hier die Festset-
zungen in der Planzeichnung nicht rich-
tig gelesen, denn zu der Ausgleichsflä-
che AF1 zählt nämlich auch die durch 
die Umrandung überdeckte Fläche und 
damit sind 3.088 m² erfasst. 
In den obigen Ausführungen wurden 
die von der Anregerin unterstellten, 
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Aufgabe des Auftraggebers, wenn es 
das Planungsbüro an Sorgfalt mangeln 
lässt, und zwar vor der öffentlichen Aus-
legung.  
Die vorliegenden Unterlagen sind hin-
sichtlich Lage, Größe und Festsetzun-
gen dieser Ausgleichsmaßnahme zu 
überarbeiten. Aufschluss über die tat-
sächlich vorgesehene Ausgleichsmaß-
nahme können hier nur der Genehmi-
gungsbescheid für die Gärresteendlager 
sowie der Freiflächengestaltungsplan 
zum Bauantrag geben. 
 

angeblich gemachten Fehler oder Irre-
führungen klargestellt. Im Übrigen gab 
es auch seitens der Unteren Natur-
schutzbehörde des Landkreises Fürth 
keine Kritik an den Darstellungen der 
Sachverhalte. 
Es gibt daher derzeit keine Veranlas-
sung, die im Vorentwurf richtig in Lage 
und Größe festgesetzten Ausgleichs-
flächen in irgendeiner Weise anzupas-
sen oder auch die textlichen Festset-
zungen dazu zu ändern. 
Der Bebauungsplan schafft mit seinen 
Festsetzungen einen neuen Rechts-
stand für das Plangebiet. Alte Geneh-
migungsbescheide sind hier nur noch 
im Rahmen des Bestandsschutzes von 
Belang, nicht mehr für die Beurteilung 
zukünftiger Vorhaben. 

3. Dass mit dieser einen Ausgleichs-
maßnahme (AF1) auch alle künftigen 
Baumaßnahmen in den neuen Baufens-
tern auf Flst. Nr. 079 und 678/2 abgegol-
ten sein sollen, ist nicht akzeptabel, 
denn durch die im BP 80 definierten 
zulässigen Bauausführungen und die 
Erweiterungsmöglichkeiten im „alten 
Teil“ der Kompostierung und Biogasan-
lage wird eine wesentlich dichtere und 
„massigere“ Bebauung ermöglicht als 
sie heute auf dem Betriebsgelände vor-
zufinden ist. Solche eventuellen Eingriffe 
müssen kompensiert werden. Geeignete 
Maßnahmen sind im BP festzulegen. 

Der Vorwurf es fehle eine korrekte Er-
mittlung des Eingriffs bzw. des Aus-
gleichsbedarfs muss zurückgewiesen 
werden, da genau diese Angaben alle 
in Kap. J des Umweltberichtes ausführ-
lich dargelegt sind. Mit der Ausgleichs-
fläche AF1 werden auch nicht die zu-
sätzlich möglichen Eingriffe ausgegli-
chen, sondern die bisherigen. 
Künftige Eingriffe sind nicht ausschließ-
lich in Relation zu schon bestehenden 
Gebäuden und deren Kubaturen zu 
sehen, sondern es sind auch die be-
trieblich genutzten befestigten Freiflä-
chen zu betrachten und anzurechnen. 
Das ermittelte Ausgleichserfordernis 
von 6.862 Wertpunkten kann mit den 
festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen 
in der neuen Ausgleichsfläche AF2 
nicht nur erfüllt, sondern sogar überer-
füllt werden. Diese Ausgleichsfläche 
wurde offenkundig von der Anregerin 
übersehen. Weitere Ausgleichsmaß-
nahmen sind daher für die durch den 
Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffe 
nicht erforderlich. 

 

4. Die mit der Erstgenehmigung der 
Kompostierung 1992/93 vorgegebenen 
Eingrünungsmaßnahmen (eventuell 
auch Kompensationsmaßnahmen, das 
entzieht sich meiner Kenntnis) sind im 
Plan und im Begleittext zum BP 80 zum 
Teil weder als solche erfasst noch fest-
geschrieben, um deren Fortbestand 
dauerhaft zu sichern. Es handelt sich 
dabei um folgende Flächen: 
3.1. Einzelbäume/Anpflanzung direkt an 

An dieser Stelle wird in der Stellung-
nahme übersehen, dass im Rahmen 
der Genehmigung von 2014 bis dahin 
bestehende Maßnahmen überplant, 
bilanziert und neu ausgeglichen wur-
den. Die hier angegebenen Maßnah-
men entsprechen demnach nicht mehr 
dem aktuellen Genehmigungsstand, 
weshalb eine Aufnahme in die Planun-
terlagen nicht zielführend sein kann. Es 
besteht daher auch kein Ausgleichsbe-
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der Komposthalle im Südosten im Ein-
gangs- und Einfahrtsbereich (heute 
noch vorhanden). Diese Flächen sind in 
der Begründung/ Umweltbericht sowie 
der Kompensationsermittlung und im 
Plan nicht erfasst; sie werden als Fläche 
„X3 Sondergebiet“ geführt, überlagert 
mit einem neuen Baufenster. 
3.2. Frei wachsende Hecke mit Regen-
rückhaltebecken/Löschteich. Diese Flä-
che mit gut 600 m² wird im Begleittext 
zum BP 80 des Öfteren erwähnt und 
dabei explizit von einer Festsetzung und 
Sicherung im BP 80 ausgenommen – 
ohne Ausgleich/Kompensation. Das 
geht so nicht. 
Tatsächlich wurde die gesamte Fläche 
im 2. Halbjahr 2023 während der Verän-
derungssperre plattgemacht und ist seit 
spätestens Oktober 2023 geschottert, 
inzwischen sogar zum Teil asphaltiert. 
 
 
 
 
Handlungsbedarf: Die unter den Punk-
ten 3.1. angegebenen Flächen sind im 
BP 80 als Eingrünungsmaßnahmen 
festzulegen und dauerhaft zu sichern. 
Sollten Teile davon wegen einer Bau-
maßnahme entfallen (müssen), so müs-
sen diese Teile ausgeglichen werden. 
Die dafür anfallenden Kompensations-
maßnahmen sind im BP 80 (vorab) fest-
zulegen und zu sichern.  
Für die unter 3.2 angegebene (bereits 
entfallene) Fläche (östliches Regen-
rückhaltebecken/Löschteich sowie die 
umgebende Hecke) sind Ausgleichs-
maßnahmen zu ermitteln, im BP festzu-
legen und zu sichern. Die textlichen 
Darstellungen sind dem anzupassen. 
Passagen, die diese Fläche als „noch 
vorhanden“ behandeln, sind zu entfer-
nen; hier brauchen keine Teichfrösche 
mehr umgesiedelt zu werden. Bei Bei-
behaltung der aktuell vorhandenen For-
mulierungen ist der BP 80 veraltet, noch 
ehe er in Kraft getreten ist, und es kann 
nicht korrekt nachvollzogen werden, was 
wann mit welchen Flächen geschehen 
ist. 
Nebenbei: Diese Fläche mit der Hecke 
und dem Löschteich (und den beson-
ders geschützten Schwertlilien, von de-
nen es bei uns in der Gegend kaum 

darf für diese Maßnahmen mehr (sog. 
„Ausgleich des Ausgleichs“), da dieser 
bereits in früheren Verfahren geregelt 
wurde. Änderungen an der Planung 
sind nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieser Bereich wurde im Jahr 2014 als 
„neue Lagerfläche (voll versiegelt)“ 
ebenfalls überplant, in der Eingriffsbi-
lanzierung berücksichtigt und damals 
so genehmigt. Nach § 14 Abs. 3 
BauGB erstreckt sich die Wirkung einer 
Veränderungssperre nicht auf Vorha-
ben, die vor dem Inkrafttreten der Ver-
änderungssperre baurechtlich geneh-
migt worden sind. 
Wie oben ausgeführt, besteht für diese 
früheren Maßnahmen kein Ausgleich-
serfordernis mehr, dies ist über die 
Ausgleichsfläche AF1 abgedeckt. Än-
derungen an der Planung oder der Be-
gründung sind nicht veranlasst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieser Bereich wurde im Jahr 2014 als 
„neue Lagerfläche (voll versiegelt)“ 
ebenfalls überplant, in der Eingriffsbi-
lanzierung berücksichtigt und damals 
so genehmigt. 
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mehr welche gibt) war die einzige, die 
etwas großflächiger „Grün“ aufs Be-
triebsgelände brachte. So was kommt 
nicht wieder! Weshalb durfte sie einfach 
„entsorgt“ werden? 

 
 

3.3 Die Hecke auf der Südostseite auf 
Flst. Nr. 679 bis zur Grenze zum Flst. 
Nr. 678/2 ist wie folgt in den vorliegen-
den Unterlagen erwähnt: 
im Plan zur Begründung lediglich als 
mesophiles Gebüsch/Hecken unter der 
Nutz-ID B112 
in den zeichnerischen Festsetzungen 
als Fläche zum Anpflanzen von Bäumen 
und Sträuchern 
unter II. Begründung, D Festsetzungen 
des Bebauungsplans, 9. Grünordnung 
als Eingrünung („Im Osten des Plange-
biets wird zur Eingrünung des Plange-
biets eine Fläche zur Pflanzung von 
Bäumen und Sträuchern festgesetzt. 
[…] Im Süden besteht hier schon eine 
Hecke, im Norden …“) 
Im wirksamen Flächennutzungsplan 
(Landschaftsplan Biotopverbund) ist 
diese Hecke aus der Erstgenehmigung 
im Südosten des Plangebiets wie folgt 
eingetragen: “Vorhandene Verbindungs-
flächen und -elemente (Trittsteine) – 
sonstige wertvolle Flächen“. 
Es wäre wünschenswert, dass für ein 
und dieselbe Fläche durchgängig auch 
nur eine Bezeichnung verwendet wird – 
und dass eine Fläche überall gleicher-
maßen Schutzstatus genießt, wenn ihr 
ein solcher eingeräumt wird. Im Falle 
dieser Hecke driften die Angaben ausei-
nander, es ist nicht klar ersichtlich, ob 
diese Fläche nun gesichert ist oder 
nicht. 

Hier wird in der Stellungnahme eine 
Vereinheitlichung von Begrifflichkeiten 
gewünscht, die weder den unterschied-
lichen Planunterlagen, noch den betref-
fenden Rechtsbereichen entsprechen 
würde. So haben sich die zeichneri-
schen Festsetzungen des Bebauungs-
plans sowie die Darstellungen des Flä-
chennutzugsplans an die Vorgaben der 
Planzeichenverordnung zu halten, die 
Angaben im Umweltbericht, genauer 
der Eingriffsbilanzierung orientieren 
sich jedoch an den Vorgaben des Leit-
fadens „Bauen im Einklang mit der Na-
tur“, der wiederum auf die Bayerische 
Kompensationsverordnung zurück-
greift. Diese verschiedenen Regelwer-
ke nutzen nunmal jeweils eigene Be-
griffe, die der jeweiligen Thematik ge-
schuldet sind und die für die jeweiligen 
Unterlagen zu übernehmen sind. Eine 
Vereinheitlichung hätte daher zur Fol-
ge, dass keine der Planunterlagen den 
jeweils für sie relevanten Sachverhalt 
korrekt wiedergeben könnte, weswe-
gen davon abgesehen wird. 

 

5. Kompensati-
on/Ausgleichsmaßnahmen 
Im Begleittext zum BP 80 wird mehrfach 
die Ausgleichsfläche AF1 abschließend 
als Kompensation für zurückliegende 
Eingriffe angegeben; sie soll also die 
Kompensation für alle bisherigen Eingrif-
fe auf dem Betriebsgelände sein. Die 
Ausgleichsfläche AF1 wird unter B Pla-
nerische Grundlagen, 1. Städtebauliche 
Situation und derzeitige Nutzung wie 
folgt definiert: […] Im Norden und Nord-
osten wurden Ausgleichsmaßnahmen 
(Gehölzpflanzungen) aus früheren Ge-
nehmigungen umgesetzt. Später ist im 
Text allerdings nur noch von Aus-

 
Zur Vereinheitlichung von Begrifflich-
keiten s. Ausführungen oben. Es ist 
auch nicht ersichtlich, welche Unklar-
heiten hier bestehen sollten, zumal 
zwischen den Ausgleichsflächen AF1 
und AF2 klar unterschieden wird. 
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gleichsmaßnahmen im Norden die Re-
de; im Plan und in den zeichnerischen 
Festsetzungen ist ebenfalls nur eine 
Ausgleichsmaßnahme im Norden einge-
tragen. Hier muss auf durchgängige 
Angaben und einheitliche Definitionen 
geachtet werden, vor allem aber auf die 
Richtigkeit der Angaben (inklusive der 
richtigen Größe von Flächen). 

Laut Ökoflächenkataster wurde die Aus-
gleichsmaßnahme AF1 für die Erweite-
rung der Biogasanlage um zwei Gärres-
teendlager in der Genehmigung vom 
13.11.2014 festgesetzt. Sollten daran 
Zweifel bestehen, hilft nur ein Blick in 
die damalige Genehmigung. Unzulässig 
ist laut Landesamt für Umwelt (LfU Bay-
ern) jedenfalls diese Handhabung: 

Zur Aktualität der Angaben im Ökoflä-
chenkataster s. Ausführungen oben. 
Die Ausgleichsfläche wurde entspre-
chend der erteilten Genehmigung 
übernommen, in der auch andere Aus-
gleichsmaßnahmen überplant und mit 
dieser neuen Maßnahme abgedeckt 
sind. Das ist ein regulärer Vorgang, der 
auch von der Unteren Naturschutzbe-
hörde damals mitgetragen wurde. Die-
se hat an den vorliegenden Planunter-
lagen diesbezüglich auch nichts zu 
beanstanden. 

 

III. Umweltbericht C Ziele des Umwelt-
schutzes für das Pangebiet „[…] Die im 
FNP übernommene Ausgleichsfläche 
wurde im Zuge einer früheren Bauge-
nehmigung festgelegt, ist aber nie so 
hergestellt worden und wurde im Rah-
men einer Erweiterungsplanung im Jahr 
2014 überplant. Der Entfall wurde mit 
dieser Planung bilanziert und in den 
neuen Ausgleichsflächen im Norden 
berücksichtigt, die nun auch in der vor-
liegenden Planung übernommen wur-
den.“ Eine festgelegte Ausgleichsfläche 
kann nicht „bilanziert“ werden. Sofern 
eine Ausgleichsfläche entfallen oder 
verlagert werden muss, kann sie nur als 
neue Ausgleichsfläche neu im Ökoflä-
chenkataster eingetragen werden; die 
alte, ursprüngliche Ausgleichsfläche ist 
dann zu löschen (im vorliegenden Fall 
nicht geschehen). 

Die Annahme eine Ausgleichsfläche sei 
nicht in die Eingriffsbilanzierung einzu-
stellen, ist nicht korrekt und wäre sogar 
fehlerhaft. Im Falle einer Überplanung 
einer vorhandenen Ausgleichsfläche 
kann diese mit einer entsprechend ho-
hen naturschutzfachlichen Wertigkeit 
im Bestand angenommen werden und 
diese wieder durch Schaffung einer 
entsprechenden Wertigkeit an anderer 
Stelle durch gleiche oder aber auch 
andere Aufwertungsmaßnahmen aus-
geglichen werden. Dies erfolgte im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
2014 und wurde im Bebauungsplan 
lediglich so übernommen. 
Dass das Ökoflächenkataster hier nicht 
aktuell ist, ist nicht Verschulden der 
Stadt Langenzenn, die lediglich eige-
nen Ausgleichsflächen oder welche, die 
durch die Bauleitplanung festgesetzt 
werden, zu melden hat. Nach Ab-
schluss des Bauleitplanverfahrens wird 
aber eine entsprechende Meldung an 
das LfU gehen. 

 

Man kann es anhand dieser Ausführun-
gen unschwer erkennen: Die Fläche 
AF1 kann nicht alles sein, was es an 
Ausgleichsmaßnahmen für diverse Bau-
projekte auf dem fraglichen Betriebsge-
lände geben muss. Es fehlen (ab Mitte 
der 1990er Jahre) Kompensationsmaß-
nahmen zum Beispiel für 
- Lagerflächenerweiterungen  

Ein bloßes Zurückrechnen der Eingriffe 
von bestehenden Anlagen, vor allem 
von Anlagen, die bereits genehmigt 
und sogar errichtet wurden, insbeson-
dere auch vor Einführung der Bayeri-
sche Kompensationsverordnung, kann 
nicht erfolgen – für diese Anlagen gilt 
der Bestandsschutz. 
Im vorliegenden Verfahren sind aus-
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- Bau einer Maschinenhalle  
- Bau der Biogasanlage  
- Erweiterung der Gaslagerkapazität 
(keine zusätzliche Flächenversiegelung, 
aber erheblich stärkere Beeinträchtigung 
des Landschaftsbildes)  
Die Ausgleichsfläche AF1 ist als Kom-
pensation für sämtliche zurückliegenden 
Baumaßnahmen im Plangebiet unzu-
reichend, erst recht nicht kann sie für 
weitere, zukünftige Baumaßnahmen 
gelten. Die bisher für Eingriffe auf dem 
Betriebsgelände von der Genehmi-
gungsbehörde festgelegten Kompensa-
tionsmaßnahmen müssen deshalb an-
hand der Genehmigungen und der Frei-
flächengestaltungspläne/Pflanzpläne 
ermittelt und auf Ihre Umsetzung geprüft 
werden. Für alle vorgeschriebenen und 
bis heute nicht realisierten Ausgleichs-
maßnahmen muss eine neue Kompen-
sation ermittelt und im BP 80 festge-
schrieben sowie gesichert werden. Da-
bei muss gegebenenfalls auch ein – 
nicht unerheblicher – Malus für eventuell 
über Jahrzehnte nicht erfolgte Umset-
zung einkalkuliert werden. Für künftige 
Baumaßnahmen innerhalb der drei fest 
definierten Baufenster auf den Flst. Nr. 
678/2 und 679 muss im BP 80 ebenfalls 
ein Ausgleich festgelegt und gesichert 
werden, denn durch die ermöglichte 
höhere und dichtere Bebauung in die-
sem Bereich sind weitere Beeinträchti-
gungen absehbar. 
Es ist davon auszugehen, dass die ur-
sprünglich für die verschiedenen (Bau-) 
Maßnahmen festgelegten und bislang 
nicht umgesetzten Kompensationsmaß-
nahmen nicht mehr ausgeführt werden 
können, wie seinerzeit vorgegeben, weil 
nach Inkrafttreten des BP 80 die dafür 
erforderlichen (freien) Flächen im Plan-
gebiet nicht mehr vorhanden sind. Des-
halb ist im BP 80 festzulegen, dass die 
jeweiligen Ausgleichsmaßnahmen neu 
ermittelt und vordringlich als Maßnah-
men zur Eingrünung neu festgelegt wer-
den (also beispielsweise hohe Hecken 
anstelle von Obstbäumen); die Situie-
rung dieser Maßnahmen sind ebenfalls 
im BP 80 zu bestimmen. Ausgleichs-
maßnahmen, die sich aus den vorberei-
teten Eingriffsmöglichkeiten auf den Flst. 
Nr. 678/2 und 679 ergeben, sollten 
ebenfalls in erster Linie der Eingrünung 

schließlich die hierdurch ermöglichten, 
neuen Eingriffe auch auszugleichen. 
Hierfür ist die Ausgleichsfläche AF 2 
vorgesehen. Die Ausgleichsfläche AF 1 
hingegen wird lediglich übernommen 
und dient weiterhin dem Ausgleich von 
in der Vergangenheit durchgeführten 
Eingriffen, gemäß der Genehmigungs-
lage. Es wird hierzu auf die bereits um-
fangreichen Ausführungen oben hin-
gewiesen. 
Im Hinblick auf die Verdichtung der 
Bebauung wird noch einmal darauf 
hingewiesen, dass schon im genehmig-
ten Bestand Großteile des Betriebsare-
als versiegelt sind und hier keine rele-
vanten neuen Eingriffe im Hinblick auf 
die meisten Schutzgüter stattfinden. 
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dienen. 

6. Darstellungen im Flächennutzungs-
plan 
II. Begründung B Planerische Grundla-
gen 3. Darstellungen im Flächennut-
zungsplan „Im wirksamen Flächennut-
zungsplan der Stadt Langenzenn ist der 
Geltungsbereich zu einem großen Teil 
im Süden als Fläche für Ver- und Ent-
sorgungseinrichtungen mit der Zweck-
bestimmung Abfall dargestellt. Der nörd-
liche Teil dieser Fläche ist als Flächen 
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft dargestellt. Es handelt sich 
dabei um eine festgesetzte Ausgleichs-
fläche. […]“ 
III. Umweltbericht C Ziele des Umwelt-
schutzes für das Pangebiet  
Der wirksame Flächennutzungsplan mit 
integriertem Landschaftsplan (FNP/LP) 
(Stand mit 19. Änderung) stellt den süd-
lichen Teil des Geltungsbereichs als 
Fläche für Ver- und Entsorgungsanlagen 
mit der Zweckbestimmung „Abfall“ dar, 
die im nördlichen Bereich von einer 
festgesetzte Ausgleichsfläche („Flächen 
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft“) überlagert wird. […] Die im 
FNP übernommene Ausgleichsfläche 
wurde im Zuge einer früheren Bauge-
nehmigung festgelegt, ist aber nie so 
hergestellt worden und wurde im Rah-
men einer Erweiterungsplanung im Jahr 
2014 überplant. Der Entfall wurde mit 
dieser Planung bilanziert und in den 
neuen Ausgleichsflächen im Norden 
berücksichtigt, die nun auch in der vor-
liegenden Planung übernommen wur-
den.  
Aus den oben angeführten Auszügen 
aus den Unterlagen zum BP 80 ergeben 
sich folgende Anmerkungen zu dieser 
festgesetzten Ausgleichsmaßnahme 
(Havariewall mit angrenzender Fläche 
im Norden):  
Im Ökoflächenkataster (ÖFK) ist die im 
wirksamen FNP dargestellte Aus-
gleichsmaßnahme (für den Bau einer 
Lagerhalle mit Betonrundbehälter aus 
dem Jahr 2005) nach wie vor eingetra-
gen; sie ist damit eine gültige, sozusa-
gen „aktive“ Ausgleichfläche mit 1.750 
m² laut ÖFK (abzurufen z. B. über den 
BayernAtlas).  

 
Zur Aktualität der Angaben im Ökoflä-
chenkataster und der erneuten Bilan-
zierung von Ausgleichsflächen siehe 
Ausführungen oben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diese Fläche wurde im Zuge eines 
Genehmigungsverfahrens 2014 über-
plant und die dort vorgesehene Maß-
nahme damals nach Norden verlegt. 
Diese Maßnahme wurde als Aus-
gleichsfläche AF1 im Bebauungsplan 
festgesetzt. Der Sachstand der Anrege-
rin ist hier veraltet. 
Für das Bauleitplanverfahren ist die 
bestehende Situation zum Zeitpunkt 
der Aufstellung des Bauleitplans rele-
vant. Ob Maßnahmen in der Vergan-
genheit durchgeführt und aufgrund ei-
ner Überplanung wieder beseitigt wur-
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Die angegebene Ausgleichsfläche wur-
de sehr wohl umgesetzt (belegbar) – 
gemäß den im Ökoflächenkataster ein-
getragenen Vorgaben (abrufbar z. B. im 
BayernAtlas), sie „verschwand“ erst un-
ter der Obhut der Fa. [Anmerkungen: 
Name entfernt]. 
Eine Diskrepanz besteht zwischen dem 
Eintrag im ÖFK (1.750 m²) und der 
Festsetzung im Genehmigungsbe-
scheid, die nach meinen Informationen 
2.600 m² Fläche umfasst. Das muss 
geklärt werden, wie groß die Kompensa-
tionsfläche denn nun tatsächlich ist, 
denn je nach Größe dieser alten Aus-
gleichsmaßnahme liegen mehr oder 
weniger Flächen der CEF-Maßnahme 
Eidechsenhabitat sowie der neuen Ein-
griffsfläche (Flst. Nr. 678, 678/1 und 
678/2) im damals festgelegten Bereich 
der Ausgleichsmaßnahmen. Für diese 
jeweiligen Flächenanteile ist die Aus-
gangsbasis zur Kompensationsermitt-
lung jedenfalls kein brach gefallener 
Acker, sondern eine nährstoffarme Wie-
senmischung, wie seinerzeit vorgege-
ben; die Fläche der alten Ausgleichs-
maßnahme, die von den neuen Maß-
nahmen überlagert wird, muss verscho-
ben und dazu neu ermittelt und festge-
legt werden.  
Seit mindestens 2014 ist der Havarie-
wall (Bestandteil der im FNP angegebe-
nen Ausgleichsfläche) mit Folie abge-
deckt, anfangs komplett, inzwischen nur 
noch teilweise. Die ursprüngliche Funk-
tion der Ausgleichsfläche ist deshalb 
nicht mehr gegeben, eine Folienabde-
ckung stellt eine Versiegelung dar. Min-
destens seit 2014 (als der gesamte Ha-
variewall mit Folie abgedeckt war), hätte 
die Ausgleichsfläche demnach nach 
neuen Kompensationsberechnungen 
verschoben werden müssen, was nicht 
geschehen ist. Das muss jetzt für die 
noch immer mit Folie versiegelten Ab-
schnitte nachgeholt werden, gegebe-
nenfalls einschließlich eines Aufschlags, 
wenn die auf den mittlerweile unversie-
gelten Abschnitten des Havariewalls 
vorhandene Ruderalvegetation einen 
geringeren ökologischen Wert aufweist 
als die seinerzeit festgesetzte nährstoff-
arme oder krautreiche Wiesenmischung 
(was genau ist zu prüfen anhand der 
Genehmigungen).  

den, spielt daher keine Rolle. Es wird 
aber in den Begründungen zur FNP-
Änderung und des Bebauungspla-
nes jeweils der Hinweis, dass diese 
Maßnahmen nicht umgesetzt worden 
wären, gestrichen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Bepflanzung des Havariewalls ist 
mit der genehmigten Umplanung im 
Jahr 2014 entfallen. Der Havariewall 
hat seither keine Funktion als Aus-
gleichsfläche mehr. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Genehmigungen wurden durch das 
Landratsamt Fürth erteilt. Da damals 
noch kein Bebauungsplan für erforder-
lich gehalten wurde und offensichtlich 
auch keine Widersprüche zu den Dar-
stellungen des FNP gesehen wurden 
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Beim Bau der beiden Gärresteendlager 
aus der Genehmigung von 2014 wurden 
Flächen der Kompensationsmaßnahme 
aus dem FNP in Anspruch genommen. 
Diese Flächen wären zu verschieben 
und an anderer Stelle neu auszuweisen 
gewesen, was nicht geschehen ist.  
 
 
 
 
Es ist nicht zulässig, einmal festgelegte 
Ausgleichsflächen „zu bilanzieren“. So-
fern eine Ausgleichsfläche entfallen oder 
verlagert werden muss, kann sie nur als 
neue Ausgleichsfläche neu im Ökoflä-
chenkataster eingetragen werden; die 
alte, ursprüngliche Ausgleichsfläche ist 
dann zu löschen, was im vorliegenden 
Fall jedoch nicht geschehen ist. Ziel ist, 
die Festlegung von Kompensations-
maßnahmen im Ökoflächenkataster 
nachvollziehbar zu machen. 
Der oben dargestellte Sachverhalt muss 
noch einmal umfassend und mit aller 
Sorgfalt geprüft werden, um anschlie-
ßend die korrekten Ausgleichsflächen in 
den BP 80 zu übernehmen. 

(vgl. § 35 Abs. 3 BauGB), war eine 
Änderung des FNP damals nicht erfor-
derlich. Durch die Aufstellung des Be-
bauungsplans Nr. 80 erfolgt nun aber 
eine Änderung des FNP im Parallelver-
fahren. 
Es wird zu dieser Thematik auf die um-
fassenden Ausführungen in der Abwä-
gung oben verwiesen. Dieser Sachver-
halt wurde mit der genehmigten Um-
planung im Jahr 2014 abschließend 
geklärt. 

7. II. Begründung, D Festsetzungen des 
Bebauungsplans, 9. Grünordnung „Für 
die Fälle, dass aus technischen Grün-
den entweder Baumpflanzungen oder 
Dach- und Fassadenbegrünungen nicht 
im festgesetzten Mindestumfang mög-
lich sind, so wird eine Kompensation 
durch eine andere Art der Begrünung 
ermöglicht, um so dennoch eine ausrei-
chende Durchgrünung zu gewährleis-
ten.“ 
Welche, wo? 

Diese sind in den textlichen Festset-
zungen § 8 Abs. 4 (Kann aus techni-
schen Gründen keine ausreichende 
Bepflanzung des Baugrundstücks mit 
Bäumen nach Abs. 3 vollzogen wer-
den, so sind zusätzlich je nicht umge-
setzter Baumpflanzung zusätzlich 100 
m² über die Bestimmungen von Abs. 7 
bzw. Abs. 9 hinausgehende Fläche an 
Begrünung von Dächern, Fassaden 
oder Einfriedungen auszuführen.) und 
Abs. 10 (Kann aus technischen Grün-
den die Begrünung von Dächern, Fas-
saden oder Einfriedungen nach Abs. 9 
nicht oder nicht in vollem Umfang aus-
geführt werden, so ist je angefangener 
50 m² nicht ausgeführter Dach-, Fas-
saden- oder Einfriedungsbegrünung 
zusätzlich über die Bestimmungen von 
Abs. 3 hinaus ein heimischer, standort-
gerechter Laubbaum gem. Pflanzemp-
fehlung zu pflanzen.) geregelt, sodass 
eine ausreichende Durchgrünung des 
Plangebiets sichergestellt ist. 
Die Verortung dieser Maßnahmen er-
folgt auf Vorhabenebene. 

 

8. Das Landschaftsbild in der Kompen-
sation 
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Das Landschaftsbild wird im BP 80 in 
der Kompensation für eventuelle Bau-
maßnahmen auf der neu ausgewiese-
nen Baufläche im Norden des Betriebs-
geländes der Firma [Anmerkung: Name 
entfernt] völlig außer Acht gelassen. 
Hier muss deshalb eine Neubetrachtung 
der erforderlichen Ausgleichsmaßnah-
men/Eingrünung unter Einbeziehung 
des Landschaftsbildes erfolgen. Dies gilt 
auch für neue Baumaßnahmen in den 
anderen ausgewiesenen Baufenstern 
(Flst. Nr. 678/2 und 678), die aufgrund 
ihrer zukünftig möglichen Dichte und 
Höhe sehr wohl geeignet sind, das 
Landschaftsbild (weiter) negativ zu be-
einflussen. 
Im Übrigen fehlen im vorliegenden BP 
80 Eingrünungsmaßnahmen zur Ver-
besserung des Landschaftsbildes, spe-
ziell auf der Westseite des Plangebiets 
zur freien Landschaft sowie auf der 
Nordseite zur [Anmerkung: Name ent-
fernt] und dem Dorf (auf der Ostseite 
könnte sich durch die festgelegten Maß-
nahmen [Ausgleichs- oder Eingrü-
nungsmaßnahmen, was von beiden, ist 
zu klären] sowie die Eingrünung aus der 
ursprünglichen Genehmigung von 1992 
eine Eingrünung entwickeln). Denn die 
auf der Nordseite angelegte Streuobst-
wiese – im Endstadium nicht einmal 
zehn Meter hoch – ist nicht dazu ange-
tan, eine Ansammlung von Bauwerken 
mit 15 m Höhe und mehr auch nur an-
nähernd zu kaschieren (zumal dann 
nicht, wenn diese Streuobstwiese am 
niedrigsten Punkt der Anlage situiert ist 
und der höchste Punkt der Anlage auf 
der Südseite über sieben Meter höher 
liegt).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hinsichtlich des Landschaftsbildes sind 
Beeinträchtigungen soweit möglich zu 
vermeiden. Dies wird in der Planung 
über die Begrenzung der zulässigen 
Gebäudehöhe sowie der Durch- und 
Eingrünungsmaßnahmen erreicht. Da-
bei ist eine vollständige Kaschierung 
der Gebäude, wie in der Stellungnah-
me gefordert wird, nicht das Ziel sol-
cher Maßnahmen und wäre auch prak-
tisch nur über eine dichte Baumpflan-
zung (im Prinzip Wald) in mehreren 
Jahrzehnten erreicht. 
Zur Beurteilung des Landschaftsbildes 
wurden neben der Bewertung der Krite-
rien Eigenart, Naturnähe, Vielfalt, Erho-
lungseignung und visuelle Störungen 
der Landschaftsplan der Stadt Langen-
zenn sowie der Fachbeitrag zur Land-
schaftsrahmenplanung Bayern heran-
gezogen. Die Bedeutung des Untersu-
chungsgebietes für das Schutzgut 
Landschaft wurde resultierend insge-
samt als mittel eingestuft. 
In der Eingriffsregelung wurde gemäß 
den Vorgaben des Leitfadens „Bauen 
im Einklang mit der Natur“ vorgegan-
gen. Hier finden sich bezüglich des 
Landschaftsbildes folgende Aussagen: 
„Der Ausgleichsbedarf für das Schutz-
gut Landschaftsbild wird aufgrund der 
sehr spezifischen Eigenart dieses 
Schutzguts immer gesondert verbal-
argumentativ ermittelt. Es wird geprüft, 
ob dieser Ausgleichsbedarf mit den für 
das Schutzgut Arten und Lebensräume 
ergriffenen Maßnahmen abgedeckt 
wird oder zusätzliche Ausgleichsmaß-
nahmen zur Aufwertung des Land-
schaftsbilds eischließlich der innerörtli-
chen Durchgrünung erforderlich sind.“ 
Da schon Vorbelastungen bestanden 
und die Wertigkeit des Landschaftsbil-
des an dieser Stelle nicht über den 
vorgefundenen Biotop-/Nutzungstypen 
lag, ergab sich kein gesonderter Aus-
gleichsbedarf für das Landschaftsbild. 
Die zukünftigen Anlagen werden sich 
dem Gesamtbild voraussichtlich unter- 
bzw. einordnen, da hier das Gewächs-
haus vorgelagert vorhanden ist und 
zudem im Norden und Westen eine 
Eingrünung festgesetzt wurde. Hinzu 
kommen Wald- und Gehölzflächen so-
wie Hecken im Umkreis der Anlage, die 
dazu beitragen, dass die optische 
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Unter „Landschaftsbild“ ist dabei nicht 
(nur) das Plangebiet zu verstehen und 
zu betrachten, sondern der gesamte 
Wirkraum eines Eingriffs. Und da die 
Kuppel eines der drei Gärresteendlager 
seit der Erhöhung des Lagervolumens 
2018 noch hinter Dürrnfarrnbach zu se-
hen ist (auch dank ihrer „gedeckten Far-
be“ Betongrau), erstreckt sich der Wirk-
raum des Plangebietes zum Beispiel in 
Richtung Westen bis hinter Dürrnfarrn-
bach. 
Siehe dazu auch Punkt II. dieser An-
merkungen zum BP 80 mit Ausführun-
gen zum Landschaftsbild allgemein. 

Fernwirkung nur marginal verändert 
wird. Erheblich nachteilige Auswirkun-
gen auf das Landschaftsbild sind daher 
nicht zu erwarten. 
 
Eine Ausweitung der Betrachtungen 
auf Orte, die über 2-3 km entfernt lie-
gen ist gerade aufgrund der großen 
Entfernungen nicht mehr zielführend. 
Eine bloße Sichtbarkeit von Anlagen ist 
hier nicht gleichzusetzen mit einer 
nachteiligen Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes an dieser Stelle. Der 
zu betrachtende Wirkraum kann hier 
aus fachlicher Sicht deutlich kleiner 
gezogen werden. 

9. Neue Eingriffsfläche mit neuer Aus-
gleichsfläche (Eidechsenhabitat) 
Im Norden des Betriebsgeländes der 
FA. [Anmerkung: Name entfernt] wird im 
BP 80 westlich der beiden bestehenden 
Gärreste-Endlager ein neues Baufenster 
mit einer Größe von 2.859 m² festgelegt. 
Dafür werden zur Kompensation folgen-
de Flächen definiert (S. 8; 40): min. 
1.920 m² auf Flst. Nr. 678 plus 1.986 m² 
auf Flst. Nr. 678/1 
Durch die exakte Festlegung der Fläche 
auf Flst. Nr. 678/1 und die Definition der 
Fläche auf Flst. Nr. 678 als Mindestgrö-
ße kann die Summe beider Flächen bei 
der Festlegung nicht unterschritten wer-
den. 3.906 m² auf den beiden genann-
ten Flurstücken sind deshalb das fest-
gesetzte Minimum. Wenn es auf eine 
Mindestfläche von 3.600 m² hinauslau-
fen soll (wie mehrfach in den vorliegen-
den Ausführungen angegeben), müssen 
die Teilflächen eben kleiner festgesetzt 
werden; in sich muss die „Rechnung“ 
jedoch stimmen. Stellt sich die Frage, 
wie der Verfasser/die Verfasserin der 
Kompensationsberechnung auf die 
3.866 m² kommt, die in Tabelle 2 zur 
Kompensationsberechnung als CEF-
Maßnahme zur Kompensation angege-
ben ist. Solche „Unstimmigkeiten“ dürfen 
in einem solchen Dokument nicht vor-

 
 
An dieser Stelle wird in der Stellung-
nahme der Anregerin das naturschutz-
fachliche Ausgleichserfordernis (fest-
gesetzt in § 10 Abs. 2 Spiegelstrich 2 
der textlichen Festsetzungen) mit einer 
CEF-Maßnahme (festgesetzt in § 10 
Abs. 4 der textlichen Festsetzungen), 
die dem artenschutzrechtlichen Aus-
gleich zuzuordnen ist, gleichgesetzt. Es 
handelt sich dabei jedoch um unter-
schiedliche Arten von Ausgleichsmaß-
nahmen, die zunächst einmal getrennt 
voneinander zu ermitteln und festzu-
setzen sind, es handelt sich daher nicht 
um sich widersprechende Angaben. Es 
ist vielmehr so, dass die für die CEF-
Maßnahme erforderliche Fläche von 
mind. 3.600 m² innerhalb der 3.906 m² 
großen naturschutzfachlichen Aus-
gleichsfläche nachzuweisen sind, was 
aufgrund der Flächengrößen möglich 
und nachgewiesen ist. 
Es handelt sich hier also nicht um Un-
stimmigkeiten, aber offensichtlich um 
eine fehlerhafte Interpretation, was 
unter „mindestens“ zu verstehen ist. 
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kommen, zumal sich durch das Zugrun-
delegen falscher Zahlen/Faktoren ja die 
Wertpunkte ändern (können).  
 
Zur Realisierung der Ausgleichsfläche 
AF2 (Eidechsenhabitat) und um die Be-
bauung/Nutzung der im Plan als „Ein-
griffsfläche“ bezeichneten Fläche (alle 
Maßnahmen jeweils auf Teilflächen der 
Flst. Nr. 678 und 678/1) zu ermöglichen, 
wird bei der Darstellung der neuen 
Kompensationsmaßnahme AF2 im BP 
80 verlangt, „die vorhandenen Haufwer-
ke aus Oberboden von der Fläche zu 
entfernen“. (Es sei dahingestellt, ob die 
genannten Haufwerke tatsächlich aus-
schließlich aus Oberboden bestehen.)  
 
Ich mache Sie hiermit darauf aufmerk-
sam, dass in diesen sogenannten Hauf-
werken mit sehr hoher Wahrscheinlich-
keit Nester von Wildbienen angelegt 
sind. 2021 und 2022 haben wir Wildbie-
nen (Gattungen Andrena – Sandbienen 
– und Lasioglossum und/oder Halictus – 
Schmalbienen und/oder Furchenbienen) 
an diesen Erdhaufen beobachtet (2021 
auch fotografiert), speziell auch Ku-
ckucksbienen (Gattungen Nomada und 
Sphecodes), die die Erdhaufen nach 
Nestern Ihrer Wirtsbienen abgesucht 
haben. Zudem Hummelschweber 
(Bombylius major), die ebenfalls Wild-
bienen parasitieren. 
Es gibt keinen Grund, weshalb in den 
fraglichen Erdhaufen nun keine Wildbie-
nen mehr nisten sollten und nach §44 
BNatSchG ist es untersagt, Nestanlagen 
der besonders geschützten Wildbienen 
zu zerstören oder beseitigen. Es ist 
ebenso möglich, wenn nicht sogar 
wahrscheinlich, dass Wildbienen auf der 
gesamten Brachfläche nisten; in alten 
Mäusekesseln können sich ab dem 
Frühjahr zudem Wespennester befinden 
oder ebenfalls Wildbienennester – 
Hummelnester zum Beispiel.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Eine Entfernung der Haufwerke war 
angedacht, da sie aufgrund ihrer Höhe 
zu einer Verschattung von Teilflächen 
führen. Grundsätzlich könnten sie aber 
auch unter Teilabtrag der Haufwerke in 
die Gestaltung einbezogen werden. 
Diese Möglichkeit wird im Umwelt-
bericht ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Haufwerke unterliegen einer natür-
lichen Sukzessionsdynamik. Nach An-
häufung des Bodenmaterials stellen sie 
sich zunächst als weitgehend vegetati-
onslos dar und bieten für Arten mit ent-
sprechenden Lebensraumansprüchen 
ideale Habitate. Durch Vegetationsent-
wicklung, v.a. aber auch fehlende 
Mahd auf den Haufwerken entwickeln 
sich über die Jahre aber immer stärker 
verfilzte Vegetationsdecken, die bezüg-
lich der genannten Arten eine abneh-
mende Eignung aufweisen. 
Mögliche Vorkommen der genannten 
Arten in den Jahren 2021/22 sind daher 
nicht ausgeschlossen. Im Jahr 2023, in 
dem auch die Erfassungen zur Zau-
neidechse stattfanden, konnten dage-
gen Insekten, die offene Böden bevor-
zugen, nur noch an der Ostseite des 
Plangebietes festgestellt werden, nicht 
aber an den dicht mit Gras- und Kraut-
aufwuchs bewachsenen Haufwerken. 
Aus diesen Gründen waren auch keine 
detaillierten Erfassungen dieser Arten-
gruppen im Plangebiet angezeigt. 
Viele Wildbienenarten sind in der Bun-
desartenschutzverordnung BArtSchV 
geschützt, nicht aber z.B. europarecht-
lich geschützt. Für diese Arten liegt 
nach § 44 Abs. 5 S. 5 BNatSchG bei 
Handlungen zur Durchführung eines 
Vorhabens kein Verstoß gegen die 
artenschutzrechtlichen Zugriffs-, Besitz- 
und Vermarktungsverbote vor. 
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Dazu ist noch anzumerken: Wer – wie 
im vorliegenden Schriftsatz zum BP 80 – 
angibt, Sandbienen (Gattung Andrena) 
im Plangebiet beobachtet zu haben und 
dann als Beispiel eine Furchenbiene 
(Gattung Halictus, im konkreten Fall 
Halictus scabiosae, die Gelbbindige 
Furchenbiene) anführt (III. Umweltbe-
richt, D Beschreibung und Bewertung 
der Schutzgüter, 6. Schutzgut Tiere), 
dessen Kompetenz bei der Feststellung 
und Bewertung von Wildbienenvorkom-
men muss stark in Zweifel gezogen 
werden. Zu seiner/ihrer Kernkompetenz 
gehören naturschutzfachliche Beurtei-
lungen von Wildbienenvorkommen und 
deren Entdeckung sowie Einordnung 
sicherlich nicht.  
Sie wissen nun über das höchstwahr-
scheinliche Vorhandensein von Wildbie-
nennestern in den Erdhaufen Bescheid 
– machen Sie was draus! In keinem Fall 
kann der Hinweis auf Wildbienenvor-
kommen in den Haufwerken ohne weite-
re Prüfung des Sachverhalts unberück-
sichtigt bleiben und die Erdhaufen ein-
fach abgetragen werden.   

Mit „Sandbienen und -wespen“ waren 
nicht die jeweiligen Gattungen sensu 
strictu gemeint, sondern sensu lato 
Bienen und Wespenarten, die allge-
mein auf offene, sandige Böden ange-
wiesen sind. Die Ausführungen im 
Umweltbericht werden im Hinblick 
auf die zoologische Nomenklatur 
richtiggestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Bauleitplanverfahren muss nur die 
tatsächlich mögliche Vollziehbarkeit 
des Bebauungsplanes geprüft werden, 
da das Eintreten von artenschutzrecht-
lichen Verbotstatbeständen nur auf 
Vorhabenebene erfolgen kann. Nur bei 
erkennbaren und nicht überwindbaren 
Vollzugshindernissen würde das not-
wendige Erfordernis für das konkrete 
Bauleitplanverfahren nicht gegeben 
sein. Artenschutzrechtliche Verbotstat-
bestände konnten aber hinsichtlich der 
Bienen nicht festgestellt werden (siehe 
Ausführungen oben). Aufgrund der 
vorangeschrittenen Sukzession an den 
Haufwerken konnten darüber hinaus 
bereits 2023 keine typischen Habitate 
mehr festgestellt werden. Auf Ebene 
des Bebauungsplanes besteht daher 
zunächst kein weiteres Prüferfordernis. 

Hilfreich wäre für alle Beteiligten – Stadt 
Langenzenn, Betreiberfirma (aktuell die 
Fa. [Anmerkung: Name entfernt], Ge-
nehmigungsbehörde – eine (tabellari-
sche) Übersicht über alle naturschutz-
fachlich im BP 80 gesicherten Flächen 
(zu erhaltende Eingrü-
nung/Ausgleichsfläche); dabei spielt es 
keine Rolle, ob eine solche Übersicht 
(rechtlich) vorgeschrieben ist oder nicht. 
Im Fließtext gehen (speziell nur einmal 
erwähnte) Flächen zu leicht unter und 
werden irgendwann einfach nicht mehr 
„gefunden“. Zusätzlich sollten alle diese 
Flächen daher auch in den Plä-
nen/zeichnerischen Festsetzungen als 
naturschutzfachlich in diesem BP gesi-

Wie bereits oben beschrieben, ist eine 
Neuberechnung von Ausgleichsmaß-
nahmen für in der Vergangenheit er-
richtete Anlagen weder erforderlich, 
noch zielführend. Auf eine tabellarische 
Übersicht kann daher verzichtet wer-
den, sie böte keinerlei Mehrwert, da 
nun im Bebauungsplan mit der Aus-
gleichsfläche AF1 und AF2 der Aus-
gleich übersichtlich dargelegt und kom-
pakt im Norden verortet ist. 
Insbesondere eine „Historie“ der bisher 
festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen 
seit erstmaliger Errichtung der Anlage 
ist nicht erforderlich. 
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cherte Flächen markiert werden. Ich 
kann jedenfalls anhand der vorliegen-
den Unterlagen nicht nachvollziehen, 
was wo wie gesichert ist. Können Sie’s? 

II. Landschaftsbild 
1. Das plakative Foto von der Kompos-
tierungs- und Vergärungsanlage Kei-
denzell (S. 30) mit dem nicht weit ent-
fernt liegenden großflächigen Gewächs-
haus zeigt es überdeutlich: Die Südseite 
– der südliche Außenbereich – des Dor-
fes Keidenzell ist nicht seine schönste 
Seite. Bei genauerer Betrachtung ent-
puppt sich das Gelände allerdings nicht 
als eine Ansammlung von Scheußlich-
keiten, sondern als Markt der verpass-
ten Gelegenheiten: Eine der (natürli-
chen) Umgebung angepasste Farbge-
bung der drei Gärresteendlager und 
deren Abdeckung (vor dem Hintergrund 
des Waldes am Dillenberg vorzugsweise 
dunkles Grün) würde bereits genügen, 
den größten optischen Schaden zu re-
parieren, den die drei „zierlichen“ Teile 
anrichten (die Gaskuppeln wären dann 
auch nicht mehr hinter Dürrnfarrnbach 
noch zu sehen). Das Foto verdeutlicht 
deshalb auch wunderbar, wie weit man 
mit der Farbvorgabe „gedeckte Farbtö-
ne“ kommt, denn das vorhandene Be-
tongrau ist eine gedeckte Farbe – wie 
auch alle anderen Farben, denen durch 
Beimischung von Grau oder Schwarz – 
nach mancher Definition auch Weiß – 
„die Spitze“ genommen wird. (Andere 
Definitionen verorten „gedeckte Farben“ 
im Bereich der Erdtöne; ohne genauere 
Benennung der „gedeckten Farben“ 
begibt man sich deshalb auf dünnes 
Eis).  
Jetzt stellen wir uns Gärreste-Endlager 
und Gewächshaus zusätzlich mit einem 
hohen, dichten Bewuchs außenrum vor 
und schon würden die baulichen Anla-
gen nicht mehr das Bild dominieren. All 
das könnte das Landschaftsbild um Kei-
denzell positiv beeinflussen, und zwar 
schon seit vielen Jahren, wenn es in den 
Genehmigungen gefordert und/oder die 
Umsetzung der vorgegebenen Maß-
nahmen kontrolliert worden wäre.  
Mit dem vorliegenden Bebauungsplan 
Nr. 80 dürfen sich solche Fehler bei der 
Kompost- und Biogasanlage nicht wie-
derholen. Deshalb ist die Vorgabe „ge-
deckte Farbtöne“ zu ändern in „farbliche 

 
Die Regelungsmöglichkeiten eines Be-
bauungsplans sind hinsichtlich der farb-
lichen Gestaltung von baulichen Anla-
gen begrenzt. Die Vorgabe einer sehr 
eng gefassten, farblichen Gestaltungs-
vorgabe, wie in der Stellungnahme 
gefordert, ist nicht möglich und wäre 
daher unwirksam, was im Ergebnis zur 
Folge hätte, dass gar keine Regelung 
hinsichtlich der farblichen Gestaltung 
greifen würde. 
Die Forderung einer Änderung der farb-
lichen Gestaltung von bereits vorhan-
denen Anlagen ist nicht möglich. 
Bezüglich der Farbgebung gibt es da-
bei unterschiedliche Sichtweisen, so ist 
eine grüne Farbe vor dem Wald als 
Hintergrund positiv zu sehen. In Blick-
richtung freier Himmel bzw. Horizont 
wirken helle Farben dagegen weniger 
als Fremdkörper als z.B. eine grüne 
Farbgebung.  
Auf eine Festsetzung der Farbgestal-
tung wird daher verzichtet, zumal man 
dann auch konkrete Vorgaben für Ge-
bäudefassaden und die Dacheinde-
ckung machen müsste, es fehlt hier 
eine stringente städtebauliche Begrün-
dung. 
Zu den Eingrünungsmaßnahmen sowie 
Definition von Gebäuden und baulichen 
Anlagen vgl. Ausführungen oben. 
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Anpassung an die Umgebung mit dunk-
len Grüntönen wie zum Beispiel RAL 
6004 Moosgrün oder RAL 6005 Blau-
grün“. (Vergleiche hierzu Biogas-
Handbuch Punkt 2.2.1.3.4. Baugestal-
tung). Darüber hinaus ist diese farbliche 
Vorgabe nicht nur für Gebäude festzule-
gen, sondern ganz allgemein für bauli-
che Anlagen (Gärreste-Endlager sind 
keine Gebäude!). Aufgrund der expo-
nierten Lage des Plangebietes sollte des 
Weiteren die Vorgabe „regionstypische 
Klinker“ gestrichen und die Gestaltungs-
arten „Putz sowie nicht glänzendes Me-
tall“ noch einmal explizit zusätzlich mit 
der Beschränkung auf dunkle Grüntöne 
ergänzt werden. Wohlgemerkt: Nicht auf 
Gebäude beschränkt, sondern auch auf 
bauliche Anlagen und Sonderbauten 
(inklusive Abdeckung der Gasspeicher) 
bezogen. Des Weiteren sollten Glasflä-
chen ausdrücklich ausgeschlossen wer-
den, sowohl in Form eines „Gewächs-
hausstils“ als auch in Gestalt großflächi-
ger Fenster. 
Vor dem Hintergrund des Waldes am 
Dillenberg muss die Fassadengestal-
tung/die Farbgebung der baulichen An-
lagen eintönig sein, sie darf nicht bunt 
und/oder unruhig sein (keine Durchmi-
schung verschiedener Gestaltungstypen 
und Farben). Zur Dacheindeckung sollte 
man nicht nur glasierte Ziegel aus-
schließen, sondern darüber hinaus 
dunkle Ziegel vorschreiben.  

Aufgrund der exponierten Lage des 
Plangebiets und der für eine gewerbli-
che Bebauung recht ungünstigen Ge-
ländeform (Steigung von über 4% - ca. 8 
m Höhenunterschied in Nord-Süd-
Richtung) müssen die im BP 80 bislang 
festgelegten Bauvorschriften noch ein-
mal überdacht werden:  
Es gibt keinen Grund, im Plangebiet für 
Gebäude und bauliche Anlagen eine 
Höhe von 15 Metern (in Teilen sogar 
mehr) zu erlauben. Im Gegenteil – die 
einschlägigen Rechtsvorschriften ver-
langen eine angepasste Bauweise auch 
und gerade in Bezug auf die Höhen. Im 
konkreten Fall wirken durch die natürli-
che Steigung im Plangebiet bauliche 
Anlagen im Süden (am Waldrand) im 
Vergleich zu baulichen Anlagen im nörd-
lichen Teil wie auf einem 8 Meter hohen 
Sockel. Das muss bei den Vorgaben im 

Der Argumentation kann nicht gefolgt 
werden. Die Festsetzung zur maxima-
len Gebäudehöhe wurde so gewählt, 
dass diese je nach Lage innerhalb des 
Plangebiets zu bestimmen ist, und da-
mit der topographischen Situation am 
Hang Rechnung trägt. Die Höhe von 
15 m wurde gewählt um sowohl den 
Belangen des Schutzes des Land-
schaftsbildes, als auch des Betriebes 
gleichermaßen Rechnung zu tragen. 
Hier ist im Sinne der Abwägung priva-
ter und öffentlicher Belange eine aus-
gewogene Entscheidung zu treffen. 
Gerade aufgrund des im Süden vorge-
lagerten Waldes, ordnen sich die Anla-
gen in dieser Größenordnung dem 
noch unter. An der Festsetzung wird 
daher nicht nur festgehalten, son-
dern im Hinblick auf die schon be-
stehenden Anlagen mit Höhen bis 
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BP berücksichtigt werden (eventuell 
durch eine gestaffelte Höhenbeschrän-
kung). Hier muss zudem einkalkuliert 
werden, dass Gebäude/bauliche Anla-
gen durch die zugelassenen Solaranla-
gen bei Aufständerung noch einmal ei-
nen Meter höher werden. 

über 17 m, die zulässige Gesamthö-
he auf 18 m erweitert. Der Grund da-
für sind schlichtweg auch die techni-
schen und wirtschaftlichen Erfordernis-
se, die der Betrieb solcher Anlagen mit 
sich bringt.  

Bei maximaler Ausnutzung der vorge-
gebenen Baufenster (zulässige Länge 
der Gebäude von mehr als 50 m, Anei-
nanderbauen mehrerer Gebäude) ist 
gerade keine ausreichende Belichtung 
und Belüftung im Plangebiet mehr si-
chergestellt, in Verbindung mit den im 
vorliegenden Entwurf zugelassenen 
Höhen schon gar nicht. 
Das Zulassen von Oberlichtern oder 
Shed-Lichtbändern hat an diesem expo-
nierten Standort außerordentlich negati-
ve Auswirkungen auf das Landschafts-
bild – sie sorgen für einen Industriege-
bietscharakter, der ja gerade zu vermei-
den ist. 

Die Ansicht in der Stellungnahme wird 
nicht geteilt. Weder die reine Gebäude-
länge, noch das Aneinanderbauen von 
Gebäuden führt unweigerlich zu einer 
unzureichenden Belichtung oder Belüf-
tung. Entscheidend sind hier die Ab-
stände zwischen den verschiedenen 
Gebäuden und diese sind über die An-
ordnung der Einhaltung der Abstands-
flächen (gem. Art. 6 BayBO) sicherge-
stellt. 
Ein Ausschluss von zusätzlichen Be-
lichtungsmöglichkeiten stünde einer – 
wie auch in der Stellungnahme ausge-
führten Forderung nach einer ausrei-
chenden Belichtung im Plangebiet - 
entgegen. 

 

2. Die Wahl dieses Bildausschnitts (Foto 
Seite 30) mit viel Raum für strukturlose 
Ackerflächen im Vordergrund hat einen 
schalen Beigeschmack: Wo schon so 
viel kaputt ist, kann man nichts mehr 
kaputt machen, soll dem Betrachter/der 
Betrachterin ganz offensichtlich sugge-
riert werden. – Es ist halt ein Industrie-
gebiet, will man zeigen. Dabei müsste 
es das Planungsbüro eigentlich besser 
wissen, es hat schließlich den aktuellen 
Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt 
Langenzenn und die darin festgelegten 
Ziele mit entwickelt. Eines dieser Ziele 
ist im Landschaftsplan „Landschaftliche 
Leitbilder“ definiert: „strukturreiche 
Landschaftsteile und großflächige 
Waldgebiete“, und zwar östlich und 
westlich der Deberndorfer Straße jeweils 
bis zur Grenze des Stadtgebiets. 2011, 
als der FNP verabschiedet wurde, gab 
es Kompostierung sowie Biogasanlage 
schon lange, das große Gewächshaus 
war ebenfalls bereits fertiggestellt. 

Der Vorwurf einer bewussten Manipula-
tion durch die in den Planunterlagen 
enthaltenen Abbildungen wird ent-
schieden zurückgewiesen. Die ange-
sprochene Abbildung zeigt lediglich die 
Bestandssituation des Plangebiets und 
seines Umfeldes in der aktuellen Ist-
Situation. 
Ein Widerspruch zwischen den Leitbil-
dern des Landschaftsplanes der struk-
turreichen Landschaftsteile sowie der 
großflächigen Waldgebiete mit der Pla-
nung kann nicht erkannt werden. Die 
Planung bezieht sich ausschließlich auf 
das vorhandene Betriebsgelände der 
Kompostieranlage und sorgt mit der 
zusätzlichen Ausgleichsfläche für eine 
Aufwertung im Plangebiet. 

 

Genau das ist jetzt die Aufgabe: den BP 
80 mit der Entwicklung des festgesetz-
ten landschaftlichen Leitbildes in Ein-
klang zu bringen – selbstverständlich 
unter Einbeziehung des gesamten Wirk-
raums des Plangebiets. Einer der ersten 
Schritte ist hierbei die Festlegung einer 
Eingrünung des Plangebiets auf der 

Zu den Eingrünungsmaßnahmen vgl. 
Ausführungen oben. Ziel der Planung 
ist zwar auch die Einbindung in die 
Landschaft aber eben auch die Siche-
rung des Fortbestandes des bestehen-
den Betriebs sowie die Schaffung von 
gewissen Erweiterungsmöglichkeiten in 
einem verträglichen Maße. Die ord-
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Westseite, hin zur freien Landschaft, 
und eventuell eine Eingrünung, die das 
Eidechsenhabitat von der Fläche des 
Sondergebiets trennt. Eine dichte Hecke 
mit Einzelbäumen in Nord-Süd-Richtung 
wäre nicht nur aus ökologischer Sicht 
ein absoluter Gewinn, sondern auch ein 
Trittstein für den Biotopverbund westlich 
der Deberndorfer Straße. 

nungsgemäße Verwertung des anfal-
lenden Biomülls im Landkreis ist eben 
auch eine Aufgabe, die in der Region 
erfüllt werden muss. 

3. Ebenfalls aus dem aktuellen Flächen-
nutzungsplan der Stadt Langenzenn 
stammt die Anregung, bei Keidenzell ein 
Landschaftsschutzgebiet auszuweisen. 
Diese Anregung stimmt mit den im Re-
gionalplan Region 7 verankerten 
Grundsätze und Ziele zu Landschafts-
schutzgebieten (7.1.3.5) überein, die da 
lauten:  
(Z) Landschaftsschutzgebiete 
Die bestehenden Landschaftsschutzge-
biete innerhalb der Region sollen lang-
fristig in ihrem Bestand gesichert wer-
den. Daneben sollen als Landschafts-
schutzgebiete insbesondere Land-
schaftsteile gesichert werden,  
- die zur Erhaltung und Entwicklung ei-
nes regionalen Biotopverbundes zwi-
schen den Kernlebensräumen notwen-
dig sind,  
- die der Entwicklung neuer großflächi-
ger naturnaher Lebensräume dienen,  
- die als Erholungslandschaften und 
Landschaften mit außergewöhnlichem 
Erscheinungsbild besonders bedeutsam 
sind.  
Hierunter fallen insbesondere  
- siedlungsfreie Talräume der Bäche 
und Flüsse, insbesondere Aischtal, Tal 
der Reichen, Ebrach, Zenn-, Bibert-, 
Farrnbachtal - […]  
Keidenzell hat jene (Farrnbach-, Dürrn- 
und Kirchfarrnbach-) Talräume, die im 
Regionalplan angesprochen werden. Es 
liegt zudem im Kerngebiet des Laub-
froschs (ABSP), das wenigstens gesi-
chert werden muss; ein Landschafts-
schutzgebiet wäre dazu ein erster 
Schritt.  
 
Der Regionalplan der Region Nürnberg 
stellt damit eben doch eine spezifische 
Zielsetzung für den Geltungsbereich, die 
Aussage des Planungsbüros unter III. 
Umweltbericht, C Ziele des Umwelt-
schutzes für das Plangebiet ist nicht 
haltbar. 

Im Flächennutzungsplan erfolgte keine 
konkrete Abgrenzung eines Gebiets-
vorschlags für ein Landschaftsschutz-
gebiet (LSG). Wie von der Anregerin 
vorgetragen, werden auch im Regio-
nalplan nur die Talräume vorgeschla-
gen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Plangebiet liegt jedenfalls außer-
halb dieser Talräume und würde die für 
eine Ausweisung als LSG geforderten 
Maßgaben nach Schutzwürdigkeit und 
Schutzbedürftigkeit nicht erfüllen. Die 
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Im Hinblick auf ein eventuelles Land-
schaftsschutzgebiet sollte die Anlage 
deutlich besser an die Umgebung ange-
passt werden als im vorliegenden BP 80 
vorgestellt. Das kann - wie gesagt – mit 
recht einfachen Mitteln gelingen. 
 
Für die Ausweisung von (Landschafts-) 
Schutzgebieten ist das Landratsamt 
zuständig, das ist mir bekannt. Es kann 
aber kein Schaden sein, von Seiten der 
Stadt Langenzenn einen diesbezügli-
chen Denkanstoß zu geben. Ein Bebau-
ungsplan für eine Fläche, die möglich-
erweise innerhalb eines solchen 
Schutzgebietes liegen würde, wäre eine 
passende Gelegenheit dafür. 

Angaben im Umweltbericht sind somit 
korrekt, da für den Geltungsbereich 
keine spezifischen Festsetzungen be-
stehen. 
 
 
 
 
 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis. 

4. Landschaftliches Vorbehaltsgebiet (S. 
11; 23) 
Der Regionalplan für die Region 7 hat 
klare Ziele für die Landschaftliche Vor-
behaltsgebiet „Waldgebiete und Höhen-
züge im Mittelfränkischen Becken“ (LB 
4) definiert, zu denen die „Erhaltung und 
Steigerung der landschaftlichen Attrakti-
vität für die Erholungsnutzung“ gehört. 
In der vorliegenden Planung wird stets 
betont, dass neue Eingriffe nur im Nor-
den des Plangebiets zu erwarten sind 
und deshalb auch nur dort neue Beein-
trächtigungen. Durch die Festlegung 
großer (neuer) Baufenster auf dem ge-
samten Betriebsgelände, die im schlech-
testen Fall komplett ausgenutzt werden, 
und die eventuell neu zugelassenen 
Bauhöhen, die das derzeitige Maß weit 
übersteigen (ausgenommen Gärreste-
endlager), sind sehr wohl vom gesamten 
Sondergebiet X3 Auswirkungen und 
Beeinträchtigungen speziell auf die 
nächste Umgebung zu erwarten; im Sü-
den und Südwesten ist das das Land-
schaftliche Vorbehaltsgebiet.  
 
Wenn du da am Waldrand (Waldrändern 
wird ein besonders hoher Erholungswert 
zugeschrieben) am Plangebiet entlang-
läufst, hilft dir auch ein blickdichter Zaun 
nichts (der blickdichte Zaun ist im Süden 
der Anlage entlang der definierten Ver-
kehrsflächen vorgeschrieben, es steht 
bloß nicht dabei, wie hoch er sein muss 
– S. 5, § 5 Örtliche Bauvorschriften, (4)), 
wenn sich unmittelbar hinter dem Zaun 
massige Gebäude und/oder Anlagen-
komplexe auftürmen. Eine Steigerung 

 
 
Die Ansicht wird nicht geteilt. Das land-
schaftliche Vorbehaltsgebiet wird nicht 
weiter beeinträchtigt, da dieses zum 
einen südlich und südwestlich angren-
zend an das Plangebiet liegt und nicht 
etwa innerhalb des Plangebiets. Zum 
anderen werden durch die Festsetzun-
gen zum Maß der baulichen Nutzun-
gen, diese erstmalig begrenzt. Dass 
neue bauliche Anlagen zu einer Verän-
derung des Erscheinungsbildes führen 
ist unbenommen, es werden aber 
dadurch keine neuen nachteiligen 
Auswirkungen auf das Landschaftsbild 
gesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung einer Mindesthöhe für 
Einfriedungen wird nicht als sinnvoll 
erachtet, da diese anderweitigen Rege-
lungen zu Errichtung und Betrieb von 
Biogasanlagen weder jetzt noch zu-
künftig widersprechen darf. 
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der landschaftlichen Attraktivität für die 
Erholungsnutzung wird mit der vorlie-
genden Planung also nicht erreicht, 
stattdessen wird sich eine (weitere) Be-
einträchtigung des Landschaftlichen 
Vorbehaltsgebiets nicht vermeiden las-
sen. Das muss zumindest aus den Tex-
ten zum BP 80 hervorgehen.   

5. III. Umweltbericht, E Auswirkungen 
des Vorhabens, 9. Schutzgut Landschaft 
Wo bitte ist im Westen eine Eingrünung 
festgesetzt? 

Zur Eingrünungswirkung von Aus-
gleichsmaßnahmen s. Ausführungen 
oben. Diese liegen auch zum Teil im 
Westen des Plangebiets. Die Angabe 
im Umweltbericht wird klargestellt, 
dass „im Norden, Nordwesten und 
Osten“ eine Eingrünung festgesetzt 
wurde. 

 

Randbemerkung zum Thema Land-
schaftsbild: Ein weiterer Pluspunkt für 
Landschaft und unmittelbare Umgebung 
der Anlage wären die 2013 ursprünglich 
im Bauantrag vorgesehenen und ge-
nehmigten, spitz zulaufenden, knapp 1 
m niedrigeren Zeltdächer auf den Gär-
reste-Endlagern gewesen. Stattdessen 
wechselte die Betreiberfirma während 
der Bauphase zu Kuppeldächern, die 
die Genehmigungsbehörde nachträglich 
abgesegnet und genehmigt hat. Bei die-
sen Dächern blieb man dann auch im 
Zuge der Erhöhung der Lagerkapazität 
2018. (Die Zeltdächer hätten übrigens 
ein größeres Volumen gefasst, sodass 
das „Aufstocken“ der Endla-
ger/Gasspeicher 2018 nur in wesentlich 
geringerem Umfang erforderlich gewe-
sen wäre.) Das zeigt einmal mehr, wie 
wichtig jede einzelne Festlegung im BP 
80 ist. 

Auf vergangene Genehmigungsverfah-
ren kann in diesem Verfahren kein Ein-
fluss mehr genommen werden. Dar-
über hinaus ist die Dachform von Tei-
len einer Anlage nicht entscheidend für 
das Landschaftsbild. Bei den Kuppel-
abdeckungen der Gärreste-Behälter 
handelt es sich um eine übliche Gestal-
tungsform derartiger Anlagen. Es muss 
dem Betreiber zugestanden werden, 
auch handelsübliche Anlagen erstellen 
zu dürfen. 

 

III. Emissionen/Immissionen  
1. B Planerische Grundlagen, 2. Ziele 
der Raumordnung „…Gemäß Grundsatz 
5.1 soll eine leistungsfähige Abfall- und 
Kreislaufwirtschaft flächendeckend er-
halten und bedarfsgerecht weiterentwi-
ckelt werden. Außerdem soll die räumli-
che Verteilung der Entsorgungs- und 
Kreislaufwirtschaftsstandorte eine mög-
lichst gesundheits- und umweltverträgli-
che, entstehungsortnahe sowie bei Be-
darf regional oder interkommunal abge-
stimmte Beseitigung oder Verwertung 
der Abfälle ermöglichen.“ 
Weiter wird dazu im LEP ausgeführt: „… 
Außerdem ist es von besonderer Bedeu-
tung sicherzustellen, dass die menschli-
che Gesundheit nicht beeinträchtigt und 

Hier werden in der Stellungnahme ver-
schiedene Aspekte, die es zu trennen 
gilt, vermischt. Die Umweltprüfung, die 
im Rahmen der Bauleitplanung durch-
geführt und im Umweltbericht doku-
mentiert wird, beurteilt die Auswirkun-
gen des Bebauungsplans auf die ein-
zelnen Schutzgüter. Zu diesen Schutz-
gütern zählt auch der Mensch und sei-
ne Gesundheit sowie Klima/Luft. Die 
Aussage im Umweltbericht ist zwar 
eine Annahme, aber keine Spekulation. 
In immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren wird zwingend 
geprüft, ob unzumutbare Immissionen 
durch den Anlagenbetrieb auf relevante 
Immissionsorte einwirken. Die Einhal-
tung entsprechender Grenzwerte ist 
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die unvermeidbaren Beeinträchtigungen 
der Umwelt nach dem Stand der Tech-
nik begrenzt werden.“ 
Hat die Betreiberfirma, die Firma [An-
merkung: Name entfernt], nachgewie-
sen, dass durch die Emissionen der 
Kompostierung und Biogasanlage am 
Standort Keidenzell eine Gesundheits-
gefährdung der Bürger von Keidenzell 
und der umliegenden Dörfer ausge-
schlossen ist? Falls ja, weshalb wurde 
diese Bescheinigung dem Vorentwurf 
zum Bebauungsplan 80 nicht beigefügt? 
Schon aus Gründen der Transparenz 
und als Zeichen der Wertschätzung den 
Bürgerinnen und Bürgern gegenüber 
wäre das wichtig gewesen. 
Ekel und Übelkeit auslösende Gerüche 
können bereits eine Gesundheitsgefahr 
an sich darstellen, und die sind bei der 
Kompostierungs- und Vergärungsanlage 
in Keidenzell gegeben. Darüber hinaus 
steht für viele Keidenzeller die Frage im 
Raum: Was ist hier in der Luft, was wir 
nicht riechen? Insofern wäre eine „Un-
bedenklichkeitsbescheinigung“ im vor-
liegenden Fall für die Bürgerinnen und 
Bürger von besonderer Bedeutung. Wird 
da etwas nachgereicht? 
2. Speziell im Hinblick auf Emissio-
nen/Immissionen beruht die vorliegende 
Arbeit auf Annahmen und Spekulatio-
nen; eine TA-Luft wurde ebenso wenig 
gemacht und der öffentlichen Auslegung 
beigefügt wie eine Geruchsemissions-
prognose (GIRL). Wörter wie „norma-
lerweise“ haben in einem Bebauungs-
plan nichts verloren. Entweder hat sich 
der Verfasser/die Verfasserin von der 
Richtigkeit der Angaben in den schriftli-
chen Ausführungen dazu überzeugt 
oder nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Voraussetzung für die Erteilung der 
Anlagengenehmigung.  Die öffentlich-
rechtlichen Vorgaben, die Grundlage 
für eine Genehmigung sind, stellen 
somit sicher, dass keine unzumutbaren 
Belästigungen entstehen, daher muss 
auch nicht davon ausgegangen wer-
den, dass solche vorliegen. Es kann 
allerdings sein, dass im Zuge des Prüf-
verfahrens von vornherein eine Irrele-
vanz festgestellt und daher keine gut-
achterliche Überprüfung erforderlich 
war. Dies ist immer auch vor dem Hin-
tergrund des jeweils gültigen Geset-
zesstands und des damaligen Stands 
der Technik zu sehen. Da gerade Ge-
ruchsimmissionen sehr stark von der 
eingesetzten Technik und den jeweili-
gen Verfahren abhängen, kann auf 
Ebene des Bebauungsplans hier noch 
keine vertiefte Prüfung stattfinden und 
es erfolgten daher diesbezüglich auch 
keinerlei Festsetzungen. Da vorausge-
setzt werden darf, dass Vorhaben, die 
immissionsschutzrechtlich genehmigt 
werden müssen, im Genehmigungsver-
fahren auch entsprechend geprüft wer-
den, ist dies keine unzulässige Kon-
fliktverlagerung auf die Vorhabenebe-
ne, sondern schlicht der Tatsache ge-
schuldet, dass im Bebauungsplan nur 
die allgemeine Art der baulichen Nut-
zung festgesetzt wird, nicht aber der 
Einsatz konkreter Anlagentechnik. 
Betriebsinterne Prüfungen haben bis-
her auch keine Anhaltspunkte ergeben, 
dass die Maßgaben (z.B. Jahresge-
ruchshäufigkeiten der TA Luft) nicht 
eingehalten werden könnten. 
Eine Prüfung der bestehenden Anlagen 
in diesem Verfahren auf Einhaltung von 
bisherigen Vorgaben ist nicht Aufgabe 
des Bauleitplanverfahrens, sondern 
den zuständigen Behörden vorbehal-
ten. 
Ergänzend sei erwähnt, dass eine Ver-
schärfung der geltenden rechtlichen 
Grundlagen in der Zukunft, auch für 
Bestandsanlagen gelten können und 
diese dann entsprechend der neuen 
Vorgaben nachzurüsten sind. 
Die Veröffentlichung entsprechender 
Nachweise, wie in der Stellungnahme 
gefordert, ist nicht Aufgabe eines Bau-
leitplanverfahrens. Es bleibt dem Anre-
ger aber unbenommen im Rahmen der 
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Zu den „nicht bekannten“ weiteren 
Emissionsquellen im näheren Umfeld 
(III. Umweltbericht, D Beschreibung und 
Bewertung der Schutzgüter, 8. Schutz-
gut Mensch und E Auswirkungen des 
Vorhabens, 8. Schutzgut Mensch) ist 
Folgendes anzumerken: Was bitte ist 
unter “näheres Umfeld“ zu verstehen? – 
Betrachtet werden muss bei der GIRL 
nicht der emittierende Betrieb, sondern 
das Gebiet, in dem die Geruchsimmissi-
onsbelastung geprüft werden soll, hier 
konkret zum Beispiel Keidenzell, Ham-
merschmiede und Stinzendorf. Mögliche 
(weitere) Emissionsquellen sind (nicht 
abschließend): Tierhaltung, emittierende 
Gewerbebetriebe (Maschinen, Hei-
zungsanlagen), Biogasanlagen. 
Vergleiche dazu auch Punkt 4. Schutz-
gut Klima/Luft im Umweltbericht: „Die 
weiteren Messungen zur Luftqualität 
liegen kleinräumig nicht vor. Emittenten 
mit nachteiliger Wirkung auf die Luftqua-
lität bestehen in Form des Ziel- und 
Quellverkehrs des Gebietes und in Form 
der Abluft (Gerüche) aus dem Betrieb 
der Kompostier- und Biogasanlage.“ 

Regelungen des Umweltinformations-
gesetzes (UIG) bei der informations-
pflichtigen Stelle (hier: Landratsamt 
Fürth als Genehmigungs- und Auf-
sichtsbehörde) einen Antrag auf Ein-
sicht in gewünschten Unterlagen zu 
stellen. 
Mit dem näheren Umfeld des Plange-
biets ist der an das Plangebiet direkt 
anschließende Bereich gemeint. Die 
aufgezählten Immissionsquellen befin-
den sich über 500 m vom Plangebiet 
entfernt. Weitere Emissionsquellen 
waren nicht zu betrachten, da diese 
noch weiter entfernt lagen. 

3. Müssen im Zusammenhang mit den 
Geruchsemissionen der Kompostierung 
und Biogasanlage nicht auch die Immis-
sionen auf den Gartenbaubetrieb [An-
merkung: Name entfernt] (Gewächs-
haus, Büro, Sozialräume) berücksichtigt 
werden? (III. Umweltbericht, D Be-
schreibung und Bewertung der Schutz-
güter, 8. Schutzgut Mensch und E Aus-
wirkungen des Vorhabens, 8. Schutzgut 
Mensch) 

Da die Genehmigungen für die Erweite-
rung des Betriebsareals im Plangebiet 
in Richtung Norden nach dem Bau der 
Gärtnerei im Jahr 2010 stattfanden, ist 
davon auszugehen, dass alle relevan-
ten Immissionsorte auch hier schon 
geprüft wurden. 
Im neu erstellten schallschutztechni-
schen Gutachten wurden Immission-
sorte auf dem Gärtnereigelände be-
rücksichtigt. 

 

4. Im vorliegenden Begleittext zum BP 
80 ist im Zusammenhang mit der Kom-
postierung meist von der Verarbeitung 
von Grünabfällen die Rede. Das ist be-
schönigend und verharmlosend, denn 
verarbeitet wird im Betrieb der Firma 
[Anmerkung: Name entfernt] in Keiden-
zell hauptsächlich der Bioabfall aus den 
Haushaltssammlungen, und der hat eine 
ganz andere Qualität, was die (Geruchs-
)Emissionen anbelangt. Es muss daher 
auf korrekte Wortwahl geachtet werden. 

Diese Aussage entspricht nicht den 
Tatsachen, in den Planunterlagen wird 
der Begriff Grünabfall zwar verwendet, 
jedoch stellt dies bei weitem nicht, wie 
die Stellungnahme suggeriert, den in 
der Hauptsache für die Abfälle verwen-
deten Begriff dar. Beschönigende oder 
verharmlosende Formulierungen wer-
den ebenso wenig verwendet. 

 

IV. Anmerkungen zu verschiedenen 
Themen 
1. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb 
der BP 80 die Festsetzung eines sonsti-
gen Sondergebiets mit der Zweckbe-
stimmung Biogas/Kompostierung vor-

 
 
Die Ansicht kann nicht nachvollzogen 
werden. Es handelt sich um eine Anla-
ge, die organische Abfälle zu Kompost 
verarbeitet und damit sowohl um eine 
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sieht. Der Betrieb im Plangebiet ist eine 
Abfallverwertungsanlage und daran wird 
auch die Festlegung eines Sonderge-
biets nichts ändern. Die Bezeichnung 
als „Abfallverwertungsanlage“ muss 
deshalb meines Erachtens erhalten 
bleiben, der Hinweis „Bio-
gas/Kompostierung“ dient der (sinnvol-
len) Ergänzung. (II. Begründung B Pla-
nerische Grundlagen 3. Darstellungen 
im Flächennutzungsplan und III. Um-
weltbericht C Ziele des Umweltschutzes 
für das Plangebiet) 
In Verbindung mit den unzulässigen 
Nutzungen birgt diese Änderung von 
„Abfall“ in „Kompostierung/Biogas“ eine 
erhebliche Brisanz; sie erlaubt z.B. eine 
Holzhäckselverbrennung (vergleiche 
dazu den folgenden Punkt 2). 

Abfallverwertung aber eben auch um 
eine Kompostieranlage, wie dies in § 1 
Abs. 2 der textlichen Festsetzung auch 
festgesetzt ist. 
Weshalb also eine Brisanz bestehen 
soll, ist nicht nachvollziehbar die zuläs-
sigen Nutzungen im Plangebiet sind 
klar definiert. Darüber hinaus kann ei-
nem Betrieb – welcher Betriebsart auch 
immer - nicht untersagt werden, z.B. 
Büroräume mit Holzhäcksel zu behei-
zen. 

2. I. Textliche Festsetzungen, § 1 Art der 
baulichen Nutzung und II. Begründung, 
D Festsetzungen des Bebauungsplans, 
1. Art der baulichen Nutzung 
„Unzulässig sind […] Anlagen zur ther-
mischen Verwertung von Abfallarten, die 
nicht in Absatz 2 aufgeführt sind.“ 
In dieser Festlegung ist der Bezug nicht 
eindeutig. 
Sollen Anlagen zur thermischen Verwer-
tung von Abfall zugelassen, aber auf 
organische Abfälle beschränkt werden? 
Dann wäre folgende Formulierung ein-
deutig(er): Unzulässig sind […] Anlagen 
zur thermischen Verwertung von sol-
chen Abfallarten, die nicht in Absatz 2 
aufgeführt sind.“  
Sollen Anlagen zur thermischen Verwer-
tung von Abfall nicht zugelassen wer-
den? Dann bezöge sich der Nebensatz 
„…, die nicht …“ auf die Anlagen zur 
thermischen Verwertung (von Abfallar-
ten). In diesem Fall lässt man den Ne-
bensatz am besten weg, denn Kompos-
tierungen und Biogasanlagen sind keine 
Anlagen zur thermischen Verwertung: 
„Unzulässig sind […] Anlagen zur ther-
mischen Verwertung von Abfall.“ 
Das setzt natürlich voraus, dass die 
fragliche Anlage weiterhin als Abfallbe-
seitigungsanlage geführt wird, sonst 
wären andere Einsatzstoffe als Abfall 
erlaubt (z. B. Holzhäcksel). 
Über diesen Satz und das Streichen des 
Begriffs Abfall/Abfallverwertung sollte 
noch einmal gründlich nachgedacht 
werden. 

 
 
 
 
Die Ansicht in der Stellungnahme wird 
nicht geteilt. In § 1 Abs. 2 der textlichen 
Festsetzungen sind alle zulässigen 
Nutzungen abschließend genannt. In 
diesem Zusammenhang werden hier 
als einzige Abfallart die organischen 
Abfälle aufgeführt. In Abs. 3 wird er-
gänzend und klarstellend eine Festset-
zung ergänzt, dass eine thermische 
Verwertung von anderen Abfallarten 
unzulässig ist, wie dies in der Stellung-
nahme aus der Begründung auch zitiert 
wird. Aus Sicht der Stadt Langenzenn 
wird so eine Klarstellung der Zulässig-
keit erreicht. Die Festsetzung in Abs. 3 
darf aber eben nicht isoliert gelesen, 
sondern immer mit den zuvor getroffe-
nen Festsetzungen in Abs. 2 gesehen 
werden. 
Es erfolgt aber ohnehin eine Neu-
fassung der Festsetzung in § 1 
Abs. 2 und 3 um mehr Klarheit zu 
schaffen. 
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3. II. Begründung, D Festsetzungen des 
Bebauungsplans, 6. Verkehrsflächen, 
Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt  
„Ein weiterer land- und forstwirtschaftli-
cher Weg wird entlang der Deberndorfer 
Straße festgesetzt.“ Bei dem vermeintli-
chen land- und forstwirtschaftlichen Weg 
handelt es sich um die festgelegte Tras-
se für einen geplanten Radweg – es ist 
kein land- und forstwirtschaftlicher Weg. 

 
 
 
Die Ansicht wird nicht geteilt. Das Rad-
verkehrskonzept für die Stadt Langen-
zenn sieht zwar eine Radwegeverbin-
dung von Keidenzell aus in Richtung 
Süden vor, zum jetzigen Zeitpunkt 
handelt es sich bei dem als land- und 
forstwirtschaftlichen Weg festgesetzten 
Flurstück jedoch um einen ebensol-
chen Weg. Darüber hinaus stellt eine 
Festsetzung im Bebauungsplan keine 
Widmung der Verkehrsfläche dar, was 
also auch einer späteren Radwege-
trasse nicht entgegenstünde. 

 

4. Im Hinblick auf den Klimawandel und 
die Temperaturen, die uns bevorstehen, 
ist die ausgedehnte Waldfläche am Dil-
lenberg hier in Keidenzell unser höchs-
tes Gut. Das spüren wir ja schon jetzt, 
wenn am Abend nach einem war-
men/heißen Tag kühle Luft vom Dillen-
berg ins Dorf fließt und Abkühlung 
bringt. 
Dabei macht die nach Norden Richtung 
Dorf abfließende Kalt- und Frischluft 
keineswegs am Kirchfarrnbach halt, um 
dann entlang der Bachaue in Richtung 
Osten abzuziehen, wie im Umweltbe-
richt zum BP 80 (S. 26) angegeben ist. – 
Sie überquert viel mehr den Bach mit 
seinem schwächeren Luftstrom und 
kühlt das Dorf, soweit sie eben ins Dorf 
vorzudringen vermag. 
Bereits im Istzustand der Anlage ist im 
Zuge des Klimawandels mit einer mas-
siven Erwärmung des Plangebiets (in 
höherem Maß als beim nördlich gelege-
nen Gartenbaubetrieb [Anmerkung: 
Name entfernt]) und damit verbunden 
mit einer deutlichen Abnahme der Kalt-
luftbildung am Dillenberg zu rechnen 
(Quelle: Landesweite Schutzgutkarte 
Klima/Luft 2021). Wird die Bebauung im 
Plangebiet dichter, großflächiger, ist von 
noch stärkeren Auswirkungen auszuge-
hen. Die Aussage im BP 80 „Die Bedeu-
tung des Plangebiets für das Schutzgut 
Klima/Luft wird als gering eingestuft.“ 
(S. 34) ist unter diesen Gesichtspunkten 
in Zweifel zu ziehen; zumindest für Kei-
denzell und Hammerschmiede sollten 
die Auswirkungen der im BP 80 vorge-
sehenen/gestatteten Erweiterungen und 
Änderungen neu bewertet werden. 

Für die Beurteilung des Schutzgutes 
Klima/Luft im Rahmen der Bauleitpla-
nung sind die Hauptabflüsse der 
Frisch- und Kaltluft relevant. Durch die 
Planung wird zwar grundsätzlich eine 
zusätzliche Bebauung im Plangebiet 
zugelassen, es wird jedoch durch die 
Planung ebenfalls sichergestellt, dass 
die Ausgleichsflächen und darüber hin-
aus mind. 20% der Bauflächen unver-
siegelt bleiben. Aktuell sind schon im 
Bestand große Teile des Plangebietes 
versiegelt, so dass die Erhöhung der 
bebauten und versiegelten Flächen 
durch die vorliegende Planung gering 
ist. Außerdem werden durch die Pla-
nung Durchgrünungsmaßnahmen wie 
Pflanzgebote und Dachbegrünung ge-
fordert, die einer Überhitzung des 
Plangebiets entgegenwirken. Nachteili-
ge Auswirkungen auf die Kalt- und 
Frischluftproduktion des im Süden lie-
genden Waldgebietes am Dillenberg 
können nicht erkannt werden. Eine 
Neubewertung ist daher nicht erforder-
lich. 
Um einen Kühlungseffekt in den ver-
schiedenen Ortsteilen zu erreichen, 
wären im Übrigen Maßnahmen vor Ort, 
wie Entsiegelung und Begrünung der 
dortigen Flächen, weitaus effektiver. 
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5. Im BP 80 neu festzulegende Aus-
gleichs- und Eingrünungsmaßnahmen 
sollten analog der CEF-Maßnahme un-
ter III Umweltbericht, O Überwa-
chung/Monitoring aufgeführt werden. 

Weshalb eine Aufführung von Aus-
gleichsmaßnahmen im Kapitel Monito-
ring erfolgen soll, kann nicht nachvoll-
zogen werden. Das Monitoring soll im 
vorliegenden Fall prüfen, ob die dafür 
vorgesehene Fläche von den Eidech-
sen angenommen wird. Für den natur-
schutzfachlichen Ausgleich ist dies 
bisher nicht angezeigt. 

 

6. Durch die erhöhte Lage des Plange-
biets an einem bis zum Dorf Keidenzell 
abfallenden Hang muss vor der Festle-
gung im BP geprüft werden, ob Solarzel-
len, Sonnenkollektoren oder Dachflä-
chenfenster (S. 5; 19) nicht bei einem 
bestimmten Einstrahlungswinkel der 
Sonne spiegeln bzw. blenden und 
dadurch Autofahrer auf der FÜ 24 Rich-
tung Dillenberg, auf der FÜ 16 von Stin-
zendorf/Hammerschmiede nach Kei-
denzell sowie auf der FÜ11 ab Burggra-
fenhof Richtung Keidenzell und von Wit-
tinghof Richtung Keidenzell beeinträch-
tigen und gefährden. 
Ein Spiegeln/Blenden in Wohngebie-
ten/auf Wohngebiete wäre wohl hinzu-
nehmen. Wir kennen das in Keidenzell 
vom Gewächshaus und der „Garage“ 
des Gartenbaubetriebs [Anmerkung: 
Name entfernt].  

Die für die Deberndorfer Straße 
(FÜ 11) zuständige Stelle beim Staatli-
chen Bauamt Nürnberg wurde eben-
falls beteiligt, es ging jedoch keine Stel-
lungnahme ein. 
Grundsätzlich wären solche Blendwir-
kungen auf den Straßenverkehr nicht 
zulässig und auf Vorhabenebene zu 
prüfen. Aufgrund der Exposition von 
Photovoltaikelementen oder derglei-
chen nach Süden, sind nachteilige Ef-
fekte auf die Ortslagen von Keidenzell 
oder gar weiter entfernte Orte ausge-
schlossen, zumal wenn Wald- und Ge-
hölzbestände dazwischen liegen. 

 

7. Die unter III. Umweltbericht, D Be-
schreibung und Bewertung der Schutz-
güter, 1. Schutzgut Fläche angegebe-
nen Flächengrößen sind nicht korrekt. 
Was stimmt, sind die Flächen des Plan-
gebiets (ca. 3,6 ha) und des Sonderge-
biets im Istzustand (ca. 2 ha). 

Die Behauptung die Flächenangaben 
seien nicht korrekt, entbehrt jeder 
Grundlage. Diese wurden sorgfältig 
ermittelt, Rundungsabweichungen sind 
jedoch möglich. 

 

Flächen sind im vorliegenden BP nicht 
durchgängig in derselben Größe ange-
geben; es werden unterschiedliche Grö-
ßenangaben zu einer Fläche gemacht. 
Die Zahlen passen einfach nicht zuei-
nander, sind nicht stimmig. 
Vergleiche dazu zum Beispiel auch Ta-
belle 1, S. 33, und Tabelle 2, S. 39 und 
40. Zu Tabelle 1 Bodenbeeinträchtigun-
gen, S. 33: Was sind die sonstigen be-
einträchtigten Flächen mit 2.300 m², die 
erhalten bleiben? 

Die Flächenangaben in Tabelle 1 und 2 
widersprechen sich keineswegs. Es 
handelt sich hier aber einfach um un-
terschiedliche, anzuwendende Bewer-
tungskriterien. So können beispielswei-
se innerhalb des in der Eingriffsbilan-
zierung als X3 Sondergebiet eingestuf-
ten Bereiches durchaus unversiegelte 
Flächen liegen. Abweichungen sind 
daher keine fehlerhaften Angaben, 
sondern das Ergebnis der jeweils rele-
vanten Betrachtungsweise. 
Unter sonstigen beeinträchtigten Flä-
chen in diesem Zusammenhang sind 
u.a. teilweise versiegelte Flächen sowie 
die Wirtschaftswege und das Straßen-
begleitgrün gemeint, also alle Flächen, 
wo es schon zu Bodenveränderungen 
gekommen ist. 
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8. Maß der baulichen Nutzung (z. B. I. 
Textliche Festsetzungen, § 2) 
Hier werden Begrifflichkeiten durchei-
nandergemischt. Es geht aus den Fest-
setzungen nicht klar hervor, was jeweils 
gemeint ist, gerade bei den Höhenfest-
setzungen: Gebäude sind spezielle bau-
liche Anlagen, eine bauliche Anlage 
muss jedoch kein Gebäude sein. Wenn 
nur für Gebäude eine Maximalhöhe 
festgelegt wird, gilt z.B. für bauliche An-
lagen: „nach oben offen“. Es muss also 
präziser festgelegt werden, was für was 
(Gebäude, bauliche Anlagen, Sonder-
bauten etc.) gilt. Siehe dazu auch § 1 
der Textlichen Festsetzungen und das, 
was zulässig ist. 

 
 
Entgegen der Annahme in der Stel-
lungnahme werden in der Planung die 
jeweiligen Begriffe korrekt genutzt. 
Als Gebäude sind selbständig benutz-
bare, überdeckte bauliche Anlagen, die 
von Menschen betreten werden kön-
nen, definiert. (Art. 2 Abs. 2 BayBO) 
Demnach ist jedes Gebäude auch eine 
bauliche Anlage, für die die Festset-
zung zur zulässigen Gebäudeoberkan-
te bzw. der zulässigen Überschreitung 
gilt. 
Die Einstufung von Gebäuden in die 
verschiedenen Gebäudeklassen (Art. 2 
Abs. 3 BayBO) erfolgt unabhängig von 
der Einstufung eines Gebäudes als 
Sonderbau (Art. 2 Abs. 4 BayBO). Die 
Festsetzung zur maximalen Gebäude-
höhe gilt demnach für Gebäude und 
Sonderbauten gleichermaßen. Sonder-
bauten sind hier nicht mit „besonderen 
Gebäuden“ zu verwechseln. 

 

9. ABSP 
III. Umweltbericht, C Ziele des Umwelt-
schutzes für das Plangebiet 
Laubfrösche brauchen nicht nur Laich-
gewässer, sie benötigen vor allem auch 
strukturreiche Sommerlebensräume. Mit 
der Festsetzung und Sicherung von Ge-
hölzpflanzungen und Hochstaudenfluren 
als Eingrünungs- und Ausgleichsmaß-
nahmen wird deshalb im Kerngebiet des 
Laubfroschs – über ein Stillgewässer-
verbundsystem hinaus – Lebensraum 
für Laubfrösche geschaffen bzw. erhal-
ten. Von der Anlage von Hecken profi-
tiert zudem der Neuntöter, dem im 
ABSP ebenfalls besondere Bedeutung 
beigemessen wird. 

 
 
 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis. Während 
der durchgeführten Amphibienkartie-
rung konnten aber keine Laubfrösche 
im Plangebiet und dessen unmittelba-
ren Umfeld festgestellt werden. Mit den 
grünordnerischen Festsetzungen und 
den festgesetzten Ausgleichsflächen 
werden potenziell nutzbare Sommerle-
bensräume erhalten bzw. geschaffen. 

 

Einwendungen und Anmerkungen zur 
21. Änderung des Flächennutzungs-
plans für den Bereich des Bebauungs-
plans Nr. 80 „Westlich der Deberndorfer 
Straße“ – Öffentliche Auslegung der 
Stadt Langenzenn vom 04.12.2023 bis 
18.01.2024.  
Meine Einwendungen und Anmerkun-
gen zum Bebauungsplan Nr. 80 soll-
ten/müssen sich auch in der 21. Ände-
rung des Flächennutzungsplans (FNP) 
wiederfinden. Dabei sollte natürlich da-
rauf geachtet werden, dass die Darstel-

 
 
 
 
 
 
 
Unterschiede zwischen den Darstellun-
gen der 21. FNP-Änderung und den 
Festsetzungen des Bebauungsplans 
sind keineswegs widersprüchlich, son-
dern vielmehr den unterschiedlichen 
Maßstabsebenen und einhergehend 
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lungen im BP 80 und im FNP in sich 
stimmig und durchgängig sind und sich 
zudem untereinander nicht widerspre-
chen (BP80/FNP).  
Was ich im Planblatt der 21. Änderung 
des FNP grundsätzlich vermisse, das 
sind die Hecken auf der Ostseite entlang 
des Plangebiets. Weshalb sind diese 
Hecken nicht dargestellt? Laut BP 80 
sollen sie doch gesichert sein. 

Detaillierungsgraden der beiden Plan-
werke geschuldet. Daher wurden auch 
keine Heckenbestände im FNP darge-
stellt. 

 
Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 6 
 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschluss 

 
I Zu den textlichen Festsetzungen 
1. § 1 Abs. 2 
In dem künftigen Sondergebiet sollen 
(ausschließlich) zulässig sein:  
- Gebäude, die der Nutzung und Ver-
wertung von organischen Abfällen zur 
Herstellung von Kompost und seiner 
Folgeprodukte dienen, insbesondere 
auch Gebäude zur Unterbringung von 
Technik zur Gewinnung von Biogas und 
deren Umwandlung in Wärmeenergie 
und Strom …  
 
Die Festsetzung ist missglückt. Die Ge-
winnung von Biogas hat mit der Herstel-
lung von Kompost, worauf mit dem Wort 
„insbesondere“ Bezug genommen wird, 
nichts zu tun. Auch grammatikalisch ist 
die Festsetzung schief, weil wohl kaum 
die Umwandlung der Technik in Wär-
meenergie und Strom gemeint ist, von 
der hier aber die Rede ist. 
Gleichzeitig schließt die Festsetzung 
z.B. die Herstellung von Biomethan und 
dessen Einspeisung in das Gasnetz 
aus, weil damit eine „Umwandlung in 
Wärmeenergie und Strom“ nicht ver-
bunden ist. Falls dies Absicht sein sollte, 
dann führt das zu einer ganz erhebli-
chen Beschränkung der wirtschaftlichen 
Entwicklung unserer Mandantin, weil ihr 
jede Möglichkeit genommen ist, hier 
zukunftsweisende Technik einzusetzen 
und einen wirksamen Beitrag zur Ener-
giewende zu leisten.  
In der Festsetzung müsste zwischen der 
„Herstellung von Kompost und seiner 
Folgeprodukte“ einerseits und der 
„energetischen Nutzung von Biomasse“ 
(vgl. dazu den Wortlaut in § 35 Abs. 1 
Nr. 6 BauGB) andererseits unterschie-

 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis. 
 
Die Festsetzung lässt verschiedene 
Arten von Gebäuden zu. Zum einen 
solche zur Nutzung und Verwertung 
von organischen Abfällen zur Herstel-
lung von Kompost und seiner Folge-
produkte (Halbsatz 1) sowie Gebäude 
zur Unterbringung von Technik zur 
Gewinnung von Biogas und deren 
Umwandlung in Wärmeenergie und 
Strom (Halbsatz 2), was durch den 
Zusatz „…insbesondere auch…“ ver-
deutlicht war. 
Die Herstellung von Kompost und die 
Gewinnung von Biogas haben insofern 
miteinander zu tun, dass sowohl Kom-
post als auch Biogas aus organischen 
Abfällen bzw. Bioabfällen gewonnen 
werden können. Beides lässt die Fest-
setzung zu. 
Entsprechend der Begriffsbestimmung 
von Biogas, das für alle Gase steht, die 
durch Vergärung aus Biomasse (im 
vorliegenden Fall organische Abfälle) 
entstehen und die energetisch verwert-
bar sind, wird durch die Festsetzung 
per se keine der aufgeführten Varian-
ten ausgeschlossen. Die Festsetzung 
wird aber abgeändert, um die Zuläs-
sigkeit dieser Varianten klarer zum 
Ausdruck zu bringen. Zudem wird 
nicht mehr auf Abfallarten i.S.d. Ab-
fallverzeichnis-Verordnung AVV ab-
gestellt, da dies ohne weitergehende 
Prüfungen eine Vorwegnahme der 
Zulässigkeit von Vorhaben ergeben 
würde, die noch dezidiert im Rah-
men von immissionsschutzrechtli-
chen Verfahren zu prüfen sind. 
Gleichzeitig erfolgt aber eine Ergän-
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den werden. Die Nutzung von Biomasse 
müsste zudem um die Herstellung von 
Biomethan/LNG/CNG erweitert werden. 

zung der Zulässigkeit von Gebäuden 
und Anlagen zur Veredelung von 
Biogas zu Bio-LNG und Bio-L-CO2. 

Zugleich führt die restriktive Regelung 
zur künftigen Unzulässigkeit der bereits 
immissionsschutzrechtlich genehmigten 
und auch verwirklichten (eigenständi-
gen) Lager- und Umschlaganlage die 
sich – wie die Stadt aus den dazu ge-
führten Diskussionen weiß – auf dem 
Gelände schon heute befindet. Wir wei-
sen darauf hin, dass der Ausschluss 
einer derzeit zulässigen Nutzung dem 
Grunde nach zu Planungsschadenan-
sprüchen gemäß § 42 BauGB führt.  
Namens und im Auftrag unserer Man-
dantin beantragen wir daher eine ent-
sprechende Änderung bzw. Ergänzung 
der textlichen Festsetzungen. 

Zum einen gilt hier grundsätzlich der 
gesetzliche Bestandsschutz sofern es 
nicht zu wesentlichen Änderungen der 
Anlage kommt, zum anderen wird die 
Lager- und Umschlaganlage grundsätz-
lich als vereinbar mit den Festsetzun-
gen zur Art der baulichen Nutzung ge-
sehen. Um die Festsetzung zu konkre-
tisieren, wird die Festsetzung in § 1 
Abs. 2 um Lagerflächen ergänzt. 

 

2. § 1 Abs. 3  
Nach dem zweiten Spiegelstrich dieser 
Bestimmung sind „Anlagen zur thermi-
schen Verwertung von Abfallarten, die 
nicht in Abs. 2 aufgeführt sind“, unzuläs-
sig.  
Diese Festsetzung ist unverständlich. In 
Abs. 2 sind keine „Abfallarten“ aufge-
führt. Der Begriff der Abfallarten ist ge-
setzlich belegt (vgl. die Abfallverzeich-
nis-Verordnung). „Organische Abfälle 
zur Herstellung von Kompost und seiner 
Folgeprodukte“ sind keine Abfallart. 

 
Mit „organischen Abfällen“ waren biolo-
gisch abbaubare Abfälle gemeint, nicht 
explizit eine Abfallart im Sinne der 
AVV. Die Festsetzung wird allerdings 
abgeändert und nicht mehr auf Ab-
fallarten i.S.d. Abfallverzeichnis-
Verordnung AVV abgestellt. 

 

3. § 2 Abs. 1/Planzeichnung  
Der Bebauungsplanentwurf setzt eine 
zulässige Grundflächenzahl von 0,6 fest. 
Dieser Wert ist allerdings schon heute 
überschritten. Zugrunde zu legen ist für 
die Berechnung der Grundflächenzahl 
bekanntlich das Bauland. Die im Bebau-
ungsplanentwurf als Ausgleichsflächen 
(AF1 und AF2) festgesetzten Flächen 
rechnen hierzu nicht. Sie sind einer Be-
bauung nicht zugänglich und daher kein 
Bauland. Von der restlichen Fläche ist 
mit Ausnahme der geringfügigen Erwei-
terungsfläche zwischen den Gärreste-
behältern und der bestehenden Versi-
ckerungseinrichtung (nicht: Regenüber-
laufbecken, dazu später) praktisch alles 
versiegelt. Die insgesamt zulässige GRZ 
von 0,8 (= 0,6 + zulässige Überschrei-
tung für bloß befestigte, aber nicht über-
baute Flächen gemäß § 19 Abs. 4 
BauNVO) ist bereits heute vollständig 
ausgenutzt. Damit ist tatsächlich eine 
Erweiterung auf der sogenannten „Er-

Die Ansicht in der Stellungnahme wird 
nicht geteilt. Der Bebauungsplan setzt 
eine Baufläche mit einer Größe von ca. 
24.845 m² fest, was bei voller Aus-
schöpfung der GRZ I von 0,6 eine 
überbaubare Grundstücksfläche von 
ca. 14.907 m² bedeutet. Die Bestands-
gebäude umfassen nach den der Stadt 
Langenzenn vorliegenden Informatio-
nen dagegen lediglich ca. 6.360 m². 
Der Bebauungsplan ermöglicht dem-
nach eine deutlich höhere Grundfläche 
als diese im Bestand vorhanden ist. 
Hinsichtlich der GRZ II erlauben die 
Festsetzungen eine befestigte Fläche 
von insgesamt 19.876 m², die im Be-
stand versiegelte Fläche beläuft sich 
auf ca. 17.850 m² womit hier ebenfalls 
Erweiterungen in nicht unerheblichem 
Umfang ermöglicht werden. Es stellt 
keine Einschränkung dar, wenn auf 
dieses Plangebiet vergleichbare Maß-
stäbe wie z.B. bei einem Gewerbege-
biet angesetzt werden, wo die GRZ II 
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weiterungsfläche“ gemäß Bebauungs-
plan gar nicht möglich. Die entspre-
chenden Erwägungen – insbesondere 
im Zusammenhang mit Ausgleichspflich-
ten – erweisen sich damit als Etiketten-
schwindel. 

i.d.R. auch bei 0,8 liegt. 

4. § 2 Abs. 2  
Nach vorstehender Bestimmung ist das 
Höchstmaß der Oberkante der Gebäude 
auf 15,0 m über dem Bezugspunkt fest-
gelegt. Damit greift der Bebauungsplan 
unmittelbar in den Betrieb unserer Man-
dantin ein. Denn – auch das ist der 
Stadt Langenzenn bekannt – unsere 
Mandantin ist verpflichtet, die neue der 
TA-Luft umzusetzen. Das bedeutet, 
dass eine Kompostierung im Freien zu-
künftig unzulässig sein wird. Wenn eine 
Kompostierung aber in geschlossenen 
Hallen stattfinden muss, dann muss dort 
die Gelegenheit bestehen, auch ent-
sprechende Lkw zu bewegen und dort 
vor allem zu kippen. Die für organische 

Abfälle häufig eingesetzten Sattelauflie-
ger können aber in einer Halle, deren 
Höchstmaß auf 15 m (gemessen außen 
am First) begrenzt ist, nicht abkippen.  
Die in § 2 Abs. 3 vorgesehene aus-
nahmsweise Zulassungsfähigkeit, wenn 
„dies aus technischen Gründen nicht 
anderweitig möglich ist“, stellt keine 
ernsthafte Option dar. Hier ist schon 
unklar, was der Maßstab sein soll. 
Technisch ist vieles möglich. Nicht jede 
„anderweitige Möglichkeit“ ist allerdings 
auch wirtschaftlich zumutbar. 

 
Für die dargelegte Fallkonstellation 
wäre die Festsetzung einer Gebäude-
höhe von 15 m ausreichend. Da für den 
Straßenverkehr zugelassene Sattelzü-
ge oder -auflieger im voll gekippten 
Zustand i.d.R. unter 10 m Höhe blei-
ben, ist über der lichten Höhe einer 
Halle von 10 m noch ein Dachaufbau 
von 5 m möglich. Bei einer Dachnei-
gung von beispielsweise 15° und einer 
Gebäudebreite von 30 m könnte die 
Festsetzung damit problemlos einge-
halten werden. 
Die grundsätzliche Beschränkung der 
Gebäudehöhe ist zum Schutz des 
Landschaftsbildes erforderlich, mit der 
ausnahmsweisen Zulässigkeit von hö-
heren Gebäudeteilen wird sowohl den 
betrieblichen Erfordernissen, als auch 
dem Landschaftsbild Rechnung getra-
gen. 
Die Festsetzung wurde aber insbeson-
dere im Hinblick auf die schon vorhan-
denen Gebäude- und Anlagehöhen im 
Plangebiet geprüft. So weisen z.B. das 
alte Gärrestelager sowie der Fermenter 
im südlichen Teil des Plangebietes 
bereits Höhen von 17 m über Gelände 
Plangebiet auf. Da dieses in Teilen 
etwas erhöht zur Kreisstraße liegt, die 
ja den Bezugspunkt für die Gebäude-
höhe darstellt, wird es als erforderlich 
angesehen, die zulässige Gebäude-
höhe auf 18 m über Bezugspunkt zu 
erhöhen. Unter Berücksichtigung der 
örtlichen Lage werden gerade vor dem 
Hintergrund, dass im Süden eine ein-
grünende Waldkulisse an einem Hang 
vorhanden ist, Höhen von 18 m auch 
noch als verträglich angesehen. Damit 
kann den betrieblichen Anforderungen 
besser Rechnung getragen werden, ein 
ausreichender Schutz des Land-
schaftsbildes bleibt aber gewahrt. 
Da die zulässige Höhe der Gebäude 
auf 18 m über Bezugspunkt erhöht 
wird, erfolgt aber gleichzeitig eine 
Anpassung der Ausnahme von die-
ser Höhe auf nur noch 10% der zu-
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lässigen Grundfläche. Damit bleiben 
besondere Anlagen oder Anlageteile, 
die aus technischen Gründen diese 
Höhe aufweisen müssen (z.B. Abluftan-
lagen) möglich. 

5. § 3 Abs. 2  
Ungeachtet festgesetzter Baugrenzen 
wird „für die Errichtung von Gebäuden“ 
die An-wendung des Art. 6 BayBO – mit 
anderen Worten die Einhaltung von Ab-
standsflächen – angeordnet. Wofür dies 
gut sein soll, ist weder ersichtlich noch 
verhält sich die Planbegründung dazu. 
Zweck von Abstandsflächen ist die Si-
cherstellung von Belichtung, Beson-
nung, Belüftung und des Wohnfriedens. 
Nichts von alledem spielt innerhalb des 
Geländes eine Rolle. Allerdings ergeben 
sich aus dieser Bestimmung empfindli-
che Beschränkungen des planungs-
rechtlich zulässigen Baurechts. Schon 
der vorhandene Baubestand hält an 
einigen Stellen die Abstandsflächen 
nicht ein. Welche Abstandsflächen ein-
zuhalten sind, ist überdies weder festge-
legt noch gibt die Planbegründung dazu 
etwas her. Nach Art. 6 Abs. 5 BayBO ist 
nämlich zu differenzieren, um welche 
Gebietskategorie es jeweils geht. Für 
Sondergebiete enthält die BayBO keine 
ausdrückliche Anordnung. Weswegen 
die für Wohngebiete geltenden Ab-
standsflächen innerhalb der Anlage ein-
gehalten werden sollen, bleibt ein Ge-
heimnis der Planung. 

 
Entsprechend der Anforderungen des § 
1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB sind die allge-
meinen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die 
Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbe-
völkerung zu berücksichtigen. Das 
BauGB fordert dies explizit auch für die 
Arbeitsverhältnisse, nicht allein nur für 
das Wohnen. Abstandsflächen sind 
demnach nicht nur für Wohnnutzungen 
relevant.  
Dies verdeutlicht auch Art. 6 Abs. 5 
S. 1 BayBO, indem auch für Gewerbe- 
und Industriegebiete Angaben zur er-
forderlichen Tiefe von Abstandsflächen 
angegeben sind. Es wird aber auch die 
atypische Fallgestaltung im vorliegen-
den Fall gesehen. 
Es wird daher an der Anordnung des 
Art. 6 BayBO zwar grundsätzlich fest-
gehalten, es wird jedoch eine Fest-
setzung zur Tiefe der einzuhaltenden 
Abstandsflächen ergänzt. Diese wird 
in Anlehnung an die Regelungen der 
BayBO zu Gewerbe- und Industrie-
gebieten auf 0,2 H, mind. jedoch 3 m 
festgesetzt. Damit werden auch nach-
barschützende Belange gewahrt. Um 
allerdings auch der Fallgestaltung 
mit der Kombination unterschiedli-
cher technischer Anlagen unterei-
nander gerecht zu werden, wird zu-
dem eine Ausnahme davon festge-
setzt. 

 

6. § 5  
Die Regelungen zur Gliederung von 
Gebäudefassaden sind unbestimmt. 
Abgesehen davon stellt sich die Frage, 
wie an den weitgehend bereits errichte-
ten Gebäudefassaden heute noch Glie-
derungen hergestellt werden sollen. In 
vielen Fällen scheidet dies bereits aus 
technischen Gründen schlichtweg aus.  
 
 
 
So recht wird auch nicht klar, warum 
eine – allenfalls ortsgestalterisch zu 
rechtfertigende Festlegung – in einem 
Bereich getroffen werden soll, der nach 

 
Inwiefern die Festsetzung zur Gliede-
rung unbestimmt sein soll, wird in der 
Stellungnahme nicht ausgeführt und 
kann auch nicht nachvollzogen werden. 
Eine nachträgliche Änderung der bauli-
chen Anlagen sieht keine der Festset-
zungen vor, hier gilt der Bestands-
schutz. Die Festsetzungen beziehen 
sich lediglich auf die Neuerrichtungen 
oder Änderungen in mehr als unerheb-
lichem Maße.  
Zur Klarstellung wird auf dem Planblatt 
ein Hinweis aufgenommen, dass der 
Bestand und die Nutzung genehmigter 
Gebäude und Anlagen im genehmigten 
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derselben Bebauungsplanfestsetzung 
zu öffentlichen Verkehrsflächen hin 
blickdicht abgegrenzt werden soll. Ab-
gesehen davon ist unbestimmt, was mit 
„blickdichten Einfriedungen“ in § 5 Abs. 
4 gemeint sein soll. 
 

Umfang durch die Festsetzungen des 
Bebauungsplans nicht beschränkt wer-
den. 
Aufgrund der zulässigen Gebäudehö-
hen ist zu erwarten, dass die Gebäude 
die Einfriedungen um mehrere Meter 
überragen werden und damit trotz der 
geforderten, blickdichten Einfriedung 
und auch der vorhandenen bzw. fest-
gesetzten Eingrünung noch in Erschei-
nung treten werden. Die Fassaden sind 
daher durchaus für das Landschaftsbild 
von Bedeutung. Die Festsetzung ist 
damit aus den oben genannten Grün-
den aus Sicht der Stadt Langenzenn 
durchaus gerechtfertigt. 
Bezüglich der Festsetzung einer blick-
dichten Einfriedung geht bereits aus 
dem Wortlaut hervor, was hiermit ge-
meint ist. In der Begründung ist dies 
weiter ausgeführt. So soll die Einseh-
barkeit des Betriebsgeländes einge-
schränkt werden, um die Erholungs-
funktion des Außenbereichs nicht zu 
beeinträchtigen. 
 

Übersehen wird in dieser Bestimmung 
überdies, dass das Betriebsgelände 
bereits - unter anderen - mit grünem 
Maschendraht eingezäunt ist. Im Übri-
gen entspricht die gerade neu herge-
stellte Umzäunung störfallrechtlichen 
Vorschriften und ist behördlicherseits in 
der derzeitigen Form verlangt worden. 

Vgl. Ausführungen zum Bestands-
schutz oben.  

 

Die in § 5 Abs. 6 erwähnten Freiflächen 
im Sinne des Art. 7 Abs. 1 BayBO sowie 
lediglich unterbaute Flächen im Sinne 
dieser Bestimmung gibt es im Instrukti-
onsgebiet nicht. Freiflächen im Sinne 
des Art. 7 Abs. 1 BayBO sind die nicht 
mit Gebäuden oder vergleichbaren bau-
lichen Anlagen überbauten Flächen der 
bebauten Grundstücke, die wasserauf-
nahmefähig zu belassen oder herzustel-
len und zu begründen oder zu bepflan-
zen sind.  
 
Allerdings ist es eine Forderung der 
Wasserwirtschaft, keine wasseraufnah-
mefähigen Flächen zu belassen oder 
gar herzustellen und zu begründen oder 
zu bepflanzen. Das Gelände ist prak-
tisch über die gesamte Fläche wasser- 
und tlw. mediendicht versiegelt. Dabei 
muss es bleiben, wenn der Betrieb auf-
rechterhalten bleiben soll. 

Die Ansicht in der Stellungnahme wird 
nicht geteilt. Es ist richtig, dass aktuell 
keine unterbauten Flächen vorhanden 
sind, diese könnte es aber zukünftig 
geben. Im Bestand sind im Plangebiet 
aber sehr wohl nicht mit Gebäuden 
oder vergleichbaren baulichen Anlagen 
überbaute Flächen der bebauten 
Grundstücke gemäß Art. 7 Abs. 1 Bay-
BO vorhanden und werden auch künf-
tig aufgrund der maximal zulässigen 
versiegelten Fläche vorhanden sein. 
Die wasserwirtschaftliche Forderung 
von wasser- bzw. mediendichten Flä-
chen für die Flächen auf denen mit den 
entsprechenden Stoffen umgegangen 
wird, sind von der Festsetzung nicht 
erfasst und bleiben unberührt.  
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7. § 6 Abs. 3  
Nach dieser Bestimmung sollen Stell-
plätze, Zufahrten, Wege und Lagerplät-
ze mit wasserdurchlässigen Materialien 
befestigt werden, ausgenommen Flä-
chen, auf denen mit wassergefährdeten 
(gemeint wahrscheinlich: wassergefähr-
denden) Stoffen umgegangen wird oder 
wasserwirtschaftliche Belange entge-
genstehen. Letzteres ist durchweg auf 
dem Betriebsgelände der Fall. Wasser-
wirtschaftlich ist – wie bereits erwähnt – 
eine Vollversiegelung mit wasserun-
durchlässigen (und weitgehend auch 
medienbeständigen) Belägen notwen-
dig. 

 
Es sind wassergefährdende Stoffe 
gemeint, die Festsetzung wird korri-
giert. 
Darüber hinaus wird die Ansicht der 
Stellungnahme jedoch nicht geteilt. 
Flächen, die nicht zwingend wasserun-
durchlässig sein müssen, sollten ent-
sprechend gestaltet sein, um den Ein-
griff in den natürlichen Wasserkreislauf 
nicht weiter als notwendig zu beein-
trächtigen. Stellplätze, die ausschließ-
lich zum Abstellen von privaten Fahr-
zeugen von Mitarbeitenden während 
der Arbeitszeit genutzt werden, können 
in aller Regel auch wasserdurchlässig 
gestaltet sein. An der Festsetzung wird 
daher festgehalten. 

 

8. § 8 sowie Festsetzungen zu Aus-
gleichsflächen  
Die Bebauungsplanfestsetzungen sind 
insofern widersprüchlich und nicht um-
setzbar. Die Pflanzverpflichtung betref-
fend heimische Laubbäume soll sich auf 
die „nicht befestigte Grundstücksfläche“ 
beziehen. Nicht befestigt sind aber nur 
die Ausgleichsflächen AF1 und AF2, das 
Versickerungsbauwerk selbst sowie die 
dazwischenliegende künftige „Erweite-
rungsfläche“. Was genau also der Be-
bauungsplan in der gegebenen Situation 
als „nicht befestigte Grundstücksfläche“ 
gewertet wissen will, ist völlig unklar und 
damit auch nicht zureichend bestimmt. 
In § 5 Abs. 4 ist hingegen vom „Bau-
grundstück“ als Bezugsgröße die Rede. 
Das ist wohl die Gesamtfläche des Be-
triebsgeländes, soweit bebaubar. Dann 
aber stellt die Festsetzung in ihrer Kom-
binatorik Anforderungen an die bereits 
bestehende und bestandsgeschützte 
Nutzung. 
 
 
 
 
 
 
 
Vollkommen offen ist, wie sich die mehr-
fach erwähnte ersatzweise Pflanzung 
von Bäumen auf den zur Verfügung ste-
henden Flächen erfüllen lassen soll. Die 
Ausgleichsflächen stehen hierfür auf-
grund der dort getroffenen spezifischen 
Festsetzungen nicht zur Verfügung. 

Als nicht befestigte Grundstücksfläche 
zählt der Teil der Baufläche, der auf-
grund der Festsetzung der GRZ von 
0,6 bzw. der GRZ II nach § 19 Abs. 4 
BauNVO nicht überbaut bzw. versiegelt 
werden kann. Dazu zählen aktuell aber 
schon Krautsäume im Westen und Sü-
den, die Hecke im Osten oder auch der 
Havariewall. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung, die bei Nichtdurch-
führbarkeit von Baumpflanzungen greift 
(§ 8 Abs. 4), bezieht sich grundsätzlich 
auf die gleiche Bezugsfläche – die nicht 
befestigte Grundstücksfläche, die auch 
bebaubar ist, also das Sondergebiet. In 
dem hier behandelten Absatz wurde 
lediglich ein anderer Begriff gewählt. 
Diese Festsetzungen sollen ein Min-
destmaß an Begrünung im Baugebiet 
sichern. Zum Bestandsschutz siehe 
Ausführungen oben. 
 
 
Bei einer Freihaltung der Bauflächen 
von Bebauung und Versiegelung auf 
20% der Fläche wären dies ca. 
4.970 m². Auf diesen Flächen wären 
die geforderten 10 Baumpflanzungen 
(1 Baum/500 m² nicht befestigte 
Grundstücksfläche) durchaus realisier-
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Weitere freie Flächen zur Anpflanzung 
von Bäumen gibt es nicht, wenn man 
einmal von der sogenannten „Erweite-
rungsfläche“ und dem Geländestreifen 
östlich der Zufahrt absieht. Letzterer ist 
allerdings bereits („blickdicht“) bewach-
sen. 
 
Die in § 8 Abs. 7 vorgesehene Fassa-
denbegrünung ist überwiegend ausge-
schlossen, nämlich überall dort, wo aus 
wasserwirtschaftlichen Gründen medi-
enbeständige und fugendichte Boden-
platten im Anschluss an die bestehen-
den Gebäude hergestellt werden muss-
ten. Der Festsetzung kann realistisch 
nicht Rechnung getragen werden; sie 
erweist sich damit als von vorneherein 
nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In § 8 Abs. 9 wird eine Begrünung von 
mindestens 70% der Dachfläche ange-
ordnet. Das lässt sich für die Be-
standsdächer schon deshalb nicht reali-
sieren, weil es sich hierbei um Satteldä-
cher handelt. Eine Dachbegrünung auf 
Satteldächern (mit den vorhandenen 
Neigungen) ist ausgeschlossen. Auch 
die Statik der Bestandshallen gibt der-
gleichen nicht her. 
 
Abgesehen davon kollidiert diese Anfor-
derung mit der – energiewirtschaftlich zu 
präferierenden – PV-Nutzung, die damit 
faktisch ausgeschlossen würde. Soweit 
§ 8 Abs. 10 auch hier ersatzweise 
Pflanzungen von Bäumen vorsieht, fragt 
sich – wie schon erwähnt – wo jene er-
folgen soll, weil die Flächen dafür im 
Instruktionsgebiet nicht vorhanden sind. 
 
 
 
 
 

bar. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung, wie alle Festsetzun-
gen des Bebauungsplans, greift erst 
bei Neuerrichtungen oder nicht nur 
geringfügiger Änderungen der bauli-
chen Anlagen (Bestandsschutz, vgl. 
Ausführungen oben). Eine nachträgli-
che Fassadenbegrünung wird daher 
nicht gefordert, wäre aber aktuell z.B. 
bei der Westfassade der Komposthalle 
Im Westen oder dem Südgiebel der 
Lagerhalle im Süden grundsätzlich 
möglich. Bei Neubauten kann die For-
derung entsprechend berücksichtigt 
werden, oder – wo diese nicht möglich 
ist – die ersatzweise Bepflanzung (§ 8 
Abs. 4 der textlichen Festsetzungen) 
durchgeführt werden.  
 
Auch für diese Festsetzung gilt der 
bereits mehrfach erwähnte Bestands-
schutz (vgl. Ausführungen oben). Zu-
dem erfolgt diese Festsetzung aus-
schließlich für Flachdächer oder flach 
geneigte Dächer, nicht aber für Dächer 
mit stärkeren Neigungen. Vom aktuel-
len Gebäudebestand weist keines eine 
so geringe Dachneigung auf, dass sie 
begrünt werden müsste 
 
Diese Ansicht wird nicht geteilt. Es ist 
technisch durchaus möglich die Begrü-
nung von Dächern mit der Installation 
von Photovoltaik-Anlagen zu kombinie-
ren. Die Festsetzung schließt daher in 
keiner Weise eine zusätzliche Nutzung 
der Dachflächen zur Energiegewinnung 
mit Photovoltaik-Anlagen aus. 
 
Zu den anderen Punkten vgl. Ausfüh-
rungen oben, wo die Möglichkeiten 
einer Begrünung dargelegt werden. 
 
Wie in der Festsetzung sowie der Stel-
lungnahme ausgeführt, greift die Rege-
lung zur Begrünung von Stellplatzen 
bei deren Errichtung, nicht deren Wei-
ternutzung. Vgl. darüber hinaus die 
Ausführungen zu Bestandsschutz und 



77. Sitzung des Stadtrates vom 10.04.2025  Seite 79 von 135 

Die Vorschrift zur Begrünung im Falle 
der Errichtung von Stellplätzen lässt 
außer Acht, dass diese Stellplätze be-
reits bestehen. Auch insofern greift also 
die Bebauungsplanung in eine bereits 
bestehende und ausgeübte bauliche 
Nutzung ein. Wo die geforderten „groß-
kronigen, standortgerechten und heimi-
schen Laubbäume“ in dem Betriebsge-
lände gepflanzt werden sollen, bleibt – 
wie gesagt - offen. 
 

Baumpflanzungen oben. Zur Klarstel-
lung wird § 7 Abs. 5 S. 1 wie folgt ab-
geändert: „Werden auf dem Grund-
stück mehr als 5 Pkw-Stellplätze errich-
tet, so sind neu errichtete Stellplätze 
mit Gehölzen und Bäumen einzugrü-
nen.“ 
 

9. § 9  
Bei § 9 dürfte es sich schon nicht um 
eine Festsetzung handeln. Tatsächlich 
wird damit lediglich auf die gesetzliche 
Bestimmung in Art. 23 Abs. 1 BayStrWG 
hingewiesen. Allerdings ist dabei außer 
Acht geblieben, dass schon heute die 
Abstände im Benehmen mit dem zu-
ständigen Staatlichen Bauamt in Teilbe-
reichen unterschritten sind. 

Wie in der Begründung ausgeführt, 
handelt es sich hierbei um eine klarstel-
lende Festsetzung, die wie bereits 
mehrfach erwähnt nicht für die Be-
standsgebäude greift. Um aber die 
möglichen Ausnahmen nach Art. 23 
Abs. 2 BayStrWG nicht einzuschrän-
ken, wird diese textliche Festsetzun-
gen in die Hinweise übernommen. 

 

10. § 10  
Die in § 10 angeordneten Ausgleichs-
maßnahmen sind zum einen nicht nach-
vollziehbar, zum anderen grob unver-
hältnismäßig.  
Dem Autor der Festsetzung ist dabei 
§ 1a Abs. 3 S. 6 BauGB aus dem Blick 
geraten. Danach ist ein Ausgleich nicht 
erforderlich, soweit die Eingriffe bereits 
vor der planerischen Entscheidung er-
folgt sind oder zulässig waren. Das ist 
für den gesamten vorhandenen Betrieb 
der Fall. Demgemäß kann Grundlage 
einer Ausgleichsforderung nur dasjenige 
sein, was zukünftig zusätzlich zum Be-
stand realisiert werden kann. Das ist 
eine vergleichsweise geringe Fläche im 
Bereich der Gärrestebehälter im Nor-
den. Ganz sicher sind das nicht 6.000 
m², von denen der Bebauungsplanent-
wurf in der Begründung spricht.  
Tatsächlich werden gemäß § 10 Abs. 2 
Ausgleichsflächen mit einem Umfang 
von 3088 m² (Ausgleichsfläche AF1) 
und weitere knapp 4.000 m² für ein Ei-
dechsenhabitat (Ausgleichsfläche AF2) 
vorgesehen. Verharmlosend spricht der 
Bebauungsplan hier von einer „Überer-
füllung des Ausgleichs“.  
Ausgleich in dieser Größenordnung ist 
schlicht nicht geschuldet. Die Forderung 
findet auch keine Rechtsgrundlage. Eine 
nachvollziehbare und wahrhafte Ermitt-
lung des Ausgleichsbedarfs fehlt voll-

Die Ansicht in der Stellungnahme wird 
nicht geteilt. Die bestehenden Anlagen 
wurden, wie dies dem Umweltbericht 
zu entnehmen ist, als solche bilanziert 
und für diese kein Ausgleichserforder-
nis abgeleitet. Gleichwohl wurden die 
bestehenden Ausgleichsmaßnahmen, 
die in früheren Genehmigungen festge-
setzt wurden, im Bereich der Aus-
gleichsfläche AF1 lokalisiert. Die ge-
ringfügige Abweichung hier zu den in 
den Genehmigungsunterlagen fixierten 
3.000 m² ist auf die Umstellung des 
Koordinaten-Bezugssystems zurückzu-
führen. Festgesetzt wurde mit der Aus-
gleichsfläche AF1 folglich lediglich die 
ohnehin nach der Genehmigungslage 
festgelegten Ausgleichsmaßnahmen. 
Es wird daher hinsichtlich der Be-
standsbebauung nichts gefordert, was 
aufgrund der Genehmigungslage nicht 
ohnehin bereits erfüllt werden muss.  
Allein die Ausgleichsfläche AF2 dient 
der Bewältigung der Eingriffsfolgen 
durch die Erweiterung des Baugebie-
tes. Im Wesentlichen ergibt sich die 
Größenordnung hier aus dem arten-
schutzrechtlichen Bedarf für die Zau-
neidechse. Die Bereiche im Norden, 
die neu als Bauflächen festgesetzt 
werden und aktuell von Zauneidechsen 
besiedelt sind, umfassen ca. 3.600 m² 
Fläche. Die Ausgleichsfläche AF2 weist 
mit 3.905 m² mehr auf, allerdings muss 
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ständig. hier auch berücksichtigt werden, dass 
Teile davon westlich des Versicke-
rungsbeckens liegen, die nur einge-
schränkt für die Zauneidechse nutzbar 
sind. 
Der Vorwurf es fehle eine korrekte Er-
mittlung des Eingriffs bzw. des Aus-
gleichsbedarfs muss aus den oben 
genannten Gründen entschieden zu-
rückgewiesen werden. 

In diesem Zusammenhang ist festzuhal-
ten, dass das sogenannte „Regenrück-
haltebecken“, das nach § 9 Abs. 1 Nr. 
16b BauGB festgesetzt werden soll, in 
Wirklichkeit eine technische Anlage ist, 
nämlich eine geforderte, genehmigte 
und baulich verwirklichte Versicke-
rungsanlage für Niederschlagswasser ist 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB). Als techni-
sches Bauwerk ist sie in der Planzeich-
nung falsch dargestellt. Es handelt sich 
dabei um eine dem Bioenergiezentrum 
zuzurechnende Nebenanlage. 

Bezüglich der Wirksamkeit dieser Fest-
setzung ist es unerheblich, ob diese 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB oder 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 16d BauGB (nicht 
Nr. 16b) erfolgte. Zur Klarstellung 
erfolgt aber in der Legende der 
Planzeichnung die Aufnahme der 
Zweckbestimmung „Versickerungs-
becken“ anstatt von Regenrückhal-
tebecken. 

 

II Festsetzungen durch Planzeichen 
1. Die Planzeichnung ist in sich nicht 
schlüssig. So lässt sie durch Baugren-
zen zwar eine Erweiterung des derzeiti-
gen Verwaltungsgebäudes nach Osten 
hin zu. Tatsächlich ist diese Planung 
insoweit ein Placebo, weil eine solche 
Erweiterung unmöglich ist. Sie würde 
die bestehende Zufahrt überbauen. Je-
ne liegt ihrerseits durch die östlich der 
Zufahrt festgesetzte Fläche für das An-
pflanzen von Bäumen fest und kann 
daher nicht überbaut werden. 

Es handelt sich hier um eine mögliche 
Erweiterung des Bestandsgebäudes 
sowohl in westliche, als auch östliche 
Richtung. Es ist richtig, dass hier die 
Zufahrt zum Areal liegt und auch nur 
hier liegen kann, es besteht aber eben 
auch die Möglichkeit der Erstellung 
einer Durchfahrt (Überbauung nur in 
den oberen Geschossen), die ohne die 
Erweiterung der Baugrenze an dieser 
Stelle nach Osten nicht möglich wäre. 

 

Dadurch, dass es ersichtlich Ziel der 
Bebauungsplanung ist, den Bestand als 
solchen festzuschreiben, nimmt man 
dem Unternehmen zugleich die Mög-
lichkeit flexibel auf die gestiegenen Um-
weltanforderungen zu reagieren. Die 
derzeit im äußersten Süden des Bau-
grundstücks noch betriebene Kompos-
tierung im Freien wird sich mit der be-
hördlicherseits geforderten Anpassung 
der Anlage an die aktuelle TA Luft erle-
digen. Denn danach ist eine Kompostie-
rung grundsätzlich nur noch eingehaust 
zulässig. Das in der Planung vorgese-
hene System der Bauräume lässt die 
Errichtung einer dafür geeigneten Halle 
indes nicht zu. Damit ist das Unterneh-
men existenziell betroffen. 

Der Argumentation kann nicht gefolgt 
werden, eine Einhausung der Kompos-
tierung kann als Ersatzneubau in der 
jetzigen Lage oder als Neubau inner-
halb der Baugrenzen an anderer Stelle 
errichtet werden. Die zeichnerischen 
Festsetzungen ermöglichen hier ver-
schiedene Möglichkeiten.  
Gleichwohl werden auch die betriebli-
chen Notwendigkeiten gesehen. Die 
bisherige Abgrenzung der überbauba-
ren Flächen zielte darauf ab, entlang 
der Kreisstraße im Osten bewusst Zä-
suren zu haben, damit hier nicht ein 
langer Baukörper (z.B. vergleichbar mit 
dem Gewächshaus nördlich des Plan-
gebiets) entsteht, was nachteilig im 
Hinblick auf das Orts- und Land-
schaftsbild gesehen wird. Auch eine 
weitere bauliche Erweiterung nach 
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Westen (im Süden des Versickerungs-
beckens) sollte aufgrund der räumli-
chen Wirkung nicht entstehen. Gerade 
im Süden im Bereich der Kompostie-
rung wäre aber eine Erweiterung der 
Baufenster denkbar und vertretbar. 
Die beiden südlichen Baufenster 
sollen hier zu einem verschmolzen 
werden. Die Anregung wurde damit 
aufgegriffen. 

2. Nur nebenbei merken wir an, dass die 
in der Planzeichnung hinweislich über-
nommenen Baulichkeiten nicht den in 
der Natur bestehenden Zustand wieder-
geben. Das zugrunde gelegte Kataster-
werk ist offenkundig veraltet. Das er-
langt deswegen durchaus praktische 
Bedeutung, weil die Planzeichnung die 
künftigen Baugrenzen teilweise sehr eng 
um den angenommenen Bestand legen. 
Die Planung hat sich offenkundig eine 
Einmessung des tatsächlichen Baube-
standes erspart, greift dafür aber in be-
stehende Baurechte ein. 

Dem Bebauungsplan liegt die zum 
Zeitpunkt der Erstellung aktuellste Kar-
tengrundlage zugrunde. Bei einem Ab-
gleich der in der Flurkarte dargestellten 
Gebäude mit dem Bestand konnten 
keine wesentlichen Abweichungen 
festgestellt werden. Lediglich die con-
tainerartigen Anbauten an der Technik-
halle und einige „mobile“ Silo sind in 
der Flurkarte nicht enthalten, liegen 
aber innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen. Grundsätzlich 
sind für die Gebäudeeinmessung auch 
die Ämter für Digitalisierung, Breitband 
und Vermessung zuständig. 
Es ist jedenfalls nicht nachvollziehbar, 
an welcher Stelle hier in Baurechte 
eingegriffen wird. Ein Eingriff ist nicht 
ersichtlich und wird vom Einwendungs-
führer nicht konkretisiert. 

 

3. Der Bebauungsplanentwurf sieht öst-
lich angrenzend an das Betriebsgelän-
de, und zwar unvermittelt im Nichts be-
ginnend, einen künftig anzulegenden 
Feld- und Waldweg vor. Welchen Sinn 
ein „straßenbegleitender“ Feld- und 
Waldweg ohne jegliche Anbindung ha-
ben soll, erschließt sich nicht. 

Die nicht vorhandene Anbindung des 
Feld- und Waldweges hängt mit der 
Grundstücksverfügbarkeit zusammen. 
Da langfristig eine Wegeverbindung in 
Nord-Süd-Richtung vorgesehen ist, soll 
in diesem Verfahren soweit dies eben 
möglich ist, diese bereits gesichert 
werden. Dieser Weg wurde bereits im 
Rahmen des Flurneuordnungsverfah-
rens so vorgesehen und ist damit nur 
eine bestandssichernde Festsetzung. 
Im Übrigen verläuft innerhalb dieses 
Weges auch eine 20 kV-Erdleitung der 
N-Ergie. 

 

 

III Bebauungsplanbegründung  
Wir haben bereits darauf hingewiesen, 
dass die „Ausgleichsarithmetik“, die in 
dem Entwurf einer Bebauungsplanbe-
gründung bemüht wird, nicht zutrifft. In 
Wirklichkeit zieht die Bebauungsplanung 
die Baugrenzen sehr eng um den Be-
stand und schließt damit Erweiterungen 
im Wesentlichen aus. Allenfalls im Be-
reich westlich angrenzend an die beiden 
bestehenden Gärrestebehälter soll eine 

 
Ziel der Bauleitplanung ist die Siche-
rung des Fortbestandes des bestehen-
den Betriebs sowie die Schaffung von 
gewissen Erweiterungsmöglichkeiten in 
einem verträglichen Maße. Gerade da 
das Gesamtareal sukzessive und unge-
regelt erweitert wurde, sah die Stadt 
Langenzenn hierin ein Planerfordernis. 
Eine weitere, v.a. ungeregelte Erweite-
rung in einer Größenordnung, die ggf. 
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weitere Bebauung noch zulässig sein, 
die an dieser Stelle betriebstechnisch 
voraussichtlich aber nicht realisierbar ist. 
Dabei handelt es sich sicher nicht um 
6.000 m² und zwar auch dann nicht, 
wenn man den orange unterlegten nicht 
bebaubaren Flächenanteil hinzurechnet. 

nachteilige Auswirkungen auf das Um-
feld (Dillenberg als Naherholungsge-
biet, Siedlungsbereich von Keidenzell) 
mit sich bringen könnten, ist städtebau-
lich nicht erwünscht. An der Planung 
wird daher festgehalten. 

Zusammenfassend stellen wir fest, dass 
der Bebauungsplan das angebliche Ziel 
der Stadt, nämlich den Fortbestand des 
bestehenden Betriebs zu sichern sowie 
die Schaffung von gewissen Erweite-
rungsmöglichkeiten in einem verträgli-
chen Maße zuzulassen (so die Planbe-
gründung) deutlich verfehlt. Tatsächlich 
führt die Planung im Wesentlichen zu 
einem Ausschluss von Erweiterungs-
möglichkeiten des Unternehmens und 
greift – im Gegenteil - massiv in bereits 
bestehende und ausgeübte Nutzungen 
ein. Damit ist nicht einmal der Schein 
gewahrt, wonach angeblich eine Be-
standssicherung des Betriebs erreicht 
werden soll. Es lässt sich nicht kaschie-
ren, dass es einzig um den Kampf ge-
gen einen Betrieb geht, der in vorbildli-
cher Weise die Ziele der Kreislaufwirt-
schaft umsetzt und zugleich – ebenso 
vorbildlich – erneuerbare Energien her-
stellt. Tatsächlich gibt es in Bayern we-
nige Standorte, die aufgrund ihrer Lage 
und Eigenart derart prädestiniert sind, 
die von allen politischen Parteien vehe-
ment geforderte Energiewende auch 
tatsächlich umzusetzen. All das wird hier 
aber aus vorgeschobenen Gründen – 
einem lokalpolitischen Sankt Florians-
prinzip gehorchend - bereitwillig geop-
fert. 

Die Ansicht in der Stellungnahme kann 
nicht nachvollzogen werden. Es wer-
den weder Erweiterungsmöglichkeiten 
ausgeschlossen noch ausgeübte Nut-
zungen eingeschränkt. Es wird viel-
mehr unter Berücksichtigung der rele-
vanten Belange eine planungsrechtli-
che Grundlage für den Fortbestand des 
Betriebes geschaffen. 
Es liegt in der Natur der Dinge, dass es 
hier Zielkonflikte zwischen den privaten 
Belangen (insbesondere betriebswirt-
schaftliche Belange) und der öffentli-
chen Belange mit Immissions- und 
Landschaftsschutz, aber natürlich auch 
der Sicherstellung der Entsorgungssi-
cherheit in Bezug auf Biomüll gibt. Die 
Stadt versucht mit der vorliegenden 
Planung diese widerstreitenden Belan-
ge untereinander und gegeneinander 
gerecht abzuwägen und sieht hierin 
auch einen gelungenen Kompromiss, 
der allen gerecht werden kann. 

 

Aus den vorstehenden Gründen muss 
sich unsere Mandantin auch gegen die 
entsprechende Änderung des Flächen-
nutzungsplans wenden. Sie erweist sich 
ebenfalls als unzureichend. 

Aufgrund der fehlenden Erläuterung, 
weshalb die Flächennutzungsplanän-
derung unzureichend sein soll, kann 
hierzu keine Äußerung erfolgen. 

 

 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat stimmt den oben aufgeführten Abwägungsvorschlägen zur 21. Änderung des 
Flächennutzungsplanes sowie Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 80 "Westlich der De-
berndorfer Straße" im Parallelverfahren zu.  
 
einstimmig beschlossen Dafür: 20  Dagegen: 0    
 
 

3.2. 21. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie Aufstellung des Be-
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bauungsplanes Nr. 80 "Westlich der Deberndorfer Straße" im Parallel-
verfahren; 
hier: Billigungs- und Auslegungsbeschluss 

 
Sachverhalt: 
 
Der Stadtrat der Stadt Langenzenn hat in der Sitzung vom 09.03.2022 den Aufstellungsbe-
schluss zur 21. Änderung des Flächennutzungsplans sowie des Bebauungsplans Nr. 80 
„Westlich Deberndorfer Straße“ beschlossen.  
 
In der Sitzung des Stadtrates vom 20.07.2023 wurde die Änderung des Geltungsbereichs 
des Bebauungsplans sowie der Änderung des Flächennutzungsplans (hier. Erweiterung der 
Geltungsbereiche) und damit die Anpassung des Aufstellungsbeschlusses beschlossen.  
 
Da in der Sitzung vom 09.03.2022 gleichzeitig schon beschlossen wurde, dass die Verwal-
tung mit der Durchführung der Vorentwürfe und der Durchführung der frühzeitigen Beteili-
gungen nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB sowie mit der Abstimmung der Nachbarge-
meinden nach § 2 Abs. 2 BauGB beauftragt wird, erfolgte in der Sitzung des Stadtrates am 
09.11.2023 lediglich die Vorstellung der erarbeiteten Vorentwürfe mit Kenntnisnahme. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit zum Vorentwurf des Bebauungsplans und der 
21. FNP-Änderung nach § 3 Abs. 1 BauGB fand vom 04.12.2023 bis einschließlich 
18.01.2024 statt. Es gingen sechs Stellungnahmen ein. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 
Abs. 1 BauGB, sowie die Abstimmung mit den Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB 
erfolgte mit Anschreiben vom 04.12.2023, dabei wurde um Stellungnahme ebenfalls bis zum 
18.01.2024 gebeten. 
 
In der Folgezeit wurden die Anregungen aus den Stellungnahmen geprüft und noch ein im-
missionsschutztechnisches Gutachten bezüglich des Verkehrs- und Gewerbelärms erstellt. 
Über das Plangebiet wird eine sog. Emissionskontingentierung gelegt. Durch eine Festset-
zung von Obergrenzen für Schallemissionen soll gewährleistet werden, dass Schallimmissi-
onen an schutzwürdigen Immissionsorten in der Umgebung die einschlägigen Richt- und 
Grenzwerte einhalten. 
 
Diese Punkte wurden in die Planunterlagen eingearbeitet. Ferner erfolgen Anpassungen und 
Ergänzungen der Planung aufgrund der eingegangenen Stellungnahmen aus der frühzeiti-
gen Beteiligung. 
 
Wesentliche Änderungen bestanden in: 

- Anpassung der Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung (zum einen aufgrund 
Emissionskontingentierung, aber auch Zulassung der Erzeugung von Bio-LNG) 

- Anhebung der zulässigen Gebäudehöhe um 3 m auf nun 18 m über Bezugspunkt 
(Deberndorfer Straße) 

- Neue Festsetzung zu Abstandsflächen (orientiert an Gewerbegebieten mit Ausnah-
men) 

- Erweiterung der überbaubaren Grundstücksflächen im Süden 
 
Das beauftragte Planungsbüro GSP Landschaftsarchitektur & Stadtplanung, Nürnberg, hat 
die Entwürfe der 21. Änderung des Flächennutzungsplans sowie des Bebauungsplans Nr. 80 
„Westlich Deberndorfer Straße“ jeweils mit Umweltbericht angefertigt.  
 
Die entsprechenden Unterlagen wurden zur Einsichtnahme in das Ratsinformationssystem 
eingestellt. 
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Das Bauleitplanverfahren kann mit diesen Planunterlagen fortgeführt werden.  
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat der Stadt Langenzenn billigt die Entwürfe zur 21. Änderung des Flächennut-
zungsplanes sowie zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 80 „Westlich der Deberndorfer 
Straße“ in der Fassung vom 07.04.2025 und beschließt die Öffentliche Auslegung nach § 3 
Abs. 2 BauGB. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die Beschlüsse ortsüblich bekannt zu machen.  
 
Die Verwaltung und das Planungsbüro GSP Landschaftsarchitektur & Stadtplanung, Nürn-
berg, werden weiter damit beauftragt, die Beteiligung der betroffenen Behörden und sonsti-
ger Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB sowie die Abstimmung mit den 
Nachbargemeinden durchzuführen und dem Stadtrat die Stellungnahmen zur weiteren Be-
schlussfassung zuzuleiten.  
 
einstimmig beschlossen Dafür: 21  Dagegen: 0    
 

3.3. 24. Änderung des Flächenutzungsplanes sowie Aufstellung des Be-
bauungsplan Nr. 84 "FF-PV-Anlage Kirchfembach am Oberfembacher 
Weg mit integriertem Grünordnungsplan“ im Parallelverfahren; 
hier: Abwägung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 

 
Sachverhalt: 
 
Der Stadtrat der Stadt Langenzenn hat in seiner Sitzung am 12.10.2023 die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 84 „FF-PV-Anlage Kirchfembach am Oberfembacher Weg“ beschlos-
sen.  
 
Der Aufstellungsbeschluss wurde am 24.10.2023 ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Die förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit zum Entwurf des Bebauungsplans nach § 3 
Abs. 2 BauGB fand vom 09.12.2024 bis einschließlich 24.01.2025 statt.  
 
Es gingen keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit ein. 
 
Die förmliche Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 
Abs. 2 BauGB, sowie die Abstimmung mit den Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB 
erfolgte mit Anschreiben vom 09.12.2024, dabei wurde um Stellungnahme bis zum 
24.01.2025 gebeten. 
 
Keine Stellungnahme ging im Beteiligungsverfahren ein von: 
 

 Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung 

 Amt für Ländliche Entwicklung  

 Bayerischer Bauernverband 

 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

 BDS Gewerbeverband Bayern 

 Bundesamt für Immobilienaufgaben 

 CSG GmbH 

 Deutsche Bahn AG 

 Fischereiverband Mittelfranken 

 HBE Handelsverband Bayern e.V. 

 Kreisheimatpfleger 
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 Kreisjugendring Fürth-Land 

 Landesamt für Finanzen Dienststelle Würzburg 

 Landesbund für Vogel- und Naturschutz in Bayern e.V. 

 Markt Wilhelmsdorf 

 N-ERGIE Netz GmbH 

 Staatliches Schulamt 

 Staatliches Bauamt Nürnberg – Straßenbau 

 Stadt Langenzenn Liegenschaftsamt 

 Stadt Langenzenn Klima- und Umweltkoordination 

 Verkehrsbund Großraum Nürnberg GmbH 

 Verwaltungsgemeinschaft Veitsbronn / Seukendorf 

 Verwaltungsgemeinschaft Hagenbüchach-Wilhelmsdorf 
 

 
Keine Anregungen bzw. keine Betroffenheit wurden in folgenden Stellungnahmen geltend 
gemacht: 
 

 Bundeswehr 

 Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung,  

 Gemeinde Großhabersdorf, S 

 Gemeinde Puschendorf 

 Handwerkskammer für Mittelfranken 

 Ingenieurbüro Miller, Nürnberg 

 IHK Nürnberg 

 Immobilien Freistaat Bayern 

 Infra Fürth GmbH 

 Markt Cadolzburg  

 Markt Emskirchen 

 Pledoc 

 Regierung Mittelfranken – Gewerbeaufsichtsamt 

 Regierung von Mittelfranken, Luftamt Nordbayern 

 Regierung von Oberfranken Bergamt Nordbayern  

 TenneT TSO 

 Vodafone  

 Zweckverband Wasserversorgung – Fränkischer Wirtschaftsraum 

 Zweckverband zur Wasserversorgung Dillenberggruppe 
 
Es wurden folgende Stellungnahmen mit Anregungen abgegeben: 
 
Hinweis: 
 

 In der Regel gingen für die 24. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie der Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. 84 „FF-PV-Anlage Kirchfembach Am Oberfemba-
cher Weg“ gemeinsame Stellungnahmen ein, so dass eine gemeinsame Beratung 
und Abstimmung durchgeführt wird 
 

 Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss hat in seiner Sitzung am 25.03.2025 fol-
gende Beschlüsse einstimmig empfohlen:  

 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Fürth-Uffenheim 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis 
Bereich Landwirtschaft  

Landwirtschaftliche Belange sind durch den 
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Verlust an Kulturflächen im Umfang von 
knapp 7 ha betroffen. Allerdings handelt es 
sich vermutlich um die FlurNr. 405 in der 
Gemarkung Kirchfembach und nicht um die 
FlurNr. 450 (wie in Begründung A7.2 
Räumlicher Geltungsbereich) aufgeführt. 
Der Verlust an diesen Anbauflächen sollte 
im Interesse der Aufrechterhaltung der 
regionalen Produktion und mit Blick auf die 
Versorgung der Bevölkerung mit regional 
erzeugten Nahrungsmitteln möglichst auf 
das unbedingt notwendige Maß begrenzt 
werden. 

Der Verlust von Kulturflächen schwächt die 
Leistungsfähigkeit und die Entwicklungs-
möglichkeiten der betroffenen landwirt-
schaftlichen Betriebe. Adäquater Ersatz für 
verlorene Flächen sind auf dem Kauf- und 
Pachtmarkt nur mehr sehr schwer zu be-
kommen. Um den Verlust landwirtschaftli-
cher Nutzflächen so gering wie möglich zu 
halten, ist in den Planungen deshalb ein 
sparsamer Umgang mit Grund und Boden 
angezeigt. Hierzu verweisen wir auch auf 
Punkt 5.4.1 (Erhalt land- und forstwirt-
schaftlicher Nutzflächen) im Landesent-
wicklungsprogramm (LEP) Bayern und auf 
das erklärte politische Ziel in Bayern, den 
Flächenverbrauch deutlich zu verringern.  

Gemäß der vorliegenden Planung soll der 
naturschutzrechtliche Eingriff mit planinter-
nen Ausgleichsflächen ausgeglichen wer-
den. Aus unserer Sicht ist erneut zu prüfen, 
ob unter Maßgabe des „Rundschreben PV-
Freiflächenanlagen – bauplanungsrechtli-
cher Eingriffsregelung“ vom 05.12.2024 des 
Baye-rischen Staatsministeriums für Woh-
nen, Bau und Verkehr überhaupt ein natur-
schutzrechtlicher Ausgleich erforderlich ist. 

Ein artenschutzrechtlicher Ausgleich wird 
auf dem Grundstück FlurNr. 390 in der 
Gemarkung Kirchfembach vorgesehen. 
Dabei handelt es sich um eine landwirt-
schaftliche Nutzfläche. Bei der Auswahl der 
Flächen und der Umsetzung der Kompen-
sationsmaßnahmen ist aus unserer Sicht 
zu beachten, dass diese Flächen bezüglich 
ihrer Flächenform, -größe und Art der Ein-
schränkungen für die Landwirtschaft wei-
terhin zu bewirtschaften bleiben  

(z.B. produktionsintegrierte Kompensati-
onsmaßnahmen - PIK). Ansonsten gehen 
der Landwirtschaft über die tatsächlichen 
Bauflächen hinaus zusätzliche Flächen für 
Ausgleichsmaßnahmen verloren. Deshalb 
empfehlen wir die Umsetzung der Planung 
in enger Abstimmung mit den Eigentümern 
und den Bewirtschaftern der Flächen, um 
die Bedürfnisse der Landwirte mit einzubin-
den.  

Die Bedenken werden nicht geteilt. 

Die Stadt Langenzenn verfügt über einen 
Kriterienkatalog (03.02.2022) zur Auswei-
sung von Freiflächenphotovoltaikanlagen 
im Stadtgebiet Langenzenn. Entsprechend 
des Kriterienkatalogs ist die Fläche für die 
Nutzung einer Freiflächen-PV-Anlage ge-
eignet. Die gemittelte Bodenbonität im 
Plangebiet liegt unter dem Wert 40,00. 

Die Anregung einer Mehrfachnutzung durch 
Agri-PV wird aufgrund der schlechten Flä-
chenrentabilität nicht geteilt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Anregung wird gefolgt. 

Die Aussagen des „Rundschreiben PV-
Freiflächenanlagen – bauplanungsrechtli-
cher Eingriffsregelung“ vom 05.12.2024 des 
Bayerischen Staatsministeriums für Woh-
nen, Bau und Verkehr“ zur Ausgleichsver-
pflichtung werden geprüft und entspre-
chend für die vorliegende Bauleitplanung 
dargestellt. 

 

 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Innerhalb der saP wurden konkrete Anga-
ben zum artenschutzrechtlichen Ausgleich 
gegeben. Die Vorgaben der saP werden 
durch die festgesetzte artenschutzrechtli-
che Maßnahme eingehalten.  
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Aus denselben Gründen sollte grundsätz-
lich erwogen werden, ob eine Mehrfachnut-
zung (z. B. Agriphotovoltaik) an diesem 
Standort möglich wäre. Hierdurch würde 
der Flächenverbrauch an landwirtschaftli-
cher Nutzfläche wesentlich verringert.  

Bereich Forsten  

Vom o.g. Vorhaben ist Wald i.S.d. § 2 Bun-
deswaldgesetz (BWaldG) i.V.m. Art. 2 Abs. 
1 Bayerisches Waldgesetz (BayWaldG) 
indirekt betroffen.   

An das Vorhaben grenzt im Norden Wald 
an. Erfahrungsgemäß erreichen Waldbäu-
me im hiesigen Bereich Baumhöhen von 
25-30 m. Innerhalb dieser Baumfallzone 
besteht für bauliche Anlagen im Falle eines 
Umsturzes von Bäumen ein erhöhtes Risi-
ko für Menschen, Gebäude und Sachwerte. 
Der Abstand des geplanten „Sondergebiet 
Photovoltaik“ zu dem benachbarten Wald-
bestand beträgt insbesondere im Norden 
weniger als 30 m und liegt somit im Fallbe-
reich des benachbarten Waldbestandes. 
Für die in der Nähe befindliche Photovolta-
ikanlage ist deshalb eine potenzielle Ge-
fährdung durch umstürzende Bäume und 
herabfallende Äste gegeben.  

Aufgrund der oben geschilderten Problema-
tik bestehen aus forstlicher Sicht somit 
Bedenken gegenüber dem o.g. Vorhaben. 
Wir bitten darum, unsere fachlichen Ein-
wendungen bei der Abwägung im Zuge des 
Genehmigungsprozesses angemessen zu 
berücksichtigen. 

 

Hinweis: Wir weisen darauf hin, dass sich 
durch die am Waldrand gelegene Bebau-
ung für die angrenzenden Waldbesitzer 
dauerhaft erhebliche Mehrbelastungen 
ergeben. Diese setzen sich wie folgt zu-
sammen:  

• Bewirtschaftungserschwernisse, u. a. in 
Form von erhöhten Sicherheitsaufwendun-
gen bei grenznahen Baumfällungen,  

• regelmäßige Sicherheitsbegänge auf-
grund einer erhöhten Verkehrssicherungs-
pflicht  

• ein höheres Haftungsrisiko bei etwaigen 
Sach- oder Personenschäden.  

Auf diese Mehrbelastungen sollten die an-
grenzenden Waldbesitzer hingewiesen 
werden. Wir bitten aus diesem Grund drin-
gend darum, den Besitzer des angrenzen-
den Waldgrundstücks auf seine Rechte und 
Pflichten, insbesondere zur erhöhten Ver-
kehrssicherungspflicht ausdrücklich hinzu-

 

 

 

 

 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Nutzung der Anlage als Agri-PV-Anlage 
wurde geprüft. Aus Gründen der Rentabili-
tät wurde sich gegen eine kombinierte Nut-
zung als Agri-PV-Anlage entschieden. 

 

 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Der nördliche Teil des Plangebietes besitzt 
ein Gefälle Richtung Norden. Die Einfrie-
dung der PV-Anlage (Zaunanlage) besitzt 
an der schmalsten Stelle zu Waldflächen 
einen Abstand von 9,9 m. Zusätzlich befin-
den sich die ersten Modultische ca. 5 m von 
der Einfriedung entfernt. Aufgrund der vor-
herrschenden topografischen Situation 
sowie den aktuell bestehenden Abständen, 
wird die Gefahr von Sach- und Personen-
schäden durch umstürzende Bäume als 
sehr gering eingeschätzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Anregung wird gefolgt. 

Der Waldbesitzer wird durch die Stadt Lan-
genzenn über seine Rechte und Pflichten, 
insbesondere zur erhöhten Verkehrssiche-
rungspflicht hingewiesen. Grundsätzlich 
obliegt die Verkehrssicherungspflicht dem 
Waldbesitzer, unabhängig vom vorliegen-
den Bebauungsplan, auch gegenüber un-
bebauten Nachbargrundstücken sowie der 
öffentlichen Verkehrsfläche. 
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weisen.  

Um Abdruck des Abwägungsergebnisses 
unter Angabe des Aktenzeichens an post-
stelle@aelf-fu.bayern.de  wird gebeten. 

 

 

 

 

 

 
Landesjagdverband Bayern, Jägerschaft Fürth Stadt und Land e.V. 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis 

In dieser Stellungnahme beziehen wir 
uns nicht auf die rechtlichen Auswir-
kungen im Verhältnis Jagdgenossen-
schaft, Jagdpächter und den evtl, resul-
tierenden Folgen durch die Befriedung 
der vorgesehenen Flächen. Der An-
spruch auf Stellungnahme bzw. Mit-
sprache der Jägerschaft bei der Gestat-
tung von Ausgleichsflächen außerhalb 
der Einfriedung ergibt sich auf alle frei-
lebenden Haar- und Federwildarten die 
dem Jagdrecht unterstehen. Mit gro-
ßem Interesse haben wir die vorliegen-
de Planung bzw. das Entwicklungskon-
zept geprüft und würden gerne aus 
unserer Sicht folgende Verbessernngs- 
bzw. Änderungsvorschläge einbringen. 
Zu Punkt 8.2 Grünordnung Mäh- und 
Mulchmaßnahmen sollten weder im 
Innen- als auch im Außenbereich nicht 
in der Zeit vom 1.März bis Mitte Juli und 
nicht vom 1.Oktober bis Mitte Februar 
durchgeführt werden. Ansonsten gibt es 
zu den naturschutzrechtlichen Aus-
gleichsmaßnahmen keine Einwendun-
gen. Zusätzlich schlagen wir vor, in der 
Umzäunung Rehwild-Durchschlupfe, 
gemäß beiliegender Zeichnung und 
Markierung im Lageplan, vorzusehen. 
Abschließend regen wir an, wenn es 
zur Ausführung bzw. Umsetzung 
kommt, mit der örtlichen Jägerschaft 
zur Abstimmung im Detail Kontakt auf-
zunehmen. Gerne stehe auch ich, mit 
meiner langjährigen praktischen Erfah-
rung in der Niederwildhege, beratend 
zur Verfügung 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 
 
Die Begründung zum Bebauungsplan 
wird um Aussagen zu geeigneten 
Mahdterminen ergänzt. Innerhalb des 
Plangebietes gilt ein generelles Mulch-
verbot. Anfallendes Mähgut ist von der 
Fläche abzutransportieren. 
Rehwild Durchschlüpfe werden nicht 
eingeplant, da eine Beweidung der Flä-
che durch Schafbeweidung nicht aus-
geschlossen werden soll. 
 
 
 
 

 

 
Bund Naturschutz Langenzenn + Kreisgruppe Fürth-Land 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis 

Der Bund Naturschutz, Kreisgruppe 
Fürth-Land und Ortsgruppe Langen-
zenn bedankt sich für die Beteiligung 
am oben genannten Verfahren und 

Den Anregungen wird teilweise ge-
folgt. 
 
Der Abstand von Zaununterkante zum 

 

mailto:poststelle@aelf-fu.bayern.de
mailto:poststelle@aelf-fu.bayern.de
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nimmt im Namen des Landesverban-
des wie folgt Stellung: 
Der Bund Naturschutz in Bayern e.V. 
stimmt bei Berücksichtigung nachfol-
gender Bedingungen zu:  
• Der Abstand von Unterkante Zaun 
zum Gelände sollte 20cm, anstatt wie 
geplant 15 cm betragen.  
• Kein Einsatz von Chemikalien zur 
Modulreinigung  
• Bei Anlagen dieser Größenordnung 
(hier 6,9 ha) sollte vom Betreiber ein 
biologisches Monitoring mit Kartierung 
von Zielarten im ersten, dritten und 
fünften Betriebsjahr sowie alle weite-
ren 5 Jahre zur Einhaltung der Zielset-
zungen erfolgen. Die Ergebnisse sol-
len der Unteren Naturschutzbehörde 
(auch für die Einpflege in die Daten-
banken des Landesamtes für Umwelt), 
den Naturschutzverbänden und dem 
Landschaftspflegeverband zur Verfü-
gung gestellt werden.  
 
Weiterhin bitten wir noch um Auskunft 
zur Führung und den verbundenen 
Auswirkungen des erforderlichen Ein-
speiseanschlusses. Wir gehen davon 
aus, dass die Einwendungen geprüft 
und entsprechend berücksichtigt wer-
den. Wir bitten Sie, uns einen Proto-
kollauszug des Beschlussbuches über 
die Behandlung der Stellungnahme 
zukommen zu lassen. 

Gelände wird auf 20 cm erhöht. Die 
Begründung wird um eine Aussage 
zum Verbot von chemischen Reini-
gungsmitteln ergänzt. Ein biologi-
sches Monitoring wird nicht festge-
setzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird nicht gefolgt. 
Die Verlegung des Einspeisean-
schlusses wird voraussichtlich über 
Flächen der Stadt Langenzenn ge-
führt. 
 
Die Betrachtung des Ausbaus des 
Einspeiseanschlusses ist nicht Teil 
der vorliegenden Planung 

 
LBV - Landesbund für Vogel- und Naturschutz, Nürnberg 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis 

Der LBV - Landesbund für Vogel- und Na-
turschutz in Bayern hat zu dem Verfahren 
bereits in einer früheren Beteiligungsrunden 
Stellung bezogen. Wir bedanken uns für die 
Berücksichtigung unserer Anmerkungen 
und begrüßen die Vorlage einer ausführli-
chen speziellen artenschutzrechtlichen Prü-
fung (saP).  
Während wir den Planungen folgen können 
und dem Ausbau der Solarenergie im Rah-
men der Energiewende als Verband positiv 
gegenüberstehen, halten wir die CEF-
Maßnahme für die zu ersetzenden Feldler-
chenreviere am Planungsstandort für unge-
eignet. Feldlerchenvorkommen auf Acker 
kann wirksam nur durch entsprechende 
Maßnahmen auf Acker ausgeglichen wer-
den. Die hier angedachte Grünlandmaß-

Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
Innerhalb der durchgeführten saP 
wurden durch eine fachkundige 
Person (Biologe) mögliche Maß-
nahmen zur Überwindung arten-
schutzrechtlicher Konflikte darge-
stellt. Die festgesetzte CEF-
Maßnahme entspricht den Vorga-
ben der saP und wird als funkti-
onsfähig angesehen. 
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nahme funktioniert nur in Regionen, in de-
nen noch Feldlerchenpopulationen im Grün-
land vorkommen. Im Umfang des Standor-
tes ist dies nach Kenntnis des LBV nicht der 
Fall. Um hier Prognosesicherheit zu geben 
und ein Eintreten des Verbotstatbestandes 
zu verhindern, sollte daher auf eine andere 
CEF-Maßnahme aus dem Vollzugsschrei-
ben (UMS) „Maßnahmenfestlegung für die 
Feldlerche im Rahmen der speziellen arten-
schutzrechtlichen Prüfung (saP)“ ausgewi-
chen werden. 

 
Landratsamt Fürth, Zirndorf 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis 

 
BP + Grünordnungsplan: 
 
Abteilung 4 - SG 42 - Naturschutz Technik: 
 
Der Abstand von der geplanten PV-Anlage 
zum 2. Brutpaar der Feldlerche konnte vom 
Kartierbüro nicht eindeutig ausgemacht 
werden. Nach dessen Angaben liegt das 
Revier zwischen 50-100m vom Eingriffsort 
entfern. Dementsprechend ist der geringste 
Abstand von 50m als worst-case anzuneh-
men. Aufgrund des zu geringen Abstandes 
zur geplanten PV-Anlage ist ein zweites 
Brutrevier auszugleichen. Die CEF-
Maßnahmen für die Feldlerche sind anzu-
passen. 
 
Es sind CEF-Maßnahmen für die Feldlerche 
zu ergänzen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abteilung 4 - SG 41 AB 412 –  
Wasserrecht/Bodenschutz/Altlasten: 
 
Mit der vorgelegten Bauleitplanung besteht 
seitens des AB 412 Einverständnis.  
 
Auf die Stellungnahmen im vorangegange-

 
 
 
Der Einwendung wird nicht ge-
folgt. 
 
Innerhalb der saP wurde die Be-
troffenheit eines Feldlerchenbrut-
paares festgestellt. Zur Kompen-
sation wurde eine Maßnahme 
festgesetzt, welche entsprechend 
der saP eine geeignete Maßnah-
me zur artenschutzrechtlichen 
Kompensation darstellt. Entspre-
chend der Aussagen des Biologen 
(saP,2024) lautet es „Nur das 
nördliche Brutpaar ist von der 
Maßnahme vollumfänglich betrof-
fen. Das südliche Feldlerchen-
Paar kann bei Einhaltung der 
Maßnahme V4 (Begrenzung des 
Höhenaufwuchses der Hecke am 
Südrand des Vorhabengebiets) 
die Brutaktivität weiter südlich fort-
führen“. Die festgesetzte Maß-
nahme V4 wird eingehalten, da 
das Plangebiet nicht mittels Ge-
hölzen Richtung Süden eingegrünt 
wird.  
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
Keine Abwägung erforderlich. 
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nen Verfahren wird verwiesen. 
 
Allgemeine Hinweise: 
Sollte Grundwasser (Bauwasserhaltung) 
während der Bauzeit abgesenkt werden, so 
bedarf dies gemäß Art.  
70 Abs. Nr. 3 BayWG einer wasserrechtli-
chen Erlaubnis. 
Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass eine 
dauerhafte Grundwasserabsenkung nicht 
genehmigungsfähig  
ist, ggf. sind die Keller in wasserdichten 
Wannen auszuführen. 
Bodenschutz: 
Die Grundstücke im Plangebiet sind derzeit 
nicht im Kataster nach Art. 3 Bayerisches 
Bodenschutzgesetz  
enthalten. Wir weisen jedoch darauf hin, 
dass das Altlastenkataster keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit  
erhebt und eine Altlastenfreiheit nicht ga-
rantiert werden kann. 
Sollten bei Eingriffen in den Untergrund 
organoleptische Auffälligkeiten festgestellt 
werden, sind unverzüglich das Landratsamt 
Fürth und das Wasserwirtschaftsamt Nürn-
berg zu informieren. Das Wasserwirt-
schaftsamt Nürnberg ist zu hören und des-
sen Stellungnahme gegebenenfalls zu be-
achten. 
 
Abteilung 4 - SG 42 - Naturschutz Technik:  
 
Begründung: 
Zu A. 7.2 
Um die Biodiversität auf der Fläche zu för-
dern wird empfohlen Totholz- und Le-
sesteinhaufen anzulegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu A. 7.4 
Die GRZ für den Solarpark beträgt 0,75. Die 
Versiegelung durch die Punktfundamente 
spielt hinsichtlich der korrekten Anwendung 
der Eingriffsregelung keine Rolle. Entschei-
dend ist die Fläche, welche mit Modulen 
überschirmt wird und dies soll hier zu 75 % 
der Fall sein. Die GRZ gibt die Schwere der 
Beeinträchtigungen von Natur und Land-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Die Notwendigkeit zur Anlage von 
Lesesteinhaufen wird nicht gese-
hen. Entsprechend der saP wur-
den keine Reptilien im Umfeld des 
Plangebietes nachgewiesen. Dar-
über ist vor Ort kein autochthones 
Steinmaterial vorhanden, welches 
zur Umsetzung der angeregten 
Maßnahme verwendet werden 
könnte 
 
 
 
Der Einwendung wird nicht ge-
folgt. 
Innerhalb der Begründung zum 
Bebauungsplan wird sich in Bezug 
auf die naturschutzfachliche Ein-
griffsreglung auf das Bayerischen 
Staatsministerium für Wohnen, 
Bau und Verkehr „Hinweise zur 
Bau- und landesplanerischen Be-
handlung von Freiflächen-
Photovoltaikanlagen“ (2021) be-
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schaft für das gesamte Sondergebiet an 
und zeigt das Maß der baulichen Nutzung 
an. Im vorliegenden Fall ist eine Überbau-
ung von 75 % der Fläche mit Solarmodulen 
möglich. Die Beeinträchtigung des Natur-
haushaltes beinhaltet nicht nur den Eingriff 
in das Schutzgut Boden durch Versiege-
lung, sondern auch den Lebensraumverlust 
für Tiere und Pflanzen, die Auswirkungen 
auf Klima und Luft. Bei einer Überschir-
mung von 75 % der Fläche wird die Versi-
ckerungsleistung eingeschränkt, vor allem  
die Niederschlagsverteilung verändert sich 
stark. In der Regel sind die Bereiche unter 
den Modulen, vor allem bei engem Reihen-
abstand (hohe GRZ) trockener und die 
Entwicklung einer Vegetation ist einge-
schränkt durch die Verschattung und die 
geänderte Niederschlagsverteilung. Die 
GRZ gibt das Maß der baulichen Nutzung 
für das gesamte Sondergebiet an und ent-
spricht damit dem Beeinträchtigungsfaktor 
für die zu überbauende Fläche. Der Aus-
gleichsbedarf ist anhand der GRZ, welche 
für das Sondergebiet gilt, zu ermitteln. Die 
Versiegelung durch die Punktfundamente 
ist hierbei unbeachtlich. Dementsprechend 
ist die Berechnung anzupassen und der 
Ausgleich zu ermitteln. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu A. 7.10 
Das Mulchen der Fläche ist verboten. Dies 
ist auch in die Festsetzungen mit aufzu-
nehmen. Bei der Beweidung ist eine exten-
sive Beweidung ohne Zufütterung (ausge-
nommen Lockmittel) festzulegen um Nähr-
stoffeinträge in die Fläche zu vermeiden. 
 
Hinweise: 
 
Die Module dürfen nur mit Wasser gereinigt 
werden. Da die Fläche evtl, beweidet wer-
den soll, könnte bereits der Außenzaun 
wolfssicher gestaltet werden. Sollte eine 
solche Zäunung angebracht werden, ist auf 
ihre Kompatibilität mit der Durchlässigkeit 
für Kleinsäuger zu achten. Zur Beratung 
wenden Sie sich gerne an die Untere Na-
turschutzbehörde (UMS 02.06.2021). 

zogen. Innerhalb dieses Schrei-
bens werden Faktoren angege-
ben, unter deren Berücksichtigung 
und Umsetzung, kein Eingriff zu 
erwarten ist und sich somit keine 
Verpflichtung zum naturschutz-
fachlichen Ausgleich ergibt. Alle 
Vorgaben werden in der vorlie-
genden Planung umgesetzt. Dar-
über hinaus wurde am 05.12.2024 
ein neues Schreiben des Bayeri-
schen Staatsministeriums für 
Wohnen, Bau und Verkehr“ veröf-
fentlicht. In diesem Schreiben 
wurde die Thematik der Eingriffs-
regelung für PV-FF-Anlagen er-
neut eruiert. Auch hier lautet es, 
dass sofern alle Vorgaben des 
Schreibens in Bezug auf die Ge-
staltung der PV-FF-Anlage einge-
halten werden, sich kein natur-
schutzfachlicher Ausgleichsbedarf 
ergibt. 
Die Begründung zum Bebauungs-
plan wird um die aktuellen Vorga-
ben des Schreibens vom 
05.12.2024 ergänzt. In der Be-
gründung wird aufgezeigt, dass 
alle Vorgaben erfüllt sind. Folglich 
ergibt sich keine Verpflichtung 
zum naturschutzfachlichen Aus-
gleich. 
 
 
 
 
 
Der Einwendung wird bereits ge-
folgt. 
Innerhalb der Festsetzung 5.2 des 
Planblattes zum Bebauungsplan 
wird bereits der Abtransport des 
Mähguts festgesetzt. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird berücksichtigt. 
In der Begründung zum Bebau-
ungsplan wird ein Verbot zur Ver-
wendung von chemikalischen 
Reinigungsmitteln aufgenommen. 
Die Festsetzung 7.2 wird entspre-
chend ergänzt. 
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Abteilung 4 - SG 45 (Kreisbaumeister): 
Die Empfehlung, die Thematik der Ab-
standsbestimmungen zu lösen wurde trotz 
entsprechendem Abwägungsbeschluss 
nicht vollständig umgesetzt. Die Abstände 
zwischen den Baugrenzen und den Grund-
stücksgrenzen sind zwar auf nicht unter 
3,00 m festgesetzt, aber die gemäß 6. bis 
zu 2,5 m Höhe zulässigen und somit ab-
standsrelevanten Einfriedungen sind als 
Hinweis im zeichnerischen Teil teilweise bis 
direkt auf die Grenze dargestellt. Entweder 
sollte diese irreführende Darstellung entfal-
len und konkretisiert werden, dass auch 
Einfriedungen nur innerhalb der überbauba-
ren Flächen errichtet werden dürfen, oder 
müssten hier weitere die Abstandsbestim-
mungen regelnde Festsetzungen getroffen 
werden. Es wird zudem darauf hingewie-
sen, dass in der Begründung unter A.7.5 
fälschlicherweise auf § 5 LBOBezug ge-
nommen wird anstatt auf Art. 6 BayBO. 
Dies sollte redaktionell korrigiert werden. 
 
FNP: 
 
Abteilunq 4 - SG 41 AB 412 - Wasser-
recht/Bodenschutz/Altlasten: 
Mit der vorgelegten Bauleitplanung besteht 
seitens des AB 412 Einverständnis. Auf die 
Stellungnahmen im vorangegangenen Ver-
fahren wird verwiesen. 
 
Allgemeine Hinweise: 
Sollte Grundwasser (Bauwasserhaltung) 
während der Bauzeit abgesenkt werden, so 
bedarf dies gemäß Art. 70 Abs. Nr. 3 
BayWG einer wasserrechtlichen Erlaubnis. 
Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass eine 
dauerhafte Grundwasserabsenkung nicht 
genehmigungsfähig ist, ggf. sind die Keller 
in wasserdichten Wannen auszuführen. 
Bodenschutz: Die Grundstücke im Plange-
biet sind derzeit nicht im Kataster nach Art. 
3 Bayerisches Bodenschutzgesetz enthal-
ten. Wir weisen jedoch darauf hin, dass das 
Altlastenkataster keinen Anspruch auf Voll-
ständigkeit erhebt und eine Altlastenfreiheit 
nicht garantiert werden kann. Sollten bei 
Eingriffen in den Untergrund organolepti-
sche Auffälligkeiten festgestellt werden, 
sind unverzüglich das Landratsamt Fürth 
und das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg zu 
informieren. Das Wasserwirtschaftsamt 

 
 
 
Der Einwendung wird gefolgt. 
Die festgesetzte Einfriedung wird 
entsprechend auf 3 m zu angren-
zenden Grundstücken abgerückt 
und das Planblatt wird entspre-
chend angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
Keine Abwägung erforderlich. 
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Nürnberg ist zu hören und dessen Stellung-
nahme gegebenenfalls zu beachten. 

 
Regierung von Mittelfranken – Fachberater Brand und Katastrophenschutz 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis 

bei der Aufstellung und Änderung von Be-
bauungsplänen sind für den durch die Ge-
meinde sicherzustellenden Feuerschutz 
(Art. 1 BayFwG) grundsätzlich die allgemei-
nen Belange des abwehrenden Brand-
schutzes (Durchführung wirksamer Lösch-
arbeiten und Rettung von Personen) zu 
überprüfen und bei Bedarf im Benehmen 
mit dem zuständigen Kreis- bzw. Stadt-
brandrat abzustimmen. Für weitere Bera-
tungen stehen ggf. die Fachberater für 
Brand- und Katastrophenschutz bei den 
Regierungen zur Verfügung.  
Das hier behandelte Vorhaben zielt auf die 
Errichtung von einer Freiflächenphotovolta-
ikanlage in den Grenzen des aufgezeigten 
Gebietes ab. Eine außergewöhnliche Ge-
fahr ist bei solchen Anlagen nicht zu erken-
nen. Vielmehr vermeidet ihr Abstand zu 
Bebauung mit Aufenthaltsräumen einen 
Gefahrenzuwachs für Menschen.  
Den generellen Anforderungen bzgl. des 
Brandschutzes ist dennoch zu genügen. 
Hierzu zählen die folgenden Punkte.  
 
Gewährleistung des Brandschutzes durch 
die gemeindliche Feuerwehr  
Der abwehrende Brandschutz und der 
technische Hilfsdienst sind Pflichtaufgaben 
der Gemeinden im eigenen Wirkungsbe-
reich (Art. 83 Abs. 1 BV, Art. 1 Abs. 1 
BayFwG). Die Gemeinden haben in Gren-
zen ihrer Leistungsfähigkeit ihre gemeindli-
chen Feuerwehren aufzustellen, auszurüs-
ten und zu unterhalten (Art. 1 [2] BayFwG), 
damit im eigenen Wirkungskreis dafür ge-
sorgt ist, dass drohende Brand- und Explo-
sionsgefahren beseitigt und Brände wirk-
sam bekämpft werden können sowie aus-
reichende technische Hilfe bei sonstigen 
Unglücksfällen oder Notständen im öffentli-
chen Interesse geleistet wird (Art. 1 [1] 
BayFwG).  
Besondere brandschutztechnische Risiken  
Besondere brandschutztechnischen Risiken 
im Bebauungsgebiet durch vorhandene 
Gefahren oder sich aus der späteren Be-
bauung ergebenden Gefahren sollten Be-
rücksichtigung finden. Hierunter fallen z. B. 
auch Hochspannungsleitungen oder Ener-

Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
Keine Abwägung erforderlich. 

 



77. Sitzung des Stadtrates vom 10.04.2025  Seite 95 von 135 

giespeicher im Baugebiet.  
Bei einer Bebauung im Bereich von Hoch-
spannungsfreileitungen sind die in DIN VDE 
0132 angegebenen Sicherheitsabstände zu 
beachten. 

 
Planungsverband Region Nürnberg 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis 

Zu o. g. Vorhaben der Stadt Langenzenn 
wurde bereits mit Schreiben vom 
06.12.2023 aus regional-planerischer Sicht 
Stellung genommen. Diese Stellungnahme 
wird aufrechterhalten. Weitere Anmerkun-
gen sind nicht angezeigt. 
2023: Das o. a. Planvorhaben entspricht 
dem Ziel 6.2.2.1 des Regionalplans der Re-
gion Nürnberg (RP7), wonach die Möglich-
keiten der direkten und indirekten Sonnen-
energienutzung innerhalb der Region ver-
stärkt genutzt werden sollen. Gemäß 
Grundsatz 6.2.3 des Landesentwicklungs-
programms Bayern (LEP) sollen Freiflä-
chen-Photovoltaikanlagen vorzugsweise auf 
vorbelastete Standorte gelenkt wer-den, um 
insbesondere bislang ungestörte Land-
schaftsteile zu schonen. Auf Grund der öst-
lich des geplanten Geltungsbereichs verlau-
fenden Bahnstrecke (ca. 400m Entfernung), 
an deren Verlauf bereits eine Photovoltaik-
anlage existiert, zwei bestehenden Wind-
energieanlagen (ca. 700m Entfernung) und 
der westlich des geplanten Vorhabenge-
biets verlaufenden 110 kV-Leitung, kann 
hinsichtlich des unmittelbaren Landschafts-
raums, angesichts der Summenwirkung der 
Faktoren, eine Vorbelastung des Plange-
biets im Sinne dieses Grundsatzes attestiert 
werden. Bezüglich der vorgesehenen, 
grünordnerischen Maßnahmen zur Einbin-
dung des Vorhabens in die Landschaft (vgl. 
Begründung zum Bebauungsplan, Kap. 
A.6.9), ist eine intensive Abstimmung mit 
und eine abschließende Bewertung durch 
die zuständige Fachstelle (Untere Natur-
schutzbehörde) angezeigt. Das Planvorha-
ben beansprucht landwirtschaftlich genutzte 
Fläche. Diesbezüglich wird auf Grundsatz 
5.4.1 (LEP) verwiesen, demnach sollen 
land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebie-
te in ihrer Flächen-substanz erhalten wer-
den. Insbesondere für die Landwirtschaft 
besonders geeignete Flächen sollen nur in 
dem unbedingt notwendigen Umfang für 
andere Nutzungen in Anspruch genommen 
werden. Auf eine Abstimmung mit den zu-

Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. Keine Abwägung er-
forderlich 
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ständigen Fachstellen wird verwiesen. 
Eine Behandlung im Planungsausschuss ist 
nicht erforderlich. 

 
Regierung von Mittelfranken, Ansbach 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis 

die Regierung von Mittelfranken nimmt als 
höhere Landesplanungsbehörde anhand 
der von ihr in dieser Eigenschaft aus-
schließlich zu vertretenden überörtlich 
raumbedeutsamen Belange der Raumord-
nung und Landesplanung zum o.a. Entwurf 
wie folgt Stellung:  
In der Stadt Langenzenn soll nordwestlich 
des Ortsteils Kirchfembach der Bebauungs-
plans Nr. 84 „FF-PV-Anlage Kirchfembach 
am Oberfembacher Weg“ aufgestellt und 
ein Sondergebiet mit Zweckbestimmung 
Freiflächenphotovoltaik festgesetzt werden. 
Der Geltungsbereich umfasst ca. 6,9 ha. 
Die Fläche ist bislang unbeplant und wird 
landwirtschaftlich genutzt. Im Parallelverfah-
ren wird der wirksame Flächennutzungsplan 
entsprechend geändert.  
 
Das Vorhaben wurde im Verfahren nach § 4 
Abs. 1 BauGB mit Schreiben der Höheren 
Landesplanungsbehörde bereits bewertet 
(vgl. Az. RMF-SG24-8314.01-96-27-2 vom 
05.12.2023). Hier wurde angeregt, eine Al-
ternativen Prüfung durchzuführen. In den 
vorliegenden Unterlagen wurde anhand 
eines Kriterienkataloges der Stadt Langen-
zenn zur Ausweisung von Freiflächenpho-
tovoltaikanlagen im Stadtgebiet Langen-
zenn nachvollziehbar dargestellt, dass sich 
die Kommune Langenzenn mit dem vorge-
sehenen Standort entsprechend auseinan-
dergesetzt hat und für dieses Vorhaben als 
geeignet bewertet (vgl. Begründung BP S. 5 
f.). Dies kann aus hiesiger Sicht nachver-
folgt werden. 
Einwendungen aus landesplanerischer 
Sicht werden nicht erhoben.  
 
Änderung FNP: 
Die Regierung von Mittelfranken nimmt als 
höhere Landesplanungsbehörde anhand 
der von ihr in dieser Eigenschaft aus-
schließlich zu vertretenden überörtlich 
raumbedeutsamen Belange der Raumord-
nung und Landesplanung zum o.a. Entwurf 
wie folgt Stellung:  
In der Stadt Langenzenn soll nordwestlich 
des Ortsteils Kirchfembach der wirksame 

Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. Keine Abwägung er-
forderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. Keine Abwägung er-
forderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



77. Sitzung des Stadtrates vom 10.04.2025  Seite 97 von 135 

Flächennutzungsplan für eine Freiflächen-
photovoltaikanlage geändert und ein Son-
dergebiet mit Zweckbestimmung Freiflä-
chenphotovoltaik ausgewiesen werden. Der 
Änderungsbereich umfasst ca. 6,9 ha. Die 
Fläche ist bislang unbeplant und wird land-
wirtschaftlich genutzt. Im Parallelverfahren 
wird der zugehörige Bebauungsplan Nr. 84 
„FF-PV-Anlage Kirchfembach am Oberfem-
bacher Weg“ aufgestellt.  
Das Vorhaben wurde im Verfahren nach § 4 
Abs. 1 BauGB mit Schreiben der Höheren 
Landesplanungsbehörde bereits bewertet 
(vgl. Az. RMF-SG24-8314.01-96-1-31 vom 
05.12.2023). Hier wurde angeregt, eine Al-
ternativenprüfung durchzuführen. In den 
vorliegenden Unterlagen wurde anhand 
eines Kriterienkataloges der Stadt Langen-
zenn zur Ausweisung von Freiflächenpho-
tovoltaikanlagen im Stadtgebiet Langen-
zenn nachvollziehbar dargestellt, dass sich 
die Kommune Langenzenn mit dem vorge-
sehenen Standort entsprechend auseinan-
dergesetzt hat und für dieses Vorhaben als 
geeignet bewertet (vgl. Begründung FNP S. 
5 f.). Dies kann aus hiesiger Sicht nachver-
folgt werden. 
Einwendungen aus landesplanerischer 
Sicht werden nicht erhoben. 

 
 
 
 
 
 
 

 
Wasserwirtschaftsamt Nürnberg, Nürnberg 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis 

BP mit Grünordungsplan: 
 
Sachgebiet 4.22-Bodenschutz  
Auf den besonderen Schutz des Mutterbo-
dens und sonstige Vorgaben zum Umgang 
und zum Schutz von Boden nach DIN 
19731 und § 6 bis 8 BBodSchV ist hinzu-
weisen. Oberboden ist sachgerecht zwi-
schenzulagern und wieder einzubauen.  
Bei den nicht versiegelten Flächen soll der 
Boden wieder seine natürlichen Funktionen 
erfüllen können, d.h. die Bodenschichten 
sind wieder so aufzubauen wie sie natürli-
cherweise vorhanden waren. Durch geeig-
nete technische Maßnahmen sollen Ver-
dichtungen, Vernässungen und sonstige 
nachteilige Bodenveränderungen im Rah-
men von Geländeauffüllung vermieden 
werden.  
Sachgebiet 4.4-Gewässer:  
Den Beschlussvorschlag vom 26.11.2024 
nehmen wir zur Kenntnis. Die fachlichen 
Informationen und Empfehlungen unter 

 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
Der Schutz des Mutterbodens ist 
bereits gesetzlich in § 202 BauBG 
und in der BBodSchV vorge-
schrieben. 
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Punkt 2.5 in unserer Stellungnahme vom 
04.12.2023 sind weiterhin zu beachten. 
 
FNP: 
Sachgebiet 4.4-Gewässer:  
Den Beschlussvorschlag vom 26.11.2024 
nehmen wir zur Kenntnis.   
Die fachlichen Informationen und Empfeh-
lungen unter Punkt 2.5 in unserer Stellung-
nahme vom 04.12.2023  
sind weiterhin zu beachten.   
 
 
2023: 
Vor Baubeginn sollte durch geeignete Un-
tergrunderkundungen abgeklärt werden, wie 
hoch das Grundwasser ansteht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bodenschutz.  
Die unterschiedlichen Ertragsbedingungen 
landwirtschaftlicher Böden werden bundes-
einheitlich in Verhältniszahlen, den sog. 
Acker- bzw. Grünlandzahlen, eingestuft. In 
Bayern ist die Verteilung dieser Acker- und 
Grünlandzahlen regional sehr unterschied-
lich. In Mittelfranken sind insgesamt eher 
niedrigere Zahlenwerte zu finden. Böden, 
die zwar nur innerhalb dieser Region als 
besonders ertragsfähig anzusehen sind, 
sollten daher von einer Bodeninanspruch-
nahme geschützt werden. Erreichen diese 
Böden im bayernweiten Vergleich zwar kei-
ne Spitzenwerte, so sind sie dennoch für 
die örtliche Landwirtschaft von besonderer 
Bedeutung. Im vorliegenden Fall betragen 
die Acker- bzw. Grünlandzahlen im Pla-
nungsgebiet zwischen 36 bis 42, womit die 
natürliche Ertragsfähigkeit bayernweit als 
mittel und regional auf etwa der Hälfte der 
Fläche als hoch einzuschätzen ist. Ein Er-
halt der Böden für die regionale landwirt-
schaftliche Nutzung sollte angestrebt wer-
den. Ist eine Überbauung der Flächen un-
umgänglich, so sind Beeinträchtigungen der 
Ertragsfähigkeit durch Vermeidungsmaß-
nahmen zu minimieren oder die Belange 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. Keine Abwägung er-
forderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bedenken werden nicht ge-
teilt. 
 
Im Zuge des Verfahrens kommt es 
zu keinen nennenswerten Eingrif-
fen in tiefere Bodenschichten. Ei-
ne Gefahr durch hoch anstehen-
des Grundwasser wird nicht gese-
hen. Die Flächen befinden sich 
nicht innerhalb von wassersensib-
len Bereichen.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. Keine Abwägung er-
forderlich. 
 
Innerhalb der Begründung zum 
Bebauungsplan befinden sich be-
reits Angaben zum Bodenschutz 
(Kapitel A.7.9.3). Darüber hinaus 
sollen die temporär durch PV ge-
nutzten Flächen nach ihrer PV-
Nutzung wieder rückgebaut wer-
den und der landwirtschaftlichen 
Nutzung zugeführt werden. 
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des Bodenschutzes durch Kompensations-
maßnahmen (z.B. Entsiegelung von Flä-
chen, Wiedervermessung ehern, feuchter 
oder nasser Standorte, Reduzierung des 
Nähr- und Schadstoffeintrags durch gezielte 
Düngung, usw.) zu sichern. Auf den beson-
deren Schutz des Mutterbodens und sonsti-
ge Vorgaben zum Umgang und zum Schutz 
von Boden nach DIN 19731 und § 6 bis 8 
BBodSchV ist hinzuweisen. Oberboden ist 
sachgerecht zwischenzulagern und wieder 
einzubauen. Bei den nicht versiegelten Flä-
chen soll der Boden wieder seine natürli-
chen Funktionen erfüllen können, d.h. die 
Bodenschichten sind wieder so aufzubauen 
wie sie natürlicherweise vorhanden waren. 
Durch geeignete technische Maßnahmen 
sollen Verdichtungen, Vernässungen und 
sonstige nachteilige Bodenveränderungen 
im Rahmen von Geländeauffüllung vermie-
den werden. Es soll auf eine bodenscho-
nende Ausführung der Bauarbeiten unter zu 
Hilfenahme von gültigen Regelwerken und 
Normen, z.B. DIN 19371, hingewiesen wer-
den. 
 
Gewässer / Oberflächenwasser.  
Durch die bisher landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen können Entwässerungsanlagen 
(Drainagesammler, Gräben usw.) der ober-
halb gelegenen Flächen verlaufen. Ggf. 
sind diese Entwässerungsanlagen so um-
zubauen, dass ihre Funktion erhalten bleibt 
und das Oberflächenwasser sowie das 
Grundwasser schadlos weiter- bzw. abge-
leitet werden kann um Staunässe in den 
oberhalb liegenden Grundstücken zu ver-
meiden. Bei der Planung ist zu beachten, 
dass der natürliche Abfluss wild abfließen-
den Wassers auf ein tiefer liegendes 
Grundstück nicht zum Nachteil eines höher 
liegenden Grundstücks behindert werden 
darf. Des Weiteren darf der natürliche Ab-
fluss wild abfließenden Wassers nicht zum 
Nachteil eines tiefer liegenden Grundstücks 
verstärkt oder erheblich beeinträchtigt wer-
den. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
Keine Abwägung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Beschluss:  
 
Der Stadtrat stimmt den oben genannten Abwägungen zum Bebauungsplan Nr. 84 "FF-PV-
Anlage Kirchfembach am Oberfembacher Weg mit integriertem Grünordnungsplan„ und 24. 
Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich des BP Nr. 84 im Parallelverfahren zu. 
 
Stadträtin Osswald war während der Beschlussfassung nicht im Sitzungssaal anwesend.  
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einstimmig beschlossen Dafür: 20  Dagegen: 0    
 

3.4. 24. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 84 "FF-PV-Anlage Kirchfembach am Oberfembacher 
Weg mit integriertem Grünordnungsplan im Parallelverrfahren;  
hier: Feststellungsbeschluss zur 24. Änderung des Flächennutzungs-
planes 

 
Sachverhalt: 
 
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 12.10.2023 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 84 
„FF-PV-Anlage Kirchfembach am Oberfembacher Weg mit integriertem Grünordnungsplan“ 
sowie die 24. Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren beschlossen. Die 
Aufstellungsbeschlüsse wurden am 03.11.2023 ortüblich bekannt gemacht.  
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Träger öffentlicher Belange gemäß § 
3 Abs. 1 sowie § 4 Abs. 1 BauGB wurde in der Zeit vom 06.11.2023 bis zum 06.12.2023 
durchgeführt. Die Öffentlichkeitsbeteiligung sowie die Beteiligung Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom 09.12.2024 bis einschließ-
lich 24.01.2025.  
 
Für die eingegangenen Stellungnahmen wurden Abwägungsvorschläge durch das Büro 
Teambüro Markert (TBM), erarbeitet. Aus der Öffentlichkeit gingen keine Stellungnahme ein, 
aus der Behördenbeteiligung gingen mehrere Stellungnahmen mit Anregungen, Einwendun-
gen und Hinweisen ein. Im Wesentlichen gingen Anregungen zur Inanspruchnahme land-
wirtschaftlich genutzter Flächen (im Plangebiet und für die artenschutzrechtliche Ausgleichs-
fläche) ein sowie Hinweise zur naturschutzfachlichen Ausgleichsberechnung. Sehr häufig 
wurde auf bereits zum Vorentwurf abgegebene Stellungnahmen verwiesen und keine neuen 
Belange vorgetragen. Daher konnte auch oft auf die schon durchgeführte Abwägung zu die-
sen Belangen verwiesen werden und es sind nur geringfügige Änderungen an der Planung 
erforderlich. 
 
Die eingegangenen Stellungnahmen zum Entwurf der 24. Änderung des Flächennutzungs-
planes wurden unter Tagesordnungspunkt 9.1. beraten, abgewogen und hierüber im Einzel-
nen beschlossen.  
 
Zur genehmigungsfähigen Planfassung der Flächennutzungsplanänderung in der Fassung 
vom 21.03.2025 kann daher der Feststellungsbeschluss getroffen und die Planänderung 
dem Landratsamt Fürth zur Genehmigung nach § 6 Abs. 1 BauGB vorgelegt werden.  
 
Mit Bekanntmachung der Flächennutzungsplan-Genehmigung wird die 24. Änderung des 
Flächennutzungsplanes wirksam. 
 
Hinweis: Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss hat in seiner Sitzung am 25.03.2025 
folgenden Beschluss einstimmig empfohlen:  
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat der Stadt Langenzenn beschließt über die eingegangenen Stellungnahmen zu 
den geänderten Entwürfen der 24. Änderung des Flächennutzungsplans sowie der des Be-
bauungsplans Nr. 84 „FF-PV-Anlage Kirchfembach am Oberfembacher Weg mit integriertem 
Grünordnungsplan“ entsprechend der Vorschläge des Büro Teambüro | Markert Nürnberg, 
vom 18.02.2025. 
 
Der Stadtrat der Stadt Langenzenn fasst den Feststellungsbeschluss zur 24. Änderung des 
Flächennutzungsplans in der Fassung vom 21.03.2025.  
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Die Verwaltung wird beauftragt, diese Flächennutzungsplanänderung dem Landratsamt 
Fürth zur Genehmigung nach § 6 Abs. 1 BauGB vorzulegen.  
 
Nach Erteilung der Genehmigung ist diese ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Stadträtin Osswald war während der Beschlussfassung nicht im Sitzungssaal anwesend.  
 
einstimmig beschlossen Dafür: 20  Dagegen: 0    
 

3.5. 24. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 84 "FF-PV-Anlage Kirchfembach am Oberfembacher 
Weg mit integriertem Grünordnungsplan" im Parallelverfahren 
hier: Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 84 "FF-PV-Anlage 
Kirchfembach am Oberfembacher Weg" 

 
Sachverhalt: 
 
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 12.10.2023 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 84 
„FF-PV-Anlage Kirchfembach am Oberfembacher Weg mit integriertem Grünordnungsplan“ 
sowie die 24. Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren beschlossen. Die 
Aufstellungsbeschlüsse wurde am 03.11.2023 ortüblich bekannt gemacht 
 
Für die eingegangenen Stellungnahmen wurden Abwägungsvorschläge durch das Büro 
Teambüro Markert (TBM), erarbeitet. Aus der Öffentlichkeit gingen keine Stellungnahme ein, 
aus der Behördenbeteiligung gingen mehrere Stellungnahmen mit Anregungen, Einwendun-
gen und Hinweisen ein. Im Wesentlichen gingen Anregungen zur Inanspruchnahme land-
wirtschaftlich genutzter Flächen (im Plangebiet und für die artenschutzrechtliche Ausgleichs-
fläche) ein sowie Hinweise zur naturschutzfachlichen Ausgleichsberechnung. Sehr häufig 
wurde auf bereits zum Vorentwurf abgegebene Stellungnahmen verwiesen und keine neuen 
Belange vorgetragen. Daher konnte auch oft auf die schon durchgeführte Abwägung zu die-
sen Belangen verwiesen werden und es sind nur geringfügige Änderungen an der Planung 
erforderlich. 
 
Die eingegangenen Stellungnahmen zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 84 „FF-PV-
Anlage Kirchfembach am Oberfembacher Weg“ wurden unter Tagesordnungspunkt 9.1. be-
raten, abgewogen und hierüber im Einzelnen beschlossen. 
 
Die Endfassungen wurden entsprechend der Abwägung angepasst. 
 
Der Bebauungsplan in der Satzungsfassung vom 21.03.2025 kann daher nach § 10 Abs. 1 
BauGB als Satzung beschlossen werden. Die öffentliche Bekanntmachung des Satzungsbe-
schlusses kann aber erst nach Genehmigung der FNP-Änderung erfolgen, da der BP aus 
dem FNP entwickelt sein muss.  
 
Mit der Bekanntmachung tritt die Bebauungsplanänderung in Kraft. 
 
Hinweis: Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss hat in seiner Sitzung am 25.03.2025 
folgenden Beschluss einstimmig empfohlen:  
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat der Stadt Langenzenn beschließt über die eingegangenen Stellungnahmen zu 
den geänderten Entwürfen der 24. Änderung des Flächennutzungsplans sowie des Bebau-
ungsplans Nr. 84 „FF-PV-Anlage Kirchfembach am Oberfembacher Weg mit integriertem 
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Grünordnungsplan“ entsprechend der Vorschläge des Büro Teambüro | Markert, Nürnberg, 
vom 18.02.2025. 
 
Der Stadtrat der Stadt Langenzenn beschließt die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 84 
„FF-PV-Anlage Kirchfembach am Oberfembacher Weg mit integriertem Grünordnungsplan“ 
in der Fassung vom 21.03.025 als Satzung nach § 10 Abs. 1 BauGB.  
 
Die Verwaltung wird beauftragt, den Satzungsbeschluss nach Erteilung der Genehmigung 
der Flächennutzungsplanänderung ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Stadträtin Osswald war während der Beschlussfassung nicht im Sitzungssaal anwesend.  
 
einstimmig beschlossen Dafür: 20  Dagegen: 0    
 

4. Städtebauförderung Langenzenn - Erweiterung und Rücknahme des 
Sanierungsgebietes "Altstadt Langenzenn";  
hier: Abwägung zur Durchführung der Beteiligung und öffentlichen 
Auslegung nach §§ 137 und 139 BauGB i. V. m. § 4 Abs.2 BauGB der 
Vorbereitenden U 

 
Sachverhalt: 
 
Bürgerbeteiligung und Beteiligung öffentlicher Aufgabenträger 
 
Der Stadtrat Langenzenn hat in seiner Sitzung vom 12.11.2024 die Ergebnisse der Vorberei-
tenden Untersuchungen gebilligt und die Durchführung der Beteiligung und öffentlichen Aus-
legung nach §§ 137 und 139 BauGB i.V.m. § 4 Abs.2 BauGB beschlossen. 
 
Öffentliche Auslegung - Bürgerinformation 
 
Am 29.01.2025 erfolgte die Bekanntmachung über die öffentliche Auslegung. 
 
Es werden folgende Möglichkeiten angeboten: 
 
Pläne und Bericht können in der Zeit vom 10.02. bis einschließlich 21.03.2025 während der 
Öffnungszeiten im Rathaus der Stadt Langenzenn eingesehen werden. 
 
Pläne und Bericht sind als Download auf der Homepage der Stadt Langenzenn abrufbar. 
 
Im Rahmen von 2 Bürgersprechstunden am 25.02. und 18.03.2025 jeweils in der Zeit von 
16.00 bis 18.00 Uhr bestand die Möglichkeit sich zu informieren, Fragen zu stellen und sich 
einzubringen. Hierbei ergaben sich keine Nachfragen.  
 
Es ging folgende Stellungnahme aus der Öffentlichkeitsbeteiligung ein:  
 
Stellungnahme aus der Öffentlichkeit 1: 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

In vorbezeichneter Angelegenheit 
nehmen wir Bezug auf die Bekannt-
machung im Amtsblatt der Stadt Lan-
genzenn vom 07.02.2025, betreffend 
die öffentliche Auslegung der vorberei-
tenden Untersuchung Erweiterungsbe-
reich Nürnberger Straße und Z-
Quartier im Sinne des§ 141 BauGB.  

Wird zur Kenntnis genommen. 
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Zu unserer Überraschung wurden wir 
auf diese Weise zeitgleich mit der orts-
üblichen Bekanntmachung des Sat-
zungsbeschlusses zum Bebauungsplan 
Nr. 77 „GE XI Ziegenberg" - im selben 
Amtsblatt - über die Absicht der Stadt 
Langenzenn informiert, das Sanie-
rungsgebiet „Altstadt Langenzenn", das 
bisher in den Grenzen der rechtsver-
bindlichen Sanierungssatzung der 
Stadt Langenzenn vom 10.12.2002 
besteht, u. a. auf einen Teil der Grund-
stücke unserer Gesellschaft am Zie-
genberg zu erweitern. Der aktuellen 
Bekanntmachung ist zu entnehmen, 
dass der Stadtrat in seiner Sitzung vom 
12.11.2024 den Beginn der vorberei-
tenden Untersuchungen nach § 141 
BauGB beschlossen hat und insoweit 
nun die Betroffenenbeteiligung gemäß§ 
137 BauGB durchgeführt werden soll. 

 

Die geplante Erweiterung des Sanie-
rungsgebiets auf einen Teil unserer 
Grundstücke am Ziegenberg berührt 
unsere Interessen, so dass unserer-
seits eine Stellungnahme erforderlich 
ist. Vorab weisen wir grundsätzlich da-
rauf hin, dass wir an der Aufnahme 
unserer Flächen in das Sanierungsge-
biet wegen der damit zulasten des 
Grundstückseigentümers bestehenden 
Eingriffsmöglichkeiten der Gemeinde 
kein Interesse haben. Dies begründen 
wir im Einzelnen wie folgt: 

 

Der mit der Bekanntmachung öffentlich 
ausliegende Erläuterungsbericht des 
von der Stadt beauftragten Planungs-
büros Projekt 4 Stadt- und Freiraum-
planung zu den bisherigen vorberei-
tenden Untersuchungen mit Stand vom 
28.11.2024 geht von einem unzutref-
fenden Sachverhalt aus. Nach den 
Erläuterungen soll es sich so verhal-
ten, dass auch im Untersuchungsge-
biet für den Erweiterungsbereich Nord, 
Gewerbegebiet der ehemaligen Zie-
gelei, ,,derzeit keine Bebauungspläne 
rechtskräftig sind"; der Erläuterungsbe-
richt nimmt vielmehr lediglich Bezug 
auf einen Entwurf des Bebauungs-
plans Nr. 77 „GE XI Ziegenberg" mit 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

Der Erläuterungsbericht stellt auf die 
Situation bis zum 28.11.2024 ab. Zu 
diesem Zeitpunkt war der Bebau-
ungsplan Nr. 77 „GE XI Ziegenberg“ 
noch nicht in Kraft getreten.  
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dem Planungsstand 2023 (vgl. Erläute-
rungsbericht Projekt 4, Seite 14 und 
Seite 17). 

 

Da die zukünftige Nutzung des Areals 
am Ziegenberg nunmehr durch den in 
Kraft getretenen Bebauungsplan gere-
gelt ist, ist dieser Teil der geplanten 
Erweiterung des Sanierungsgebiets 
aus unserer Sicht überflüssig gewor-
den. Es besteht eine abgeschlossene, 
detailliert durch einen Bebauungsplan 
geregelte städtebauliche Planung; so-
mit ist auch ein wesentlicher Teil einer 
theoretisch denkbaren städtebaulichen 
Sanierung abgeschlossen, wie sich 
aus§ 140 Nr. 4 BauGB ergibt. 

[… ] siehe nachfolgender Abschnitt 

Es ist daher nicht nachvollziehbar, wel-
ches Ziel jetzt noch mit der Erweiterung 
des Sanierungsgebiets ,,Altstadt Lan-
genzenn" um das sog. Z-Quartier ver-
folgt werden soll. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 

sind zulässig, wenn die Voraussetzung des 

§ 136 BauGB vorliegen. 

Erforderlich ist folglich das Vorliegen eines 

städtebaulichen Missstandes. Ein städte-

baulicher Missstand liegt gemäß § 136 Abs. 

2 Satz 2 BauGB vor, wenn 

1. das Gebiet nach seiner vorhande-

nen Bebauung oder nach seiner 

sonstigen Beschaffenheit den all-

gemeinen Anforderungen an ge-

sunde Wohn- und Arbeitsverhält-

nisse oder an die Sicherheit der in 

ihm wohnenden oder arbeitenden 

Menschen auch unter Berücksichti-

gung der Belange des Klimaschut-

zes und der Klimaanpassung nicht 

entspricht oder 

 

2. das Gebiet in der Erfüllung der 

Aufgaben erheblich beeinträchtigt 

ist, die ihm nach seiner Lage und 

Funktion obliegen. 

Die städtebaulichen Sanierungsmaßnah-

men müssen außerdem im öffentlichen 

Interesse liegen. 

Eine Sanierungssatzung ist eine auf Durch-

führung angelegte Gesamtmaßnahme. Sie 

hat eine andere Aufgabe als ein Bebau-

ungsplan. So löst sie Genehmigungsvorbe-

halte (§ 144 BauGB) aus, ohne materiell 

auf die bestehende bauplanungsrechtliche 

Ausgangslage unmittelbar Einfluss zu 

nehmen. Insoweit erfüllt die Sanierungssat-

zung den Zweck der Sicherung der Bauleit-

planung (vgl. BVerwG, Beschluss vom 24. 

März 2010 – 4 BN 60/09 –, Rn. 10, juris). 
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Der Bebauungsplan gestaltet die Art und 

Weise der Bodennutzung, löst als Ange-

botsbebauungsplan für den Eigentümer 

aber keine Realisierungsverpflichtung aus. 

Demgegenüber sind Sanierungssatzungen 

auf Durchführung angelegt, wobei die Ver-

wirklichung auch durch Aufstellung von 

Bebauungsplänen erfolgen kann (vgl. 

(BVerwG, Beschluss vom 31. März 1998 – 

4 BN 5/98 –, juris). 

Die durch die städtebauliche Sanierungs-

maßnahme angestrebte städtebauliche 

Entwicklung ergibt sich in Grundzügen aus 

dem Erläuterungsbericht zur vorbereiten-

den Untersuchung. 

Hiernach soll die Gewerbefläche stärker 

durchgrünt und - soweit möglich - entsiegelt 

werden. Bestehende Gebäude sollen erhal-

ten und saniert werden. Insbesondere sol-

len die ortsbildprägenden Ziegeleigebäude 

erhalten werden. Teilweise sollen die orts-

bildprägenden Strukturen durch Gebäude-

abrisse freigelegt werden. Verkehrliche 

Strukturen sollen verbessert werden.  

Der Bebauungsplan Nr. 77 „GE XI Ziegen-

berg“ setzt insbesondere die Art der bauli-

chen Nutzung als Gewerbegebiet fest. Die 

Stadt ging davon aus, dass das alte Zie-

geleigelände bisher im bauplanungsrechtli-

chen Außenbereich lag. Um eine gewerbli-

che Nutzung des Gebietes zu sichern, wur-

de die Art der baulichen Nutzung im Be-

bauungsplan festgelegt. Des Weiteren wur-

den das Maß der baulichen Nutzung und 

die Bauweise bzw. die überbaubaren 

Grundstücksflächen festgesetzt. Hierbei 

orientiert sich der Bebauungsplan am Be-

stand und lässt Erweiterungsmöglichkeiten 

zu. Der Erhalt bzw. die Wiederherstellung 

ortsbildprägender Gebäude wird hiermit 

noch nicht gesichert, was allerdings ein 

wesentliches Ziel der Sanierungsplanung 

ist.  

Zwar enthält der Bebauungsplan auch 

grünordnerische Maßnahmen. Diese sind 

aber im Wesentlichen auf die bisher unver-

siegelten Flächen des Bebauungsplans 

beschränkt, während die Sanierungspla-
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Hinzu kommt, dass die Stadt Langen-
zenn und unser Unternehmen sich hin-
sichtlich der zukünftigen Nutzung des 
Areals am Ziegenberg durch mehrere 
städtebauliche Verträge verbindlich 
verständigt haben. Zu nennen sind hier 
der städtebauliche Vertrag vom 
15.05.2020 (Angebot) bzw. vom 
29.10.2020 (Annahme durch die Stadt 
Langenzenn) in der Fassung des 1. 
Nachtrags vom 13.03.2023; ferner der 
städtebauliche Vertrag zur Übernahme 
der Planungskosten vom 15.09.2021; 
schließlich der städtebauliche Vertrag 
zum Bebauungsplan Nr. 77 „GE XI Zie-
genberg" vom 21.01.2025. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

nung eine weitergehende Durchgrünung, 

auch durch Entsiegelungen anstrebt. Eben-

so wird durch den Bebauungsplan keine 

Verbesserung der verkehrlichen Strukturen 

erreicht. 

 

Die aufgeführten städtebaulichen Ver-
träge wurden im Rahmen des Bauleit-
planverfahrens zur Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 77 GE XI Ziegen-
berg abgeschlossen, welche allerdings 
für die Erweiterung des Sanierungsge-
bietes ohne Belang sind 

Die Sanierungsziele können durch diese 

städtebaulichen Verträge nicht erreicht 

werden. Insbesondere hinsichtlich der 

Durchgrünung und der Verbesserung der 

verkehrlichen Strukturen sind in diesen 

Verträgen keine Regelungen enthalten. 

Außerdem wird durch die vertraglichen 

Regelungen nicht sichergestellt, dass der 

ortsbildprägende Gebäudebestand erhalten 

bzw. verbessert wird. Unabhängig davon ist 

bei städtebaulichen Verträgen zu beachten, 

dass diese nur zwischen den jeweiligen 

Vertragsparteien gelten. Werden die 

Grundstücke daher an Dritte veräußert, 

gelten die Regelungen in den Vereinbarun-

gen nicht für den Rechtsnachfolger. In den 

städtebaulichen Verträgen ist zwar die Ver-

pflichtung enthalten, dass der jetzige Eigen-

tümer die Verpflichtungen auf den Rechts-

nachfolger übertragen muss. Dies ist je-

doch lediglich eine schuldrechtliche Ver-

pflichtung des jetzigen Eigentümers, wel-

che bei Nichterfüllung zu einer Vertragsver-

letzung führen kann. Die Stadt könnte in 

diesem Fall einen Schadensersatzanspruch 

gegen den jetzigen Eigentümer geltend 

machen, aber nicht erreichen, dass die 

Verpflichtung auf den neuen Eigentümer 

tatsächlich übertragen wird. 

 

Die Sanierungsziele könnten auch nicht 

dadurch erreicht werden, dass die Stadt 

Langenzenn von der vertraglich eingeräum-

ten Erwerbsoption Gebrauch macht. Hier-

durch werden die Sanierungsziele noch 
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Solange unsere Gesellschaft Eigentü-
merin der betreffenden Flächen ist, 
besteht nach alldem kein Einverständ-
nis mit der Einbeziehung dieser Flä-
chen in das Sanierungsgebiet. Ledig-
lich für den Fall, dass die Stadt Lan-
genzenn von ihrer Erwerbsoption ge-
mäß dem städtebaulichen Vertrag vom 
15.0S./29.10.2020 in der Fassung des 
1. Nachtrags vom 13.03.2023 Ge-
brauch macht, können wir uns mit der 
Erweiterung des Sanierungsgebiets um 
diejenigen Flächen, welche die Stadt 
erwerben will, einverstanden erklären. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wir bitten, diese Stellungnahme bei der 
weiteren Beschlussfassung zu berück-
sichtigen. 

nicht erreicht. Dies vor allem deshalb nicht, 

da die Stadt die Gewerbegrundstücke 

selbst nicht wird nutzen können. Sie müss-

te die Grundstücke daher wiederum an 

Dritte überlassen, sodass eine Sanierungs-

satzung als Grundlage für die durchzufüh-

renden Maßnahmen auch im Falle des 

Erwerbs durch die Stadt erforderlich sein 

wird. In dieser Hinsicht ist auch Folgendes 

zu beachten: 

Geplant ist eine Ausweisung im sog. 
Einfachen Verfahren, das dazu dient 
den Bestand im Sanierungsgebiet zu 
erhalten und zu verbessern Im einfa-
chen Sanierungsverfahren ist die 
Anwendung von besonderen sanie-
rungsrechtlichen Vorschriften (§§ 152 
bis 156a BauGB) ausgeschlossen. 
Durch die Ausweisung des Sanie-
rungsgebietes ergeben sich für die 
jeweiligen Eigentümer keine Nachtei-
le hinsichtlich einer Nutzung. Die zu-
lässige Nutzung der Flächen ist durch 
den rechtsverbindlichen B-Plan ein-
deutig geklärt. Für die Stadt Langen-
zenn besteht durch die Festlegung 
als Sanierungsgebiet die Möglichkeit 
einer Bezuschussung von Maßnah-
men im Rahmen der Städtebauförde-
rung bei einem Erwerb der Flächen. 

Die im Rahmen der Vorbereitenden 
Untersuchungen dargelegten Zielset-
zungen und Maßnahmenformulierun-
gen besitzen keine Rechtsverbind-
lichkeit. Maßnahmen werden erst 
nach Erwerb der Grundstücke durch 
die Stadt Langenzenn oder bei Ein-
verständnis der betroffenen Grund-
stückseigentümer durchgeführt. Die 
dazu erforderlichen Planungen wer-
den frühzeitig abgestimmt. 

 

Die Stellungnahme wird vor einer Be-
schlussfassung im Stadtrat behandelt. 

 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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Für eine eingehende Besprechung der 
Thematik stehen wir gerne zur Verfü-
gung, da wir stets eine ein vernehmli-
che Lösung anstreben. 

 

 
Beteiligung und Mitwirkung öffentlicher Aufgabenträger 
 
Gemäß § 4 und § 139 BauGB erfolgt die Behördenbeteiligung im Zeitraum von 28.01.-28.02. 2025. 
Projekt 4 wurde mit der Durchführung der Beteiligung beauftragt. 

Die Beteiligten Träger wurden gebeten bis spätestens 28. Februar 2025 Stellung zu nehmen und 
wurden darauf hingewiesen, dass, falls innerhalb der genannten Frist keine Äußerung eingeht, 
davon ausgegangen wird, dass mit den Vorbereitenden Untersuchungen und der geplanten Erwei-
terung bzw. Rücknahme des Sanierungsgebietes Einverständnis besteht bzw. Belange nicht be-
rührt werden. 

Es wurden 51 Träger am Verfahren beteiligt.  

Folgende Träger erhoben keine Einwände, gaben keine Hinweise bzw. ihre Belange wurden 
nicht berührt: 
 

 Fernwasserversorgung 

 Gemeinde Großhabersdorf 

 Immobilien Freistaat Bayern RV Mittelfranken 

 Regierung von Oberfranken - Bergamt Nordbayern 

 TenneT TSO GmbH 

 Zweckverband Wasserversorgung Fränk. Wirtschaftsraum 
 
Folgende Träger gaben keine Stellungnahme ab. 

 Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung 

 Bayerischer Bauernverband 

 BDS-Gewerbeverband Bayern e.V. 

 Bund Naturschutz Ortsgruppe Langenzenn 

 Bund Naturschutz Ortsgruppe Langenzenn 

 Evang.-Luth. Pfarramt 

 Fischereiverband Mittelfranken 

 Gemeinde Puschendorf 

 HBE Handelsverband Bayern e.V. 

 IB Miller 

 IHK Nürnberg für Mittelfranken 

 Katholisches Pfarramt St. Marien 

 Kreisjugendring Fürth-Land 

 Landesbund für Vogel- und Naturschutz Kreisgruppe Fürth 

 Landesbund für Vogel- und Naturschutz in Bayern e.V. 

 Markt Cadolzburg 

 Markt Emskirchen 

 Markt Wilhermsdorf 
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 Regierung von Mittelfranken -Fachberater Brand- u. Katastrophen-Schutz- 

 Stadt Langenzenn Klima- und Umweltkoordination 

 Stadt Langenzenn Liegenschaftsamt 

 Stadtwerke Langenzenn 

 Verkehrsclub Deutschland 

 Verkehrsverbund Großraum Nürnberg GmbH 

 Verwaltungsgemeinschaft Hagenbüchach-Wilhelmsdorf 

 Verwaltungsgemeinschaft Veitsbronn/Seukendorf 

 
Folgende Träger gaben Hinweise oder erhoben Einwände: 
 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Fürth-Uffenheim 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Bereich Landwirtschaft  
Ansprechpartner: Robert Schiefer, 
Jahnstraße 7, 90763 Fürth (Tel.: 
0911/99715-1225)  
Im Allgemeinen haben wir keine grund-
sätzlichen Bedenken gegen die vorbe-
reitenden Untersuchungen, den Maß-
nahmenplan und die Erweiterung oder 
Rücknahme des Sanierungsgebietes 
aus der Perspektive der Landwirtschaft.  

Wird zur Kenntnis genommen  

Unsere Unterlagen zeigen, dass die 
ehemaligen landwirtschaftlichen Anwe-
sen im Erweiterungsgebiet "nördlich der 
Zenn" nicht mehr als aktive landwirt-
schaftliche Betriebe fungieren. Die der-
zeitige Nutzung der Scheunen oder 
Gebäude ist uns nicht bekannt.  

Wird zur Kenntnis genommen.  

Wir haben keine Einwände gegen die 
Rücknahme eines Teilbereichs des 
Sanierungsgebietes an der Würzburger 
Straße oder die Erweiterung des Sanie-
rungsgebietes entlang der Nürnberger 
Straße aus landwirtschaftlicher Sicht. 
Uns ist nicht bekannt, dass landwirt-
schaftliche Belange hier betroffen sind.  

Wird zur Kenntnis genommen.  

Wir möchten jedoch darauf hinweisen, 
dass nach dem vorliegenden Abgren-
zungsvorschlag für das Sanierungsge-
biet, der u.a. die Erweiterungsbereiche 
Nord und Ost verbindet, eine landwirt-
schaftliche Nutzfläche (Teilfläche von 
FlurNr. 433/2) betroffen ist. Dieses Ge-
biet wird als Grünland von einem akti-
ven landwirtschaftlichen Betrieb genutzt 
und ist laut Reichsbodenschätzung als 
besonders ertragreiches Grünland ein-
gestuft (Grünlandzahl von 59). Solche 
Flächen sind aufgrund ihrer natürlichen 
Produktivität besonders wertvoll für die 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Bei einer Konkretisierung von 
Maßnahmen werden die Interessen der 
landwirtschaftlichen Betriebe berück-
sichtigt. 
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landwirtschaftliche Produktion und soll-
ten nicht aus der landwirtschaftlichen 
Nutzung genommen werden.  
Es muss Rücksicht auf die berechtigten 
Interessen der landwirtschaftlichen Be-
triebe bei allen geplanten Maßnahmen 
genommen werden. Die Betriebe dür-
fen in ihrer Existenz und Entwicklung 
nicht eingeschränkt werden. 

Nach dem mit den Planungen möglich-
erweise auch forstwirtschaftliche Be-
lange betroffen sein können, haben wir 
auch den Bereich Forsten am ALEF 
Fürth-Uffenheim eingebunden. Die Er-
stellung dieses Teils der Stellungnah-
me ist bis dato aus verschiedenen 
Gründen noch nicht möglich gewesen, 
so dass sich der Bereich Forsten des 
Amtes für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten zu den Planungen evtl. 
noch in einem eigenen Schreiben äu-
ßern wird. 

Die Stellungnahme liegt vor und wird 
behandelt. 

 

Um Abdruck des Abwägungsergebnis-
ses unter Angabe des Aktenzeichens 
an poststelle@aelf-fu.bayern.de wird 
gebeten 

Die Abwägungsergebnisse und Be-
schlussfassung werden dem Träger 
übermittelt. 

 

 

 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Fürth-Uffenheim, Außenstelle Forst Erlan-
gen 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Das Untersuchungsgebiet berührt le-
diglich punktuell im Norden der Flur-
nummern 1880/0 Gemarkung Langen-
zenn Flächen, die Waldeigenschaft 
i.S.d. § 2 Bundeswald-gesetz 
(BWaldG) i.V.m. Art. 2 Bayerisches 
Waldgesetz (BayWaldG) aufweisen.  

Im Übrigen werden Waldflächen weder 
unmittelbar noch mittelbar von der 
Maßnahmen-planung erfasst.  

Sollte im weiteren Verlauf des Verfah-
rens sich eine Inanspruchnahme des 
Waldes an der Grundstücks- und Un-
tersuchungsgebietsgrenze von FlNr. 
1880/0 abzeichnen, bittet das AELF um 
rechtzeitige Information. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen und berücksichtigt 

 

 

 
Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege mit Unterer Denkmalschutzbehörde 
 
Hinweis: Die Stellungnahme des BLfD und der Unteren Denkmalschutzbehörde erfolgte gemein-
sam. 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 
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Bau- und Kunstdenkmalpflegerische 
Belange:  

mit den vorbereitenden Untersuchun-
gen „Nürnberger Straße und Z-
Quartier“ der Stadt Langenzenn samt 
der darin formulierten Zielsetzung und 
den daraus abgeleiteten Maßnahmen 
und Empfehlungen besteht aus Sicht 
der Baudenkmalpflege Einverständnis. 
Bei den weiteren Planungen zu den 
Maßnahmen am Bahnhofsgebäude, 
am denkmalgeschützten ehem. Eisen-
bahnerwohnhaus mit zugehörigem 
Lagerschuppen sowie der Umgestal-
tung des Bahnhofumfelds sollte eine 
frühzeitige Abstimmung konkreter Pla-
nungsüberlegungen mit den Denkmal-
behörden erfolgen. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Bei Maßnahmen am Bahnhofsgebäude, 
am denkmalgeschützten ehem. Eisen-
bahnerwohnhaus mit zugehörigem La-
gerschuppen sowie der Umgestaltung 
des Bahnhofumfelds wird das Bay. 
Landesamt für Denkmalpflege beteiligt. 

 

Für allgemeine Rückfragen zur Beteili-
gung des BLfD im Rahmen der Bau-
leitplanung stehen wir selbstverständ-
lich gerne zur Verfügung.  

Fragen, die konkrete Belange der Bau- 
und Kunstdenkmalpflege oder Boden-
denkmalpflege betreffen, richten Sie 
ggf. direkt an den für Sie zuständigen 
Gebietsreferenten der Praktischen 
Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de). 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

 

 Deutsche Bahn AG, DB Immobilien Region Süd 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Strecke: 5913 / Siegelsdorf -  Markt 
Erlbach /  von Bahn-km 5,55 bis 6,16 / 
beiderseits der Bahn: 

 

Die DB AG DB Immobilien, als von der 
DB InfraGO AG (ehemals DB Netz AG / 
DB Station&Service AG) und der DB 
Energie GmbH bevollmächtigt, übersen-
det Ihnen hiermit folgende Gesamtstel-
lungnahme als Träger öffentlicher Be-
lange zum Verfahren. 

Bei dem o.g. Verfahren sind nachfolgende 
Bedingungen / Auflagen und Hinweise 
aus Sicht der DB AG und ihrer Konzern-
unternehmen zu beachten und einzuhal-
ten: 

  

Durch die Inhalte, Festlegungen und 
Zielsetzungen der Sanierungssatzung 
dürfen der gewöhnliche Betrieb der 
bahnbetriebsnotwendigen Anlagen ein-
schließlich der Maßnahmen zur Wartung 
und Instandhaltung sowie Maßnahmen 

Wird zur Kenntnis genommen und berück-
sichtigt 
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zu Umbau, Erneuerung oder ggf. not-
wendiger Erweiterungen keinesfalls 
verzögert, behindert oder beeinträchtigt 
werden 

In dem Sanierungsgebiet befindet sich 
der Bahnsteig mit einer Beleuchtungsan-
lage und zwei Wetterschutzhäusern. Die 
beiden Zugänge (östlich und westlich 
vom ehern. Empfangsgebäude erfolgen 
über die öffentlichen Flächen des Bahn-
hofsvorplatzes. Der Bahnhofsvorplatz 
mit Park+Ride -/ Bike+Ride-Anlage 
wurde bereits im Jahre 2010 von der 
Stadt Langenzenn erworben. Das ehe-
malige Bahnhofsbetriebsgebäude wurde 
im Jahre 2010 verkauft. Der derzeitige 
Eigentümer ist der Kommune bekannt. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Wir weisen darauf hin, dass für die Sta-
tion Langenzenn Planungen des „Barrie-
refreien Ausbaus" in Vorbereitung sind. 
Ein genauer Zeitpunkt der Inbetriebnah-
me kann noch nicht genannt werden. Es 
wäre wünschenswert, wenn die Kommu-
ne mit dem Bahnhofsmanagement (BM) 
Nürnberg eine gemeinsame Abstimmung 
der jeweiligen Planungen vornimmt.  

Hinsichtlich der Neugestaltung des 
Bahnhofsvorplatzes/-umfelds bitten wir 
die Kommune sich bzgl. eines ganzheit-
lichen Umfeldkonzepts an die Kompe-
tenzstelle Bahnhofsvorplatz zu wenden 
E-Mail: vorplatz@deutschebahn.com 

Wird zur Kenntnis genommen und bei 
Konkretisierung der Maßnahmen im Bahn-
hofsumfeld berücksichtigt. 

 

Die Bahnübergänge der Straße Ziegen-
berg sowie der direkt danebenliegenden 
Nebenstraße entsprechen nicht dem 
Stand der Technik. Durch die Nutzungs-
änderungen werden sich einige Ände-
rungen ergeben, die eine Anpassung 
(=Neubau) der Bahnübergänge erfor-
dern. Der Bahnübergang „An der Blei-
che" ist auf Grund der technischen ge-
genseitigen Abhängigkeit dabei auch 
anzupassen. Die insgesamt nicht mehr 
zeitmäßige Sicherung vor Ort sind Ge-
meinde und Straßenbaulastträger durch 
die turnusgemäßen Bahnübergangsver-
kehrsschauen bekannt. 

Die Bahnübergänge sollen voraussicht-
lich im Jahr 2030 umgebaut werden. 
Sollten durch die Stadt Langenzenn 
auch im Jahr 2030 Baumaßnahmen 
geplant sein, sind weitere Abstimmun-
gen vor der Umsetzung/ Ausführung 
notwendig. 

Darüber hinaus möchten wir besonders 

Wird zur Kenntnis genommen und bei 
Konkretisierung der Maßnahmen im Bereich 
der Bahnübergänge berücksichtigt. 

 

mailto:vorplatz@deutschebahn.com
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darauf hinweisen, dass der Bahnüber-
gang in Bahn- km 6,069 in Absprache 
mit der Stadt zurückgebaut und ein 
Ersatzweg hergestellt werden soll. Die-
ses Verkehrswegekonzept ist bei der 
Planung Stellplatzbereich zQuartier zu 
berücksichtigen. 

Sollten einzelne Baumaßnahmen vor 
den Umbauarbeiten an den Bahnüber-
gängen stattfinden, ist zu beachten, dass 
sich keine signifikanten Erhöhungen der 
Verkehrszahlen über die Bahnübergän-
ge (insbesondere km 6,067 Zufahrt 
Parkfläche Alte Ziegelei) ergeben dürfen. 
Sollten sich entgegen der bereits durch-
geführten Verkehrsuntersuchung durch 
das geplante Sanierungsgebiet signifi-
kante Erhöhungen der Verkehrszahlen 
über die Bahnübergänge ergeben, sind 
im Rahmen einer Sonder Verkehrsschau 
Maßnahmen zur Erhöhung der Sicher-
heit an den Bahnübergängen zu treffen. 

In den Antragsunterlagen ist erwähnt, 
dass der „freie" Brückenzugang (EÜ) 
aufgrund der leichten Zugänglichkeit und 
Wegeführung Richtung Zenngrund und 
nordöstlichen Altstadtrand als „Abkür-
zung" als Gefahrenstelle erscheint. Die 
Zugänglichkeit der Brücke kann gerne 
mit der DB InfraGO AG, Fachbereich 
Konstruktiver Ingenieurbau (KIB) bei 
einem Erörterungstermin geklärt werden.  

Wird zur Kenntnis genommen und bei 
Konkretisierung der Maßnahmen berück-
sichtigt 

 

 
Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Aus den beigefügten Plänen sind die 
im Untersuchungsgebiet vorhandenen 
Telekommunikationslinien der Telekom 
ersichtlich. Wir bitten Sie, die Ihnen 
überlassene Planunterlage nur für in-
terne Zwecke zu benutzen und nicht 
an Dritte weiterzugeben. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Im Untersuchungsgebiet sind von uns 
zurzeit keine Maßnahmen beabsichtigt 
oder eingeleitet, die für die Sanierung 
bedeutsam sein können. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Sollte sich während der Baudurchfüh-
rung ergeben, dass Telekommunikati-
onslinien der Telekom im Untersu-
chungsgebiet nicht mehr zur Verfü-
gung stehen, sind uns die durch den 
Ersatz dieser Anlagen entstehenden 
Kosten nach § 150 Abs. 1 BauGB zu 
erstatten. Über gegebenenfalls not-

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Der Träger wird bei konkreten 
Baumaßnahmen beteiligt 
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wendige Maßnahmen zur Sicherung, 
Veränderung oder Verlegung der Tele-
kommunikationslinien der Telekom 
können wir erst Angaben machen, 
wenn uns die endgültigen Ausbauplä-
ne mit entsprechender Erläuterung 
vorliegen. 

Wir bitten, dem Vorhabenträger aufzu-
erlegen, dass dieser für das Vorhaben 
einen Bauablaufzeitenplan aufstellt 
und mit uns unter Berücksichtigung der 
Belange der Telekom abzustimmen 
hat, damit Bauvorbereitung, Aus-
schreibung von Tiefbauleistungen Ma-
terialbestellung, Kabelverlegung, usw. 
rechtzeitig eingeleitet werden können. 
Für unsere Baumaßnahme wird eine 
Vorlaufzeit von 9 Monaten benötigt. 

Rein vorsorglich machen wir darauf 
aufmerksam, dass nach § 139 Abs. 3 
BauGB die städtebaulichen Sanie-
rungsmaßnahmen mit uns als Träger 
öffentlicher Belange abzustimmen sind. 
Bei Planungsänderungen bitten wir um 
erneute Beteiligung 

 
Eisenbahn-Bundesamt, Nürnberg 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zu-
ständige Planfeststellungsbehörde für 
die Betriebsanlagen und die 
Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninf-
rastruktur) der Eisenbahnen des Bun-
des. Es prüft als Träger öffentlicher 
Belange, ob die zur Stellungnahme 
vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben 
die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes 
über die Eisenbahnverkehrsverwaltung 
des Bundes berühren.  

Die Belange des Eisenbahn-
Bundesamtes werden von den Vorbe-
reitenden Untersuchungen Nürnberger 
Straße und Z-Quartier Stadt Langen-
zenn berührt, da die nächstgelegene 
Bahnlinie, die Bahnstrecke 5913, Sie-
gelsdorf – Markt Erlbach durch das 
Planungsgebiet hindurchführt. 

Die aktuell veröffentlichten Unterlagen 
zu den Vorbereitenden Untersuchun-
gen Nürnberger Straße und Z-Quartier 
Stadt Langenzenn auf der zur Verfü-
gung gestellten Cloud haben wir zur 
Kenntnis genommen.  

Grundsätzlich ist zu beachten, dass 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen und bei der Konkretisierung 
der Maßnahmen berücksichtigt. 
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durch die Festlegungen des Sanie-
rungsgebietes der Schienenverkehr 
und damit auch die Sicherheit des Ei-
senbahnbetriebes nicht gefährdet wer-
den darf. 

Generell ist zu beachten, dass Be-
triebsanlagen der Eisenbahn des Bun-
des i.S.d. § 18 Allgemeines Eisen-
bahngesetz (AEG) zu denen gem. § 4 
Abs. 1 Eisenbahn -Bau- und Betriebs-
ordnung (EBO) neben den Schienen-
wegen auch Grundstücke, Bauwerke 
und sonstige Einrichtungen gehören, 
die unter Berücksichtigung der örtli-
chen Verhältnisse zur Abwicklung oder 
Sicherung des Reise- oder Güterver-
kehrs auf der Schiene erforderlich 
sind, unter der Fachplanungshoheit 
des Eisenbahn-Bundesamtes (§ 38 
BauGB) stehen. Für Änderungen an 
Betriebsanlagen der Eisenbahnen des 
Bundes in Zusammenhang mit Bau-
vorhaben sind die entsprechenden 
Anträge auf planungsrechtliche Zulas-
sungsentscheidung über die DB AG 
beim Eisenbahn - Bundesamt zu stel-
len.  

Sofern dies nicht ohnehin veranlasst 
worden sein sollte, ist die Beteiligung 
der Infrastrukturbetreiberin über die 
Koordinierungsstelle der DB Immobi-
lien, Region Süd, Barthstraße 12, 
80339 München, 
ktb.muenchen@deutschebahn.com zu 
veranlassen. Denn das Eisenbahn-
Bundesamt prüft nicht die Vereinbar-
keit Ihrer Planungen aus Sicht der Be-
treiber der Eisenbahnbetriebsanlagen. 

Die Deutsche Bahn AG wurde am Ver-
fahren beteiligt. Eine Stellungnahme 
liegt vor. 

 

 
Handwerkskammer für Mittelfranken 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Hinweis zu den Zielen der Raumord-
nung und Landesplanung, die eine 
Anpassungspflicht nach §1 Abs. 4 
BauGB auslösen: 

Beachtung der Belange der Wirtschaft 
gem. § 1 Abs. 6 Nr. 8a BauGB. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen und die Belange bei der Auf-
stellung von Bauleitplänen berücksich-
tigt. 

 

Zu den Planungen werden keine Ein-
wände erhoben. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

 
Infra Fürth 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Innerhalb des Stadtgebietes Langen- Wird zur Kenntnis genommen und bei  
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zenn befinden sich Gasleitungen der 
Infra Fürth GmbH, die zu beachten 
sind. Leitungspläne für die Erweite-
rungsbereiche Nord und Ost sind bei-
gefügt. 

Seitens der Infra Fürth GmbH sind an 
den bestehenden Gasleitungen keine 
Arbeiten vorgesehen. Wir bitten da-
rum, Einzelmaßnahmen innerhalb des 
Instruktionsgebietes gesondert zu in-
struieren. 

Einzelmaßnahmen berücksichtigt. 

Beigefügt sind Allgemeine Auflagen zu 
Strom-, Wasser-r- und Fernwärmelei-
tungen 

Wird zur Kenntnis genommen  

 
Kreisheimatpfleger 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Die im Erläuterungsbericht und den 
beiliegenden Plänen erarbeiteten 
Maßnahmen für die beiden Sanie-
rungsgebiete sind von meiner Seite 
aus grundsätzlich positiv zu bewer-
ten. Insbesondere die angestrebte 
denkmalgerechte Sanierung der un-
ter Denkmalschutz stehenden Ge-
bäude in der Nürnberger Straße 
und die Neugestaltung des Bahn-
hofsvorplatzes halte ich hierbei für 
wichtig.  

Die Bedeutung der Vizinalbahn und 
der dafür errichteten Bahnhofsge-
bäude ist für die jüngere Stadt-
geschichte Langenzenns als auch 
für dessen Ortsbild als sehr hoch 
anzusetzen. Vor allem das am Gleis 
befindliche Hauptgebäude bildet für 
Bahnreisende ein Entrée, das die-
sen automatisch einen ersten Ein-
druck von der Stadt vermittelt. Ein 
Erwerb des Gebäudes durch die 
Stadt Langenzenn wäre daher im 
Sinne der planerisch angestrebten, 
dauerhaften und zielgerichteten 
Gebäudenutzung wünschenswert. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

Der vorgelagerte Bahnsteig ist zwar 
kein eingetragenes Denkmal, mit 
den dort sekundär verbauten 
Schwellensteinen der ehemaligen 
Ludwig-Süd-Nord-Bahn enthält er 
jedoch ebenso wichtige wie frühe 
Elemente der Bayerischen Eisen-
bahngeschichte. Auf deren Erhalt 
und Sichtbarkeit sollte daher im 
Rahmen der Umsetzung des Pro-
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jektes größter Wert gelegt werden.  

Daran räumlich anknüpfend halte 
ich die vorgeschlagene Ausweitung 
der Planungsfläche um den Bereich 
zwischen den beiden Teilgebieten 
Nürnberger Straße und Z-Quartier 
für begrüßenswert. Damit würde ei-
ne sinnvolle „Abrundung“ und Ver-
bindung der beiden Sanierungsge-
biete mit direkter Anbindung an das 
Sanierungsgebiet Altstadt geschaf-
fen werden. 

 
Landratsamt Fürth – Untere Naturschutzbehörde 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Die Stadt Langenzenn, plant die Sa-
nierung des nördlichen und östlichen 
Stadtgebiets der ehemaligen Ziegelei, 
sowie des Bahnhofplatzes. Bei der 
Eingriffsfläche handelt es sich um be-
reits versiegelte Flächen.  

Im Zuge der geplanten Maßnahmen 
muss in mehrere bestehende Gebäude 
eingegriffen werden, sowie ggf. ge-
schützte Gehölzstrukturen entfernt 
werden. Um Verbotstatbestände auf-
grund der Betroffenheit von nach §44 
BNatSchG geschützten Tierarten zu 
verhindern, müssen die Gebäude vor-
ab auf ihr Habitatpotenzial für Fleder-
mäuse und Gebäudebrüter geprüft 
werden. Zusätzlich besitzt das Areal 
relevante Strukturen für Reptilien. Hier-
für ist der Unteren Naturschutzbehörde 
eine spezielle Artenschutzrechtliche 
Prüfung in Bezug auf Vögel, Fleder-
mäuse und Zauneidechsen vorzule-
gen. 

Sollten durch die Maßnahmen Gehölze 
beeinträchtig werden, ist die Untere 
Naturschutzbehörde zu informieren. 
Für Bäume und Hecken gilt gem. § 39 
Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG ein 
Schnittverbot vom 1. März bis 30. Sep-
tember, demnach ist die Gehölzbesei-
tigung, auch zur Baufeldfreimachung, 
innerhalb dieser Zeit nicht erlaubt. 

Eine abschließende Stellungnahme von 
Seiten der Unteren Naturschutzbehör-
de kann erst nach Vorlage der gefor-
derten Unterlagen erfolgen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Bezüglich der geforderten 
saP-Prüfung im Bereich der Ziegelei 
wurde bereits eine Prüfung im Zuge 
der Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 77 GE XI-Ziegenberg erstellt: Auf 
die saP vom 09.08.2023 von GSP 
Landschaftsarchitekten & Stadtpla-
nung in Nürnberg wird verwiesen. 

Der BPlan ist zwischenzeitlich am 
20.01.2025 in Kraft getreten. 

Bei der weiteren Konkretisierung von 
Maßnahmen wird der Träger beteiligt. 

 

 

 
Landratsamt Fürth – Immissionsschutz 
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Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Sollten schützenswerte Wohnungen 
bzw. Wohnhäuser neben gewerbliche 
Anlagen geplant sein, sind in einem 
späteren Bauleitplanverfahren mögliche 
immissionsschutzrechtliche Konflikte 
näher zu untersuchen bzw. zu bewer-
ten. 

Wird zur Kenntnis genommen und be-
rücksichtigt. 

 

 
Landratsamt Fürth – Wasserrecht 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Im vorgelegten Maßnahmenplan sind sowohl 
konkrete Maßnahmen für Bereiche innerhalb 
des Untersuchungsgebietes als auch Emp-
fehlungen für Bereiche außerhalb des Un-
tersuchungsgebietes dargestellt. 

 

1. Zu diesen Maßnahmen wird aus was-
serrechtlicher Sicht wie folgt Stellung 
genommen: 

  

1. Z-Quartier Bereich: 

Geplant sind hier folgende Maßnahmen lt. 
Maßnahmenübersicht im Erläuterungsbe-
richt S. 74 ff. (für genauere Erläuterungen 
wird auf die Rahmen- und Maßnahmenpla-
nung ab S. 67 im Erläuterungsbericht ver-
wiesen): 

Nr. 18 Abbruch Hallengebäude Alte Ziegelei 

 Abbruchmaßnahme/ Vorbereitung für 
Freiflächengestaltung 
 hierzu Flächenerwerb 
Nr. 19 Freiflächengestaltung Umfeld Alte 
Ziegelei 

 Freiflächengestaltung zur Steigerung 
der Aufenthaltsqualität 
 hierzu Flächenerwerb 
Nr. 20 Gebäudesanierung Alte Ziegelei 

 Gebäudesanierung (in Abhängigkeit 
von der Nutzung  derzeit Entwicklung) 
 hierzu Flächenerwerb 

Die Hallengebäude der „Alten Ziegelei“, die 
„alte Ziegelei“ selbst sowie die Freiflächen 
im Umfeld „der alten Ziegelei“ befinden sich 
(zum Teil) weniger als 60 gem. Art. 20 Abs. 
1 Satz 2 des Bayer. Wassergesetzes 
(BayWG) von der Uferlinie der Zenn eines 
Gewässers II. Ordnung entfernt. 

Anlagen am Gewässer im 60m-Bereich, die 
nicht der Benutzung, der Unterhaltung oder 
dem Ausbau des Gewässers dienen, dürfen 
an der Zenn nur mit Genehmigung des 
Landratsamtes Fürth errichtet, wesentlich 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. Bei Konkretisie-
rung der Maßnahmen wird der 
Träger am Verfahren beteiligt. 
Das Wasserwirtschaftsamt Nürn-
berg hat bereits eine Stellung-
nahme abgegeben. 
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geändert oder stillgelegt werden gemäß Art. 
20 BayWG i.V.m. § 36 WHG. Bei bauge-
nehmigungspflichtigen Vorhaben entfällt 
diese Genehmigung sowie bei Entscheidun-
gen nach § 78 Abs. 5 S. 1 oder § 78 Abs. 2 
S. 1 WHG. Die wasserrechtlichen Belange 
fließen dann in die Baugenehmigung ein. 

Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg ist 
noch zu den geplanten Maßnahmen zu hö-
ren und dessen Stellungnahme ist zu beach-
ten. 

2. Bereich Z 2: „Maßnahmen Straßen-
raum Ziegenberg (innerhalb des Untersu-
chungsgebiets und des angrenzenden Be-
reichs)“ 

Geplant sind hier folgende Maßnahmen lt. 
Maßnahmenübersicht im Erläuterungsbe-
richt S. 74 ff. (für genauere Erläuterungen 
wird auf die Rahmen- und Maßnahmenpla-
nung ab S. 67 im Erläuterungsbericht ver-
wiesen): 

 Nr. 13 Neugestaltung Straßenraum 
Ziegenberg westlich der Bahn 
 Nr. 14 Neugestaltung Straßenraum 
und Vorflächen westlich des Z- Quartiers  
 Nr. 15 Neugestaltung Parkplatz Z-
Quartier 
 Nr. 16 Neugestaltung Straßenraum 
Ziegenberg östlich der Bahn 
 Nr. 17 Fußweganbindung Tieftalweg 
an Z-Quartier und Ziegenberg 

Die Maßnahmen Nr. 13-16 tangieren eben-
falls den 60 m- Bereich der Zenn. Anlagen 
am Gewässer im 60m-Bereich, die nicht der 
Benutzung, der Unterhaltung oder dem Aus-
bau des Gewässers dienen, dür- fen an der 
Zenn nur mit Genehmigung des Landrats-
amtes Fürth errichtet, wesentlich geändert 
oder stillgelegt werden gemäß Art. 20 
BayWG i.V.m. § 36 WHG. Bei baugenehmi-
gungspflichtigen Vorhaben entfällt diese 
Genehmigung sowie bei Entscheidungen 
nach § 78 Abs. 5 S. 1 oder § 78 Abs. 2 S. 1 
WHG. Die wasserrechtlichen Belange flie-
ßen dann in die Baugenehmigung ein. 

Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg ist 
noch zu den geplanten Maßnahmen zu hö-
ren und dessen Stellungnahme ist zu beach-
ten. 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. Bei Konkretisie-
rung der Maßnahmen wird der 
Träger am Verfahren beteiligt. 
Das Wasserwirtschaftsamt Nürn-
berg hat bereits eine Stellung-
nahme abgegeben. 

 

3. Bereich A1: „Maßnahmen Straßen-
raum und Platzbereich Sanktustorstraße 
(innerhalb des Untersuchungsgebiets und 
des angrenzenden Sanierungsgebiets) 

Geplant sind hier folgende Maßnahmen lt. 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. Bei Konkretisie-
rung der Maßnahmen wird der 
Träger am Verfahren beteiligt. 
Das Wasserwirtschaftsamt Nürn-
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Maßnahmenübersicht im Erläuterungsbe-
richt S. 74 ff. (für genauere Erläuterungen 
wird auf die Rahmen- und Maßnahmenpla-
nung ab S. 67 im Erläuterungsbe richt ver-
wiesen): 

 Nr. 10 Aufwertung Trafohaus Alt-
stadteingang 
 Nr. 11 Aufwertung Grünflächen 
Sanktustorstraße 
 Nr. 12 Neugestaltung Sanktustor-
straße 
-  Straßenraum Sanktustorstraße 
Altstadteinfahrt/Zugang 
-  Verbesserung Fußwegesitua-
tion und Querungshilfe 
- Hierzu Flächenerwerb 

Das Trafohäuschen der Maßnahme Nr. 10 
stellt eine Anlage im 60 m- Bereich der 
Zenn, eines Gewässers II. Ordnung, dar. 
Anlagen am Gewässer im 60m-Bereich, die 
nicht der Benutzung, der Unterhaltung oder 
dem Ausbau des Gewässers dienen, dürfen 
an der Zenn nur mit Genehmigung des 
Landratsamtes Fürth errichtet, wesentlich 
geändert oder stillgelegt werden gemäß Art. 
20 BayWG i.V.m. § 36 WHG. 

Bei baugenehmigungspflichtigen Vorhaben 
entfällt diese Genehmigung sowie bei Ent-
scheidungen nach§ 78 Abs. 5 S. 1 oder § 78 
Abs. 2 S. 1 WHG. Die wasserrechtlichen 
Belange fließen dann in die Baugenehmi-
gung ein.Die Maßnahmen Nr. 11 und 12 
sind im festgesetzten Überschwemmungs-
gebiet der Zenn, eines Gewässers der II. 
Ordnung, geplant. Sie stellen Maßnahmen 
nach § 78 a Abs. 1 WHG dar und es sind für 
diese entsprechenden Ausnahmegenehmi-
gungen nach § 78 a Abs. 2 WHG beim 
Landratsamt Fürth zu beantragen. 

Ist eine Genehmigung nach § 78 a WHG zu 
erteilen, entfällt gem. Art. 20 Abs. 5 Satz 1 
BayWG die Notwendigkeit einer Anlagenge-
nehmigung nach Art. 20 BayWG. 

Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg ist 
noch zu den geplanten Maßnahmen zu hö-
ren und dessen Stellungnahme ist zu beach-
ten. 

berg hat bereits eine Stellung-
nahme abgegeben. 

1. Bereich A2: „Naturraum Zennaue/ 
nordöstlicher Altstadtrand“ (innerhalb des 
Untersuchungsgebiets und im angrenzen-
den Sanierungsgebiet sowie in den angren-
zenden Bereichen des Zenngrunds) 

Geplant sind hier folgende Maßnahmen lt. 
Maßnahmenübersicht im Erläuterungsbe-
richt S. 74 ff. (für genauere Erläuterungen 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. Bei Konkretisie-
rung der Maßnahmen wird der 
Träger am Verfahren beteiligt. 
Das Wasserwirtschaftsamt Nürn-
berg hat bereits eine Stellung-
nahme abgegeben. 
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wird auf die Rahmen- und Maßnahmenpla-
nung ab S. 67 im Erläuterungsbericht ver-
wiesen): 

 Nr. 7: Fuß- und Radweg Richtung 
Altstadt und An der Bleiche 
- Teilweise Grundstückserwerb 
- Neugestaltung/ Aufwertung Fuß- und 
Radweg 
 Nr. 8: Freiflächengestaltung Naher-
holungsraum Altstadtrand 
 Nr. 9: Neuordnung Zufahrt und Park-
platz Altstadtrand 
Die Maßnahmen Nr. 7  9 sind im festge-
setzten Überschwemmungsgebiet der Zenn, 
eines Gewässers der II. Ordnung, geplant. 
Sie stellen Maßnahmen nach § 78 a Abs. 1 
WHG dar und es sind für diese entspre-
chenden Ausnahmegenehmigungen nach § 
78 a Abs. 2 WHG beim Landratsamt Fürth 
zu beantragen. 

Ist eine Genehmigung nach § 78 a WHG zu 
erteilen, entfällt gem. Art. 20 Abs. 5 Satz 1 
BayWG die Notwendigkeit einer Anlagenge-
nehmigung nach Art. 20 BayWG. 

Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg ist 
noch zu den geplanten Maßnahmen zu hö-
ren und dessen Stellungnahme ist zu beach-
ten. 

2. Bereich N1 „Maßnahmen Bahnhofs-
platz mit Umfeld“ 

Geplant sind hier folgende Maßnahmen lt. 
Maßnahmenübersicht im Erläuterungsbe-
richt S. 74 ff. (für genauere Erläuterungen 
wird auf die Rahmen- und Maßnahmenpla-
nung ab S. 67 im Erläuterungsbericht ver-
wiesen): 

 Nr. 1: Anwesen Bahnhofsgebäude 
- Erwerb Grundstück/ Gebäude 
- Sanierungsgutachten/ Nutzungskon-
zept 
- Gebäudesanierung 
- Neugestaltung Freiflächen 
 Nr. 2: Bahnhofsplatz 
- Neugestaltung Freiflächen 
- Errichtung überdachte Fahrradabstel-
lanlage 
- Errichtung Buswarte- und Bahnberei-
che 

Zu den Maßnahmen Nr. 1 und 2 wird mitge-
teilt: Soll Grundwasser während der Bauzeit 
abgesenkt wer- den (Bauwasserhaltung), so 
bedarf dies gemäß Art. 70 Abs. 1 Nr. 3 Bay-
erisches Wassergesetz (BayWG) einer was-
serrechtlichen Erlaubnis. Vorsorglich weisen 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. Bei Konkretisie-
rung der Maßnahmen wird der 
Träger am Verfahren beteiligt. 
Das Wasserwirtschaftsamt Nürn-
berg hat bereits eine Stellung-
nahme abgegeben. 
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wir darauf hin, dass eine dauerhafte Grund-
wasserabsenkung nicht genehmigungsfähig 
ist, ggf. sind die Keller in wasserdichten 
Wannen auszuführen. 

Aussagen über eine ordnungsgemäße Ab-
wasserbeseitigung (Schmutz- und Nieder-
schlagswasser) wurden in den vorgelegten 
Unterlagen nicht getroffen, dies ist nachzu-
holen. 

Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg ist 
noch zu den geplanten Maßnahmen zu hö-
ren und dessen Stellungnahme ist zu beach-
ten. 

Allgemein: 

Sofern Niederschlagswasser versickert wer-
den soll, ist die Niederschlagswasserfreistel-
lungsverordnung (NWFreiV) in Verbindung 
mit den technischen Regeln zum schadlosen 
Einleiten von gesammeltem Niederschlags-
wasser in das Grundwasser (TRENGW) in 
der jeweils gültigen Fassung zu beachten. 
Sollten die Vorgaben der NWFreiV über-
schritten werden, ist eine wasserrechtliche 
Gestattung zu beantragen. 

Soll Grundwasser während der Bauzeit ab-
gesenkt werden (Bauwasserhaltung), so 
bedarf dies gemäß Art. 70 Abs. 1 Nr. 3 Bay-
erisches Wassergesetz (BayWG) einer was-
serrechtlichen Erlaubnis. Vorsorglich weisen 
wir darauf hin, dass eine dauerhafte Grund-
wasserabsenkung nicht genehmigungsfähig 
ist, ggf. sind die Keller in wasserdichten 
Wannen auszuführen. 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. Bei Konkretisie-
rung der Maßnahmen wird der 
Träger am Verfahren beteiligt. 
 

 

2. Zu den vorstehenden Maßnahmen wird 
aus bodenschutzrechtlicher Sicht wie 
folgt Stellung genommen: 

Die Grundstücke im Umgriff der Untersu-
chungsgebiete „Erweiterungsbereich Nord“ 
und „Erweiterungsbereich Ost“ sind derzeit 
nicht im Kataster nach Art. 3 Bayerisches 
Bodenschutzgesetz enthalten. Wir weisen 
jedoch darauf hin, dass das Altlastenkatas-
ter keinen Anspruch auf Vollständigkeit er-
hebt und eine Altlastenfreiheit nicht garan-
tiert werden kann. 

Das Grundstück Fl.Nr. 1880 Gemarkung 
Langenzenn ist eine ehemalige Altlast, die 
aus dem Kataster nach Art. 3 Bayerisches 
Bodenschutzgesetz unter Auflagen entlas-
sen wurde und noch im Altlasten-, Boden-
schutz- und Dateninformationssystem 
(ABuDIS) geführt wird. Diesbezüglich wird 
auf unser Schreiben vom 04.01.2018, Az. 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. Bei genannten 
Auflagen werden berücksichtigt. 
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412-1152/97-640-BA verwiesen, welches 
der Stadt Langenzenn vorliegt. Die darin 
genannten Auflagen sind zu beachten. 

 
N-ERGIE Netz 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

In der Anlage erhalten Sie Bestandspläne 
der N-ERGIE Netz GmbH und der von uns 
gegebenenfalls im Rahmen einer Betriebs-
führung mitbetreuten Versorgungsanlagen 
im oben genannten Bereich. 

Die Bestandspläne enthalten Anlagen der N-
ERGIE Netz GmbH und besitzen nur infor-
mellen Charakter. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Zusätzlich zu den auf den überlassenen Plä-
nen bekannt gegebenen Anlagen können 
sich vor Ort weitere im Eigentum Dritter ste-
hende Anlagen - insbesondere Kabel, Rohre 
oder Leitungen zum Anschluss von Erneuer-
baren Energieanlagen - befinden, für die wir 
nicht zuständig sind. Über diese können wir 
keine Auskunft geben und diese sind deshalb 
auch nicht im Planwerk dokumentiert. Hierfür 
ist der jeweilige Anlagenbetreiber zuständig. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

Netzerneuerungen oder Neuverlegungen 
sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht vorgese-
hen. Der Geltungsbereich wird von unserer 
20 kV-Freileitung überquert. Falls der 
Schutzbereich unserer 20 kV-Freileitung 
unterschritten werden sollte, ist uns dies 
zwingend mitzuteilen. Die Situation muss 
dann von uns vor Ort überprüft werden. 

Im Bereich unserer Freileitung dürfen Ge-
ländeveränderungen, insbesondere Auffül-
lungen, Abgrabungen in Mastnähe, sowie 
Baustelleneinrichtungen und Materiallage-
rungen nur mit unserer Zustimmung erfol-
gen. 

Bei Arbeiten in der Nähe von Versorgungsan-
lagen sind die geltenden „Sicherheitsvor-
schriften, Technischen Regeln“ sowie das 
Merkblatt für Freileitungen zu beachten. 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen und berücksich-
tigt. 

 

   

 
Planungsverband Region Nürnberg/ Regionsbeauftragter 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Vorgelegt wurde eine Stellungnahme des 
Regionsbeauftragten:  

Es wurde festgestellt, dass das o. g. Vorha-
ben der Stadt Langenzenn dem Grundsatz 
3.4.7 des Regi onalplans der Region Nürn-
berg (RP7) entspricht, demgemäß städte-
bauliche Sanierungsmaßnahmen vorranging 

Wird zur Kenntnis genommen.  
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in den zentralen Orten, u. a. in Langenzenn, 
durchgeführt werden sollen. 

Der nördliche Teil des Sanierungsgebietes 
der hier vorgelegten Vorbereitenden Unter-
suchungen über lagert sich mit dem Regiona-
len Grünzug RG 6 „Zenntal" (s. Karte 3 
„Landschaft und Erholung" (RP7)), dem die 
Funktionen Erholungsvorsorge (E), Verbes-
serung des Bioklimas (K) sowie Gliederung 
der Siedlungsräume (S) zugewiesen sind. In 
den regionalen Grünzügen sind Planungen 
und Maßnahmen im Einzelfall nur dann zu-
lässig, falls keine der den jeweiligen Grünzü-
gen zugewiesenen Funktionen beeinträchtigt 
wird ((RP7) 7.1.3.2 (Z)). 
Im Regelfall ist eine Bebauung hier nicht ver-
einbar - konkrete Vorhaben in einem regiona-
len Grünzug werden auf ihre Funktionsver-
träglichkeit zu prüfen sein. 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. Bei weiteren, 
konkreten Planungen im Bereich 
des Regionalen Grünzugs wird 
der Träger am Verfahren beteiligt. 

 

In diesem Zusammenhang wird darauf hin-
gewiesen, dass diese Ausführungen nicht die 
regionalplanerischen Stellungnahmen im 
Hinblick auf potenzielle künftige Bauleitpla-
nungen ersetzen. Diese erfolgen stets an-
hand der dann vorliegenden konkreten Plan-
unterlagen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Der Träger wird bei Bauleitplan-
verfahren weiter beteiligt. 

 

Eine Behandlung im Planungsausschuss ist 
nicht erforderlich. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

 
PLEDOC 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme 
und teilen Ihnen hierzu mit, dass von uns 
verwaltete Versorgungsanlagen der nach-
stehend aufgeführten Eigentümer bzw. Be-
treiber von der geplanten Maßnahme nicht 
betroffen werden: 

• OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen 

• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 

• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netz-
gebiet Nordbayern, Schwaig bei Nürnberg 

• Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft 
mbH (MEGAL), Essen 

• Mittelrheinische Erdgastransportleitungsge-
sellschaft mbH (METG), Essen 

• Nordrheinische Erdgastransportleitungsge-
sellschaft mbH & Co. KG (NETG), Dortmund 

• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH 
(TENP), Essen 

Uniper Energy Storage GmbH, Düsseldorf: 
Erdgasspeicher Epe, Eschenfelden, Krumm-
hörn 

Wird zur Kenntnis genommen  

Hinsichtlich der Maßnahmen zum Ausgleich Wird zur Kenntnis genommen.  
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und zum Ersatz der Eingriffsfolgen entneh-
men wir den Unterlagen, dass die Kompen-
sationsmaßnahmen erst im weiteren Verfah-
ren festgelegt werden bzw. keine Erwäh-
nung finden. 

Wir weisen darauf hin, dass durch die Fest-
setzung planexterner Ausgleichsflächen eine 
Betroffenheit von uns verwalteter Versor-
gungseinrichtungen nicht auszuschließen ist. 
Wir bitten um Mitteilung der planexternen 
Flächen bzw. um weitere Beteiligung an die-
sem Verfahren. 

Der Träger wird bei einer Konkre-
tisierung von Maßnahmen am 
Verfahren beteiligt. 

 
Regierung von Mittelfranken- Höhere Landesplanung- 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen sol-
len gemäß 3.4.7 des Regionalplans der Re-
gion Nürnberg (RP7) vorranging in den zent-
ralen Orten (…) Langenzenn (…) durchge-
führt werden. 

Gemäß 7.1.3.2 des Regionalplans der Regi-
on Nürnberg (RP7) sind in den Regionalen 
Grünzügen Planungen und Maßnahmen im 
Einzelfall nur dann zulässig, falls keine der 
den jeweiligen Grünzügen zugewiesenen 
Funktionen beeinträchtigt wird. Der nördliche 
Erweiterungsbereich des Sanierungsgebie-
tes überlagert sich mit dem Regionalen 
Grünzug RG 6 Zenntal, dem die Funktionen 
Er- holungsvorsorge, Verbesserung des Bi-
oklimas sowie Gliederung der Siedlungs-
räume zugewiesen sind. Wenn sich Maß-
nahmen im Bereich des Regionalen Grün-
zugs auf die im Erläuterungsbericht aufge-
zählten Ansatzpunkte der Handlungsfelder 
Freiflächen und Grünstrukturen (vgl. S. 61 f.) 
beschränken, ist von einer negativen Beein-
trächtigung der zugewiesenen Funktionen 
nicht auszugehen. 

Einwendungen aus landesplanerischer Sicht 
werden bei Berücksichtigung dieses Hinwei-
ses nicht erhoben. 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen und berücksich-
tigt. 

 

 
Regierung von Mittelfranken- Städtebauförderung- 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Mit der Überarbeitung und Erweiterung des 
Sanierungsgebiets in der vorgelegten Form 
besteht Einverständnis. Auch der Bereich 
und die Begründung zur Rücknahme der 
Flächen im Bereich Schießhaus-
platz/Würzburger Straße klingt plausibel. Die 
vorgeschlagene Erweiterung Nord und Ost 
des Sanierungsgebiets (genannt „Lücken-
schluss“) unter Berücksichtigung des Be-

Wird zur Kenntnis genommen.  
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reichs zwischen den beiden Untersuchungs-
gebieten wird fachlich begründet und als 
sinnvoll erachtet. 

Es wurde darauf hingewiesen, dass es bei 
der Aufnahme eines kommunalen Förderpro-
gramms von Vorteil wäre, die Gebäude in der 
Nürnberger Straße mit den Hausnummern 6 
und 8 in den Umgriff des Sanierungsgebiets 
aufzunehmen. 

Die Gebäude Nürnberger Straße 
6 und 8 werden in das künftige 
Sanierungsgebiet mit aufgenom-
men. 

 

Es wurde darauf hingewiesen, auf Seite 18 
unter 2.3.1 in der 3. Zeile könnte man „…. 
Grüne Infrastruktur …“. durch „… grüne und 
blaue Infrastruktur …“ zu  ergänzen. 

Wird ergänzt.  

 
Staatliches Bauamt Nürnberg 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

seitens des Staatlichen Bauamtes Nürnberg 
stimmen wir der vorgelegten Änderung bzw. 
Aufstellung der Untersuchungen zur Erweite-
rung des Sanierungsgebietes zu, wenn fol-
gende Auflagen berücksichtigt und aufge-
nommen werden: 

  

1. Im Bauleitplangebiet befinden sich 
straßenrechtliche Ortsdurchfahrtsgrenzen. 
Diese sind unter www.baysis.bayern.de er-
sichtlich. Die fehlenden straßenrechtlichen 
Ortsdurchfahrtsgrenzen gemäß Art. 4 Ba-
yStrWG (OD-E, OD-V) müssen im Sanie-
rungsgebiet eingetragen werden. 

Das Sanierungsgebiet betrifft nur 
den innerörtlichen Bereich. Die 
Ortsdurchfahrtsgrenzen liegen 
nicht im geplanten Gebiet. 
 

 

2. Außerhalb des Erschließungsberei-
ches der Ortsdurchfahrt gelten gemäß Art. 23 
Abs. 1 BayStrWG für bauliche Anlagen an 
Kreisstraßen bis 15,0 m Abstand vom äuße-
ren Rand der Fahrbahndecke Bauverbot. Die 
entsprechende Anbauverbotszone ist im Sa-
nierungsgebebiet textlich und planerisch dar-
zustellen und von jeglichen baulichen Anla-
gen, Nebenanlagen, Einfriedungen, Carports, 
Garagen, Stellplätzen, Lagerflächen und 
sonstigen Anlagen, die nach der BayBO ge-
nehmigungsfrei sind, freizuhalten. 

Das Sanierungsgebiet betrifft nur 
den innerörtlichen Bereich. 
 

 

3. Eine Ausnahmebefreiung von der 
Anbauverbotszone kann ausschließlich für 
die Errichtung von Lärmschutzanlagen und 
deren Bepflanzung erteilt werden. Ein Bauan-
trag für die Lärmschutzanlagen ist rechtzeitig 
einzureichen. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

4. Die Erschließung der Grundstücke 
des Sanierungsgebietes außerhalb des OD-E 
Bereiches (Erschließungsbereiches) der 
Ortsdurchfahrten ist ausschließlich über das 
untergeordnete Straßennetz vorzusehen (§ 1 
Abs. 6 Nr. 9 BauGB i.V.m. Art. 18 Abs. 1 und 
Art. 19 Abs. 1 BayStrWG). 

Wird zur Kenntnis genommen.  

5. Unmittelbare Zufahrten, außerhalb Wird zur Kenntnis genommen.  

http://www.baysis/
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des OD-E Bereiches (Erschließungsberei-
ches) der Ortsdurchfahrten von Grundstü-
cken zu Kreisstraßen sind nicht zulässig. 

3. Wir gehen davon aus, dass mit den 
geplanten Maßnahmen im Untersuchungs-
gebiet Erweiterungsbereich Nord, insbeson-
dere mit der dargestellten Parkfläche und 
den zwei Bahnübergangen, der Verkehr in 
diesem Bereich nicht mehr leistungsfähig 
abgewickelt werden kann. Vor einer endgülti-
gen Zustimmung ist daher ein Verkehrsgut-
achten zu erstellen, welches die Leistungsfä-
higkeit und Sicherheit des Verkehrsablaufes 
im o.g. Untersuchungsgebiet, vor allem je-
doch im Bereich der beiden Bahnübergänge 
bestätigt. Das Gutachten ist dem Staatlichen 
Bauamt Nürnberg zur weiteren Beurteilung 
vorzulegen. 

Bei den dargestellten Maßnah-
men handelt es sich um beispiel-
hafte künftige Entwicklungen. Bei 
einer Konkretisierung der Maß-
nahmen wird der Träger erneut 
beteiligt. 

 

7. Grundsätzlich gilt zudem: 

a. Neue Anbindungen zu betroffenen 
Kreisstraßen über neue Erschlie-
ßungsstraßen oder Verlegung beste-
henden Anbindungen zu betroffenen 
Kreisstraßen sind dem Staatlichen 
Bauamt Nürnberg frühzeitig zur Beur-
teilung und Genehmigung vorzulegen. 

b. Bei geplanten Änderungen im Bereich 
der Kreisstraßen und im Bereich der 
Straßenbestandteile sind die aktuell 
gültigen Regelwerke u.a. RASt, RAL 
etc. zu berücksichtigen und anzuwen-
den. Dies gilt auch für geplante Fuß-
gängerquerungen im Bereich der 
Kreisstraße, sowie allgemein für die 
fuß –und radwegemäßige Erschlie-
ßung. 

c. Übergeordnete Planungen durch Drit-
te (z.B. DB) sind mit zu betrachten 
und in die weiteren Untersuchungen 
einzubeziehen (u.a. Zusammenle-
gung der Bahnübergänge). 

d. Neue Zufahrten oder Änderungen be-
stehender Zufahrten aufgrund Nut-
zungsänderungen des Grundstückes 
o.ä. im OD-E Bereich von Kreisstra-
ßen, sind dem Staatlichen Bauamt 
Nürnberg zur Beurteilung und Ge-
nehmigung vorzulegen. 

e. Neue Senkrechtparkplätze entlang 
der Kreisstraßen sind nicht zulässig. 
Alle Stellplätze müssen so erschlos-
sen werden, dass ein Rückwärtsein-
fahren in den Verkehrsraum der 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen und bei einer 
Konkretisierung der Maßnahmen 
berücksichtigt. Bei einer Konkreti-
sierung der Maßnahmen wird der 
Träger erneut beteiligt. 
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Kreisstraße vermieden wird. Zufahr-
ten sind, soweit möglich, zusammen-
zulegen, um Konfliktpunkte zu verrin-
gern. 

8. Entlang der Kreisstraße FÜ11 Rich-
tung Kirchfembach ist die Planung eines 
Radweges im Radwegekonzept des Land-
kreises Fürth enthalten. Diese Planung und 
Führung eines Radweges entlang der Kreis-
straße ist bei Überlegungen zum Verlegen 
der Kreisstraße zu berücksichtigen. 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen und bei einer 
Konkretisierung der Maßnahmen 
berücksichtigt. 

 

9. Das Sichtfeld auf den Straßenver-
kehr an der Einmündung der einmündenden 
Erschließungsstraßen und Zufahrten in die 
Kreisstraßen ist gemäß RASt mit der Seiten-
länge I = 70 m in Achse der übergeordneten 
Straße und einem 3 m-Abstand vom Fahr-
bahnrand in der untergeordneten Stra-
ße/Zufahrt freizuhalten. Diese Sichtfläche ist 
von Anpflanzungen aller Art, Zäunen, Sta-
peln, parkenden Fahrzeugen und sonstigen 
Gegenständen freizuhalten, die eine größere 
Höhe als 0,80 m über der Fahrbahn errei-
chen. Ebenso wenig dürfen dort genehmi-
gungs- und anzeigefreie Bauten oder Stell-
plätze errichtet und Gegenstände gelagert 
oder hingestellt werden, die diese Höhe 
überschreiten. Dies gilt auch für die Dauer 
der Bauzeit. 

 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen und bei einer 
Konkretisierung der Maßnahmen 
berücksichtigt. 

 

10. Der Baulastträger der Kreisstraße 
trägt keine Kosten für Schallschutzmaßnah-
men an den Anlagen, die Gegenstand des 
Bauleitplanes sind. Zum Schutz vor 
Lärmeinwirkungen aus dem Straßenverkehr 
werden geeignete Schallschutzmaßnahmen 
empfohlen. 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. 

  

11. Bepflanzungen entlang der Kreisstra-
ße sind Sache des Baulastträgers. Daher 
kann die Darstellung im Bebauungsplan nur 
als Gestaltungswunsch gesehen werden. Bei 
der Planung sind die notwendigen Abstände 
gemäß RPS zu berücksichtigen. Die Planung 
ist mit dem Staatlichen Bauamt Nürnberg 
abzustimmen. 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen und bei einer 
Konkretisierung der Maßnahmen 
berücksichtigt. 

 

12. Wasser und Abwässer dürfen dem 
Straßenkörper der Kreisstraße nicht zugelei-
tet werden. Die Wirksamkeit der Straßenent-
wässerung darf nicht beeinträchtigt werden. 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen und bei einer 
Konkretisierung der Maßnahmen 
berücksichtigt. 
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13. Änderungen an der Entwässerungs-
einrichtung der Kreisstraßen dürfen nur im 
Einvernehmen mit der Straßenbauverwaltung 
erfolgen. 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen und bei einer 
Konkretisierung der Maßnahmen 
berücksichtigt. 

 

14. Werbende oder sonstige Hinweis-
schilder sind gemäß Art. 23 BayStrWG in-
nerhalb der Anbauverbotszone unzulässig. 
Außerhalb der Anbauverbotszone sind sie so 
anzubringen, dass die Aufmerksamkeit des 
Kraftfahrers nicht beeinträchtigt wird (§ 1 
Abs. 6 Nr. 9 BauGB) und sie müssen am Ort 
der Leistung stehen. 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen und bei einer 
Konkretisierung der Maßnahmen 
berücksichtigt. 

 

15. Werbeanlagen und Hinweisschilder 
(auch <1m²) sind zudem gesondert zu bean-
tragen. 

Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen und bei einer 
Konkretisierung der Maßnahmen 
berücksichtigt. 

 

Wir bitten um Übersendung des Gemeinde-
ratsbeschlusses, wenn unsere Stellungnah-
me behandelt wurde. 

Weiterhin bitten wir um Übersendung des 
rechtsgültigen Bauleitplanes (einschließlich 
Satzung). 

Die Beschlussfassung über die 
Trägerbeteiligung wird dem Trä-
ger übermittelt. 
 
Es handelt sich nicht um eine 
Bauleitplanverfahren. Die Ab-
grenzung des Sanierungsgebie-
tes und der Satzungsbeschluss 
wird dem Träger nach Beschluss-
fassung übermittelt. 

 

 
Vodafone Kabel Deutschland 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone 
GmbH / Vodafone Deutschland GmbH gegen 
die von Ihnen geplante Maßnahme keine 
Einwände geltend macht. 

Wird zur Kenntnis genommen.  

In Ihrem Planbereich befinden sich Tele-
kommunikationsanlagen unseres Unterneh-
mens. Bei objektkonkreten Bauvorhaben im 
Plangebiet werden wir dazu eine Stellung-
nahme mit entsprechender Auskunft über 
unseren vorhandenen Leitungsbestand ab-
geben. 

Der Träger wird bei konkreten 
Baumaßnahmen beteiligt. 

 

 
Wasserwirtschaftsamt Nürnberg 
 

Stellungnahme: Beschlussvorschlag: Ergebnis: 

Hinsichtlich des Untersuchungsgebiets Nord 
ist unsere Stellungnahme zum Bebauungs-
plan BP77 GE XI Ziegenberg vom 
25.11.2021 und vom 22.01.2024 im Rahmen 
der Bauleitplanung zu berücksichtigen. 

Wird zur Kenntnis genommen und 
berücksichtigt. 

 

Sofern im Untersuchungsgebiet Ost ein 
Rückbau der Tankstelle (gemäß Seite 5 des 
Erläuterungsberichts erfolgt eine Beseitigung 
der Tankstelle) erfolgt, ist die Fläche im 
Rahmen des Rückbaus auf mögliche Altlas-
ten hin zu untersuchen. Aufgrund der Tank-

Bei einer Konkretisierung der 
Maßnahme wird der Träger betei-
ligt. 
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stellennutzung kann ein Altlastenverdacht 
aus wasserwirtschaftlicher Sicht nicht ausge-
schlossen werden. Ein mögliches Gefähr-
dungspotential durch die vormalige Nutzung 
ist im Hinblick auf den Wirkungspfad Boden-
Grundwasser durch eine Historische Erkun-
dung und ggf. eine Orientierende Untersu-
chung gemäß § 12 BBodSchV durch ein qua-
lifiziertes Fachbüro (Sachverständigen nach 
§ 18 BBodSchG) abschätzen zu lassen. 

 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat stimmt den oben genannten Abwägungen zur Städtebauförderung Langenzenn 
- Erweiterung und Rücknahme des Sanierungsgebietes "Altstadt Langenzenn" zu. 
 
Stadträtin Ritter war während der Beschlussfassung nicht im Sitzungssaal anwesend.  
 
einstimmig beschlossen Dafür: 20  Dagegen: 0    
 

5. Überörtliche Prüfung der Jahresrechnungen 2017 bis 2022 und der 
Kasse der Stadt Langenzenn;  
hier: Möglichkeit der Einsichtnahme durch die Stadtratsmitglieder 

 
Sachverhalt: 
 
Durch den Bayerischen kommunalen Prüfungsverband wurden die Jahresrechnungen 2017 
bis 2022 der Stadt Langenzenn und der Stadtkasse Langenzenn geprüft. Der Bericht liegt 
nun der Verwaltung vor.  
 
Gemäß Art. 30 Abs. 2 und 3 GO der Bayerischen Gemeindeordnung (GO) ist der Stadtrat 
über den Eingang des Prüfungsberichtes in Kenntnis zu setzen. Darüber hinaus werden die   
Stadtratsmitglieder gem. Art. 102 Abs. 4 GO auf das bestehende Recht zur Einsichtnahme 
des Prüfungsberichts hingewiesen. 
 
Der Prüfbericht kann zu den regulären Dienstzeiten in der Kämmerei eingesehen werden.  
 
Darüber hinaus wird das Gremium über die Bereinigung der Prüfungsfeststellungen durch 
die Verwaltung gem. Art. 30 Abs. 3 GO in regelmäßigen Abständen informiert.  
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis.   
 

6. Änderung der Satzung der Stadt Langenzenn zur Regeleung von Fra-
gen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts 

 
Sachverhalt: 
 
Gemäß Art. 46 Abs.2 Satz 3 und 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) hat 
ein Viertel der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder die Einberufung des Gemeinderates 
(Stadtrates) für folgenden Tagesordnungspunkt verlangt: 
 

„Änderung der Satzung der Stadt Langenzenn zur Regeleung von Fragen des 
örtlichen Gemeindeverfassungsrechts“ 
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Gemäß dem o. g. Antrag soll ein neuer weiterer Ausschuss „Redaktionsausschuss“ 
installiert werden.  
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt, den vorliegenden Entwurf vom 07.04.2025 einer „Satzung zur Rege-
lung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts (2. Änderung) zur Satzung.  
 
Wesentlicher Inhalt der Satzung ist die Einrichtung eines weiteren Ausschusses, benannt als  
„Redaktionsausschuss“.  
 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Der Entwurf der Satzung liegt der Niederschrift als Anlage bei.  
 
mehrheitlich beschlossen Dafür: 13  Dagegen: 8    
 
 

7. Berufung der Mitglieder des Redaktionsausschusses und ihre Stellver-
treter 

 
Sachverhalt: 
 
Gemäß Art. 46 Abs.2 Satz 3 und 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) hat 
ein Viertel der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder die Einberufung des Gemeinderates 
(Stadtrates) für folgenden Tagesordnungspunkt verlangt: 
 

„Berufung der Mitglieder des Redaktionsausschusses und ihre Stellvertreter“ 
 
Der Antrag mit entsprechender Begründung ist als Anlage beigefügt. 
 
Nach der Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts sind 
bisher folgende Ausschüsse installiert. 
 

a. Hauptausschuss 
b. Bau, Umwelt- und Verkehrsausschuss 
c. Werkausschuss 
d. Rechnungsprüfungsausschuss 
e. Ferienausschuss 

 
Die Ausschüsse sind durchgehend mit sieben ehrenamtlichen Stadtratsmitgliedern und dem 
Vorsitzenden besetzt. Während der Rechnungsprüfungsausschuss aufgrund gesetzlicher 
Vorschriften auf maximal sieben Personen beschränkt ist. 
 
Nach dem d`Hondtschen Wahlverfahren und der Geschäftsordnung verteilen sich die sieben 
Ausschusssitze auf die einzelnen Parteien bzw. Wählergruppe wie folgt: 
 

Christlich-Soziale Union in Bayern e.V. CSU 3 Sitze 

Sozialdemokratische Partei Deutschlands SPD 2 Sitze 

Bündnis 90 / DIE GRÜNEN GRÜNE 1 Sitz 

Freie Wähler Langenzenn e.V. FW 1 Sitz 

Freie Demokratische Partei FDP kein Sitz 

 
Aufgrund des unter Tagesordnungspunkt 6 beschlossene Änderung der Satzung zur Rege-
lung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts und der damit verbundenen Ein-
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führung eines weiteren Ausschusses „Redaktionsausschuss“ sind hierfür weitere Aus-
schussmitglieder zu benennen. 
 
Die Fraktionen benennen entsprechend dieser Zuweisung die Ausschussmitglieder und 
Stellvertreter wie folgt: 
 
Redaktionsausschuss nach d‘Hondt 
Ordentliches 
Mitglied 

CSU SPD GRÜNE FW FDP 

Sitz 1 Osswald Plevka Gawehn Jäger ./. 

Sitz 2 Durlak Erhart ./. ./. ./. 

Sitz 3 Schlager ./. ./. ./. ./. 

Vertreter Vogel O. Sieber Meyer Ströbel M. ./. 

 Ströbel R. Franz Schwämmlein Schendzieloz-
Kostopoulus 

./. 

 Schramm Roscher Ritter Ammon ./. 

 Schlager ./. ./. ./. ./. 

 Weber ./. ./. ./. ./. 

 Ziegler ./. ./. ./. ./. 

 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat bestellt gemäß Art. 33 Abs.1 GO die von den Parteien und Wählergruppen vor-
geschlagenen Ausschussmitglieder, wie im Einzelnen oben aufgeführt.  
 
mehrheitlich beschlossen Dafür: 14  Dagegen: 6    
 

8. Änderung der Geschäftsordnung des Stadtrats Langenzenn (Ge-
schäftsordnung - GeschO) 

 
Sachverhalt: 
 
Gemäß Art. 46 Abs.2 Satz 3 und 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) hat 
ein Viertel der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder die Einberufung des Gemeinderates 
(Stadtrates) für folgenden Tagesordnungspunkt verlangt: 
 
„Änderung der Geschäftsorndung des Stadtrats Langenzenn (Geschäftsordnung – 
GeschO)“ 
 
Der Antrag mit entsprechender Begründung ist als Anlage beigefügt. 
 
Aufgrund der vorangegangenen Beschlussfassung bezüglich der Installierung eines neuen 
Ausschusses „Redaktionsausschuss“ ist die Geschäftsordnung des Stadtrats Langenzenn 
(Geschäftsordnung – GeschO) entsprechend anzupassen bzw. zu ergänzen.  
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt, den vorliegenden Entwurf vom 07.04.2025 der Fünften Änderung 
der Geschäftsordnung des Stadtrats Langenzenn (Geschäftsordnung – GeschO). 
 
Die Fünfte Änderung der Geschäftsordnung des Stadtrats Langenzenn (Geschäftsordnung – 
GeschO) tritt mit dem Inkrafttreten der 2. Änderung der Satzung der Stadt Langenzenn zur 
Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts in Kraft.  
 
mehrheitlich beschlossen Dafür: 13  Dagegen: 7    
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9. Antrag der CSU Stadtratsfraktion; 
hier: Einführung einer Wiederbesetzungssperre/Besetzungssperre 

 
Sachverhalt: 
 
Stadt, Hospitalstiftung und Stadtwerke haben derzeit keinen beschlossenen Haushalt bzw. 
Wirtschaftsplan. Es zeichnet sich bereits jetzt eine sehr angespannte finanzielle Situation ab, 
die Einsparungen wohl unumgänglich macht. Die Personalkosten stellen einen erheblichen 
Kostenfaktor dar. Insofern sind Neueinstellungen einer besonderen Prüfung ihrer Notwen-
digkeit zu unterziehen. Insbesondere muss geprüft werden, ob nicht durch organisatorische 
Umstrukturierungen Synergieeffekte erzielt werden können. Auch muss im Einzelfall geprüft 
werden, ob die Stadt bestimmte freiwillige Aufgaben noch oder noch in diesem Umfang wei-
terführen will. Dieser Antrag stellt ausdrücklich keine Kritik an den Beschäftigten der Stadt 
und ihrer Arbeit dar. Dem Stadtrat ist bewusst, dass die Beschäftigten eine gute und wertvol-
le Arbeit leisten. Die Finanzsituation erfordert dennoch Maßnahmen in allen Bereichen. 
 
Der Hauptausschuss hat in seiner Sitzung am 27.3.2025 dem Stadtrat mit 8:0 Stimmen fol-
genden Beschluss empfohlen. 
 
Stadträtin Meyer stellt den Antrag zur Geschäftsordnung, dass Sie über das aktuell laufende 
Einstellungsverfahren bei den Stadtwerken informiert werden möchte. 
 
einstimmig beschlossen  Dafür: 20 Dagegen: 0 
 
Die Beratung wird zu Beginn der nichtöffentlichen Sitzung fortgeführt.  
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt, für alle Stellen bei der Stadt Langenzenn (inklusive der Stadtwerke 
und der von der Stadt verwalteten Hospitalstiftung) bis auf weiteres eine Wiederbesetzungs-
sperre/Besetzungssperre. Die Wiederbesetzungssperre/Besetzungssperre gilt für alle Arten 
von Beschäftigungs- und Dienstverhältnisse unabhängig davon ob im Beamten- oder Be-
schäftigtenverhältnis und unabhängig von der Eingruppierung, dem Stundenumfang und der 
Dauer der Beschäftigung. Von der Wiederbesetzungssperre/Besetzungssperre kann nur im 
Einzelfall durch Beschluss des Stadtrates abgewichen werden. Im Rahmen des Beschlusses 
zur Haushaltssatzung (inklusive Stellenplan) wird über eine Aufhebung beraten.  
 
einstimmig beschlossen Dafür: 17  Dagegen: 0    
 

10. Gebührensatzung für die Kindertagesstätten - Erlass einer neuen Sat-
zung 

 
Sachverhalt: 
 
Aufgrund weiter gestiegener Sachkosten, stark steigenden Personalkosten, aber auch zum 
Ausgleich des bisherigen Defizites bei den Kindertagesstätten schlägt die Verwaltung fol-
gende Änderung bei den Gebührensätzen von: 
 
Krippen: 
 alt neu 

mehr als 3 bis einschließlich 4 Stunden 311,00 € 325,00 € 

mehr als 4 bis einschließlich 5 Stunden 344,00 € 358,00 € 

mehr als 5 bis einschließlich 6 Stunden 377,00 € 391,00 € 

mehr als 6 bis einschließlich 7 Stunden 410,00 € 424,00 € 

mehr als 7 bis einschließlich 8 Stunden 444,00 € 457,00 € 

mehr als 8 bis einschließlich 9 Stunden 477,00 € 490,00 € 
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mehr als 9 bis einschließlich 10 Stunden 510,00 € 523,00 € 

 
Kindergarten: 
 alt neu 

mehr als 3 bis einschließlich 4 Stunden 155,50 € 180,00 € 

mehr als 4 bis einschließlich 5 Stunden 172,00 € 198,00 € 

mehr als 5 bis einschließlich 6 Stunden 188,50 € 216,00 € 

mehr als 6 bis einschließlich 7 Stunden 205,00 € 234,00 € 

mehr als 7 bis einschließlich 8 Stunden 221,50 € 252,00 € 

mehr als 8 bis einschließlich 9 Stunden 238,00 € 270,00 € 

mehr als 9 bis einschließlich 10 Stunden 254,50 € 288,00 € 

 
Hort: 
 alt neu 

mehr als 2 bis einschließlich 3 Stunden 168,00 € 184,00 € 

mehr als 3 bis einschließlich 4 Stunden 187,00 € 205,00 € 

mehr als 4 bis einschließlich 5 Stunden 206,00 € 226,00 € 

mehr als 5 bis einschließlich 6 Stunden 225,00 € 247,00 € 

mehr als 6 bis einschließlich 7 Stunden 244,00 € 268,00 € 

mehr als 7 bis einschließlich 8 Stunden 263,00 € 289,00 € 

mehr als 8 bis einschließlich 9 Stunden 282,00 € 310,00 € 

mehr als 9 bis einschließlich 10 Stunden 301,00 € 331,00 € 

 
Neben der Erhöhung der Gebühren enthält die vorgeschlagene Satzung eine Änderung bei 
der Geschwisterermäßigung. Die Ermäßigung ab dem 3. Kind ist von 100 % auf 80,00 € ge-
ändert. Diese Regelung orientiert sich an den anderen Einrichtungen in Langenzenn. 
 
Die vorgeschlagenen Gebührensätze orientieren sich an den umliegenden Gemeinden, bzw. 
an den neuen Gebühren der kirchlichen Einrichtungen in Langenzenn. 
 
Nach den allgemeinen Haushaltsgrundsätzen der Gemeindeordnung ist der Haushalt der 
Gemeinde wirtschaftlich zu führen. Bei der Einnahmebeschaffung steht an erster Stelle die 
Erhebung von Entgelten für erbrachte Leistungen: 
 
Auch mit den neuen vorgeschlagenen Gebührensätzen wird keine 100 %-ige Kostendeckung 
erreicht. 
 
Der Hauptausschuss hat dem Stadtrat den Beschluss einstimmig empfohlen.  
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt den vorliegenden Entwurf der Gebührensatzung für die Kindertages-
stätten (KindertagesstättenGebS – KiTaGebS 2025) als Satzung. 
 
Die Satzung liegt der Niederschrift als Anlage bei.  
 
einstimmig beschlossen Dafür: 20  Dagegen: 0    
 

11. Gebührensatzung für die Mittagsbetreuung an der Grundschule Lan-
genzenn - Erlass einer neuen Satzung 

 
Sachverhalt: 
 
Aufgrund steigender Sachkosten, ansteigenden Personalkosten, aber auch zum Ausgleich 
des bisherigen Defizites bei der Mittagsbetreuung schlägt die Verwaltung folgende Anhe-
bung der Gebühren vor: 
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 alt neu 

bei fünf gebuchten Wochentagen 105,00 € 120,00 € 

bei vier gebuchten Wochentagen 84,00 € 96,00 € 

bei drei gebuchten Wochentagen 63,00 € 72,00 € 

bei zwei gebuchten Wochentagen 42,00 € 48,00 € 

 
Für die Geschwisterermäßigung für das zweite Kind wird eine Erhöhung von 12,00 € auf 
15,00 € vorgeschlagen. Gleichzeitig wird eine Änderung für die Ermäßigung ab dem dritten 
Kind von 100 % auf 30,00 € vorgeschlagen. 
 
Durch die vorgeschlagene Gebührenerhöhung wird das Defizit nicht zu 100 % gedeckt.  
 
Nach den allgemeinen Haushaltsgrundsätzen der Gemeindeordnung ist der Haushalt der 
Gemeinde wirtschaftlich zu führen. Bei der Einnahmebeschaffung steht an erster Stelle die 

Erhebung von Entgelten für erbrachte Leistungen. 

 
Der Hauptausschuss hat dem Stadtrat den Beschluss einstimmig empfohlen.  
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt den vorliegenden Entwurf der Satzung über die Erhebung von Ge-
bühren für die Mittagsbetreuung der Stadt Langenzenn als Satzung. 
 
Der Entwurf der Satzung liegt der Niederschrift als Anlage bei.  
 
einstimmig beschlossen Dafür: 20  Dagegen: 0    
 

12. Mitteilungen 
 
Es liegen keine Mitteilungen vor.  
 

13. Sonstiges 
 

13.1. Ablehnung beim Beschluss zur Informationsverwantaltung zur Lan-
desgartenschau 

 
Stadträtin Schläger möchte die Ablehnung der Informationsveranstaltung zur Landesgarten-
schau von Ihrer Fraktion in der Sitzung des Bau-, Umwelt-, und Verkehrsausschusses am 
08.04.2025 nachträglich wie folgt begründen: 
 
Die CSU-Fraktion ist nicht grundsätzlich gegen eine solche Informationsveranstaltung. Es 
müssen jedoch vorab die Fragestellungen, aus dem Antrag von Stadträtin Osswald bezüg-
lich der Landesgartenschau, beantwortet werden.  
 
   

13.2. Reaktion auf Facebook-Posts zur Landesgartenschau 
 
Stadtrat Durlak stellt klar, dass entgegen einer Meldung auf Facebook der Bewerbungsbe-
schluss zur Landesgartenschau im Stadtrat nicht einstimmig gefasst wurde.  
 
   
 
 
 


